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231. Sitzung 

Bonn, Freitag, den 24. April 1998 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Guten Morgen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, die Sitzung ist eröff-
net. 

Da der 1. Mai dieses Jahres auf einen Freitag fällt, 
ist im Ältestenrat vereinbart worden, die Frist für die 
Einreichung der Fragen für die Fragestunde der Sit-
zungswoche vom 4. Mai bereits auf Donnerstag, den 
30. April vorzuverlegen. Sind Sie damit einverstan-
den? - Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Dann 
verfahren wir so. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 9 a und 9 b so-
wie den Zusatzpunkt 4 auf: 

9. a) Beratung der Großen Anfrage der Abgeord-
neten Armin Laschet, Hermann Gröhe, Hel-
mut Jawurek, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der CDU/CSU sowie der Abge-
ordneten Roland Kohn, Dr.-Ing. Karl-Hans 
Laermann, Dr. Karlheinz Guttmacher und 
der Fraktion der F.D.P. 

Internationale Attraktivität und Wettbe-
werbsfähigkeit des Hochschulstandortes 
Deutschland als Aufgabe deutscher Politik 

- Drucksachen 13/8165, 13/9372 - 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Tilo Braune, Stephan Hilsberg, Do ris Oden-
dahl, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der SPD 

Internationalität der Hochschulen 

- Drucksache 13/9621 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Innenausschuß 
Ausschuß für wirtschaft liche Zusammenarbeit 
und Entwicklung 

ZP4 Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. 

Attraktivität deutscher Hochschulen für aus-
ländische Studierende 

- Drucksache 13/10451- 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Innenausschuß 
Ausschuß für wi rtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung 

Zu der Großen Anfrage liegt ein Entschließungsan-
trag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf Druck-
sache 13/10473 vor. Der Entschließungsantrag auf 
Drucksache 13/9400 wurde, wie mir gesagt wurde, 
zurückgezogen. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
diese Aussprache eine Stunde vorgesehen. Gibt es 
dazu Widerspruch? - Das ist nicht der Fall. Dann ist 
so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Als erster Redner hat 
der Kollege Armin Laschet, CDU/CSU, das Wort . 

Armin Laschet (CDU/CSU): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Als Roman Herzog im 
November 1997 seine vielbeachtete Rede zum Auf-
bruch in der Bildungspolitik hielt, betonte er gleich 
zu Beginn, daß er sich damit als Bundespräsident auf 
vermintem Gelände bewege: Seit wann steht es ei-
nem Bundespräsidenten zu, sich auf ein klassisches 
Feld der Länder zu begeben? 

Auch die Entstehungsgeschichte der Großen An-
frage, die wir heute diskutieren, ist in mehrfacher 
Hinsicht ungewöhnlich. Sie ist nicht in einer der Ar-
beitsgruppen unserer Fraktion entstanden, sondern 
in der jungen Gruppe, der 20 Kolleginnen und Kolle-
gen aus unterschiedlichen Ausschüssen des Deut-
schen Bundestages angehören. 

(Tilo Braune [SPD]: Und wir dachten, Herr 
Rüttgers hätte sie bestellt!) 

- Ich weiß, Sie haben keine jungen Leute in Ihrer 
Fraktion. 

(Lachen bei der SPD - Horst Kubatschka 
[SPD]: Sie meinen junge Bettvorleger!) 

Dennoch ist das kein Grund zur Aufregung in diesem 
Punkt. 
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Armin Laschet 

Zum zweiten ist die Anfrage deshalb ungewöhn-
lich, weil sich der Deutsche Bundestag, die Bundes-
ebene unseres föderalen Staates, mit einer Aufgabe 
befaßt, die Ländersache ist; und dies, bevor der Bun-
despräsident sie zu vermintem Gelände erklärt hatte. 

Die Gründe für dieses Verfahren und auch für die 
heutige Debatte liegen in der bundespolitischen Be-
deutung, die weit über die hochschulpolitischen Fra-
gestellungen hinausreicht. Wenn immer weniger 
Studierende vor allem aus den Schwellenländern 
Asiens und Lateinamerikas in Deutschland studie-
ren, dann ist das nicht nur eine Frage der Statistik, 
der Kultusministerkonferenz oder der Auslandsämter 
der Hochschulen. Vielmehr kann sich dies dann zum 
Standortproblem für die Bundesrepublik Deutsch-
land entwickeln. 

(Jörg Tauss [SPD]: Wie der Innenminister! - 
Tilo  Braune [SPD]: Die Bundesregierung ist 

das Standortproblem!) 

Wenn die Eliten der Welt, wenn künftige Entschei-
dungsträger in Politik und Wi rtschaft, wenn auslän-
dische Studierende unser Land meiden, dann hat 
dies Konsequenzen, die sich mittel- und langfristig 
auf die Wettbewerbsfähigkeit unseres Landes und 
damit auch auf Arbeitsplätze auswirken. Wenn die 
besten Köpfe der Welt zur Ausbildung nicht mehr 
nach Deutschland kommen, dann müßte uns das tref-
fen wie einst der Sputnik-Schock die USA, so hat es 
der Bundespräsident formuliert. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der SPD) 

- Ich freue mich, daß Sie von der SPD an dieser Stelle 
klatschen. Wenn ich Ihren Entschließungsantrag 
lese, dann komme ich zu dem Ergebnis, daß Sie die 
Bedeutung dessen, um das es hier geht, nicht er-
kannt haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Thomas  Rachel [CDU/CSU]: Richtig!) 

Die Grünen gestehen in ihrem Entschließungsantrag 
wenigstens zu, daß das Auswirkungen auf den 
Standort Deutschland haben kann. In Ihrem Antrag 
wird dies aber als Verengung auf die deutsche Ex-
portindustrie diffamiert, und ausländische Studie-
rende werden dort als „Türöffner für die Exportindu-
strie" bezeichnet. Ihre Formulierungen sind im Ge-
gensatz zu dem, was die Grünen zumindest erkannt 
haben, nicht „neue Mitte", sondern alter, kalter Kaf-
fee; deshalb werden wir diesen Antrag heute ableh-
nen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Herausforderungen, die sich daraus ergeben, 
können nicht im Gestrüpp von 16 Kultusministerial-
bürokratien hängenbleiben, sondern bedürfen einer 
koordinierten Offensive von Politik, Wirtschaft und 
Hochschulen. Dazu muß Bewußtsein verändert wer-
den, vor allem bei Ihnen - bei Ihnen ist es damit näm-
lich noch nicht so weit her wie in anderen Fraktionen 
-, aber auch in unserer Öffentlichkeit. 

(Zuruf von der SPD: Und beim Minister! - 
Günter Rixe [SPD]: Der Minister hört nicht 

zu!)  

Der Minister hat auf diese Aufgaben reagiert; er ist 
anwesend und hört zu. Er hat seine Hausaufgaben 
mit der Vorlage des Gesetzentwurfs zum Hoch-
schulrahmengesetz, den wir hier verabschiedet ha-
ben, im Hinblick auf die innenpolitische und die 
hochschulpolitische Situation in hervorragender 
Weise gemacht. Wir bedauern sehr, daß die rot-
grüne Blockade im Bundesrat die endgültige Verab-
schiedung dieses Gesetzes verhindert, und wir be-
grüßen, daß der Minister in dieser Woche entschie-
den hat, das Ganze jetzt ohne Zustimmung des 
Bundesrats auf den Weg zu bringen. Es bleibt uns 
kein Spielraum, zu warten, bis auch Sie die Pro-
bleme der Zeit erkannt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Anfrage ist nach mehreren Hearings im Deut-
schen Bundestag mit Vertretern der Wirtschaft, der 
Hochschulrektorenkonferenz, mit Studierenden und 
Praktikern, die ihre Erfahrungen berichtet haben, 
entstanden. Woran liegt es denn, daß trotz hoher Stu-
diengebühren Studierende weiterhin - in verstärk-
tem Maße - in die USA gehen und nicht in die Bun-
desrepublik Deutschland kommen? 

(Doris Odendahl [SPD]: Weil sie Stipendien 
bekommen!) 

Es gibt mehrere Konsequenzen, die man daraus 
ziehen sollte. Ich habe erwähnt, daß im Hochschul-
rahmengesetz die Differenzierung, die Deregulie-
rung und die Vergabe internationaler Hochschul-
grade geregelt ist. Ich habe auch schon erwähnt, daß 
wir durch die lange Diskussion hierüber we rtvolle 
Zeit verloren haben. Ich denke, daß über diese hoch-
schulpolitische Fragestellung hinaus weitere Mi-
nister an dieser Frage beteiligt sein müssen. 

Die Anfrage läßt an Offenheit nichts zu wünschen 
übrig. Sie ist eine Bestandsanalyse, die Defizite auf-
zeigt und die Konsequenzen nach sich zieht. Gefor-
dert ist beispielsweise der Bundesminister für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, der 
trotz der Spar- und Konsolidierungspolitik denjeni-
gen Titel erhöht hat, der Wissenschaftskooperation 
und die Stipendienvergabe an ausländische Studie-
rende vorsieht. Gefragt ist auch der Außenminister; 
denn die deutschen Botschaften und die Goethe-In-
stitute, die Mittlerorganisationen der auswärtigen 
Kulturpolitik, müssen bei einer Offensive mitwirken, 
die jetzt erforderlich ist. 

(Jörg Tauss [SPD]: Die macht ihr doch 
gerade kaputt!) 

- Nein, die macht niemand kaputt. 

(Jörg Tauss [SPD]: Doch, ihr! Gehen Sie 
doch mal zu den Goethe-Instituten!) 

- Sie sprechen hier über Dinge, von denen Sie nun 
wirklich nichts verstehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Das, was von den deutschen Botschaften und den 
Goethe-Instituten auf diesem Feld bereits geleistet 
wird, 

(Jörg Tauss [SPD]: Gegen Ihren Widerstand! 
Die Bundesregierung schließt immer mehr 

Goethe-Institute!) 

verdient es nicht, durch solch dümmliche Zwischen-
rufe diskreditiert zu werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zurufe von der SPD) 

- Ich verstehe schon, daß Sie das Thema aufregt, weil 
Sie keine Antworten auf diese Fragen haben, die für 
unser Land wichtig sind. - Die Debatte über diese 
Anfrage hat aber erreicht, daß es eine Einigung zwi-
schen Minister Rüttgers und Minister Kanther gibt. 

(Jörg Tauss [SPD]: Das hat lang gedauert!) 

- Es hat lange gedauert. Schließlich sind ja auch Ihre 
Innenminister in den Ländern daran beteiligt. Es ist 
ja nicht immer nur der Bundesinnenminister. 

Ich wünsche mir, daß das, was Minister Rüttgers 
und Minister Kanther jetzt vereinbart haben und was 
ausländischen Studierenden gegenüber eine offenere 
und keine defensive Haltung zum Ausdruck bringen 
soll, auch von den Ländern und den Ausländerbehör-
den umgesetzt wird. Wir haben gehört, daß es inzwi-
schen eine diesbezügliche Einigung mit den Ländern 
gibt. Ich wünsche mir, daß recht bald eine Botschaft an 
die Ausländerbehörden gerichtet wird, daß diese 
neuen Richtlinien, die auf diese Anfrage und auf das, 
was Minister Rüttgers mit Minister Kanther vereinbart 
hat, zurückgehen, auch umgesetzt werden. 

(Tilo Braune [SPD]: Sehr spät, sehr spät! - 
Jörg Tauss [SPD]: Hat das der Herr Kanther 
noch nicht gemacht? - Gegenruf des Abg. 
Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Der Tauss hat 

es nicht kapiert!) 

- Der Bundesinnenminister hat es gemacht. 

(Jörg Tauss [SPD]: Ach?) 

- Auch von Innenpolitik verstehen Sie nichts. Sie ru-
fen eigentlich bei jedem Thema, das hier behandelt 
wird, sehr laut dazwischen. Der Innenminister hat 
die Dinge entschieden; die Länder müssen es jetzt 
umsetzen. Wie bei vielen anderen Dingen warten wir 
darauf, daß die Länder das jetzt endlich auch tun. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Der Schröder 
verkauft es morgen wieder als seinen 
Erfolg! - Jörg Tauss [SPD]: Unglaublich!) 

Wir brauchen eine koordinierte Offensive; wir 
brauchen eine entsprechende Einstellung in der Öf-
fentlichkeit, so daß auch nach draußen getragen wer-
den kann, daß wir ausländische Studierende bei uns 
brauchen, daß wir um sie werben, daß sie für uns 
eine Bereicherung sowohl unserer Hochschulen als 
auch einer Diskussion sind, die uns über die auswär-
tige Kulturpolitik hinaus als offenes Land, als Land, 
das die Eliten der Welt einlädt, zu uns zu kommen, 
darstellt und die zum Ausdruck bringt, daß wir Ent-
wicklungsländer verstärkt berücksichtigen wollen. 

Diese Debatte brauchen wir. Die Debatte am heuti-
gen Morgen ist wichtig; aber sie wird fortgesetzt wer-
den müssen. 

(Jörg Tauss [SPD]: 16 Jahre!) 

- Das hat nichts mit 16 Jahren zu tun, Herr Kollege. 

(Tilo Braune [SPD]: Und wie!) 

Vielmehr handelt es sich um eine Entwicklung der 
letzten Jahre. Das zeigt, daß die Hochschulen selbst 
hier ihren Teil beitragen müssen, daß die Länder, die 
für die Hochschulpolitik eigentlich zuständig sind, 
ebenfalls ihren Beitrag leisten müssen. Wir haben 
heute diese Aufgabe auf die Bundesebene geholt, 
weil die Kleinstaaterei der Länder hier nicht mehr 
ausreicht. Es ist jetzt eine Offensive auf der Bundes-
ebene erforderlich. 

(Horst Kubatschka [SPD]: „Kleinstaaterei"? 
- Jörg Tauss [SPD]: Unverschämtheit!) 

Dem dienen unsere Anfrage und unser Entschlie-
ßungsantrag, dem wir heute zustimmen werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Horst Kubatschka [SPD]: Die Kleinstaaterei 

dürfen Sie nicht auf sich sitzen lassen!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Tilo Braune, SPD. 

Tilo Braune (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Kollege Laschet, es 
ist ja durchaus mutig, daß Sie sich hier als Mitglied 
der Gruppe der jungen CDU-Abgeordneten outen; 
denn gemeinhin sind die dafür bekannt, daß sie den 
Mund spitzen, aber, wenn es spannend wird, nicht 
zu pfeifen wagen. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. 
Dr. Dagmar Enkelmann [PDS]) 

Zu Recht haben Sie die Rede des Bundespräsiden-
ten angesprochen, die wir mit Aufmerksamkeit gele-
sen haben. Wenn man sie aber genau interpretiert, 
wird man zu dem Schluß kommen, daß der Bundes-
präsident mit wohlgesetzten und vorsichtigen Worten 
genau dieser Bundesregierung manches darüber ins 
Stammbuch geschrieben hat, was sie in den letzten 
Jahren versäumt hat. 

Sie sprachen die Goethe-Institute an. Dazu kann 
ich nur sagen: Sie haben zwar eine Selbstverwal-
tung; aber Sie wissen ja selbst, daß genau die Bun-
desregierung, die Sie tragen und stützen, die Mittel 
streicht, so daß mehr und mehr Goethe-Institute im 
Ausland geschlossen werden müssen und ihre Auf-
gaben nicht mehr erfüllen können. 

(Beifall bei der SPD - Jörg Tauss [SPD]: Das 
ist wahr! - Ina Albowitz [F.D.P.]: Und wie 
viele eröffnen wir neu? Haben Sie das 
schon einmal gegengerechnet? Wenn Sie 
nichts davon verstehen, sollten Sie es las

-

sen, hier darüber zu reden!) 
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- Schauen Sie sich doch einmal die Kritiken der ver-
schiedenen Länder wie Italien und Island an. Ich 
halte das für fatal und katastrophal. 

(Armin Laschet [CDU/CSU]: Die Welt hat 
sich verändert!) 

- Die Welt verändert sich, vor allen Dingen Ihre Welt. 
Sie wird scheinbar immer kleiner. 

Zum Thema zurück. Vorbei sind die guten alten 
Zeiten, als Deutsch international als Lingua franca 
der Wissenschaft galt. Vorbei sind auch die Zeiten, 
als Deutschland Spitzenreiter bei den Ausgaben für 
Bildung, Wissenschaft und Forschung war. Während 
andere Industrienationen und sogar Schwellenländer 
eine Bildungsexplosion erleben, droht die Bundesre-
publik im Mittelmaß zu versinken. Inzwischen hat 
auch der letzte begriffen: Diese Bundesregierung hat 
es in fataler Ignoranz versäumt, die notwendigen 
Rahmenbedingungen für einen starken und interna-
tional attraktiven Studienstandort anzupassen. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Mat

-

thias Berninger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Das Resultat sehen wir jetzt. Die Geduld der Stu-
dierenden ist zu Recht am Ende; die längst überfälli-
gen Reformen, die die Universitäten so dringend 
brauchen, sind in der notwendigen Konsequenz zu-
mindest nicht in Sicht. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Sagen Sie das Frau 
Brunn auch?) 

Die bereits vom Bundestag verabschiedete Nove lle 
zum Hochschulrahmengesetz ist nicht die überfällige 
Reform, sondern sie ist maximal ein unvollkommener 
Schritt in diese Richtung. Das Versagen der Bundes-
regierung läßt sich erneut an den Zahlen des Haus-
haltes für 1998 festmachen. Während in Großbritan-
nien unter Tony Blair und in Frankreich unter Lionel 
Jospin massiv in Bildung und Forschung investiert 
wird, sank in Deutschland der Anteil des BMBF am 
Bundeshaushalt zwischen 1982 und 1998 von 4,7 auf 
3,2 Prozent. Der Etat des Ministeriums verringerte 
sich allein zwischen 1996 und 1997 um 3,7 Prozent. 
Hier sind die Fakten, und das sind die Zahlen. 

An die Zukunftsfähigkeit dieser Bundesregierung 
glaubt ohnehin keiner mehr. Die Abspeisung der 
Studierenden mit geheucheltem Verständnis und ei-
nem schwächlichen sogenannten Bibliothekssofort-
programm war eine erbärmliche und inakzeptable 
Anbiederung an die Demonst rierenden im Herbst. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Dr. Ludwig Elm [PDS]) 

Die Demonstrationen, Streiks und Proteste der Stu-
dierenden waren nur die logische Folge einer chro-
nisch verfehlten Bildungspolitik. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Für die die Länder 
zuständig sind! - Thomas Rachel [CDU/ 
CSU]: Die SPD-geführten Länder! - Ina 
Albowitz [F.D.P.]: Gott sei Dank, daß Sie das 

den Ländern attestieren!) 

Den vielfältigen verständnisvollen Worten müssen 
nun endlich Taten folgen. Ich ermutige die Studie-
renden, auch in Zukunft deutlich und mit Augenmaß 
für bessere Studienbedingungen einzutreten. 

(Beifall bei der SPD - Thomas Rachel [CDU/ 
CSU]: Vor allem in Niedersachsen und 

Nordrhein-Westfalen!)  

Nach dem Motto „Haltet den Dieb! " versuchen der 
Kanzler und Herr Rüttgers auch noch, die Verantwor-
tung allein auf die Länder zu schieben. Natürlich 
steht auch mancher Landesfinanzminister 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: „Mancher"? Alle!) 

einem sanierten Haushalt offener gegenüber als stei-
genden Bildungsausgaben. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Alle! Herr Eichel, 
Herr Schröder und Herr Rau! - Wolfgang 
Zöller [CDU/CSU]: Gestern habt ihr sie 
gelobt, weil sie stabile Preise garantieren! 
Irgendwann müßt ihr euch einmal auf eine 

Linie festlegen!) 

Aber das ist doch der Effekt der unsoliden Finanz-
politik der Bundesregierung: Durch permanente Um-
verteilung und Abwälzung vieler Kosten wird den 
Ländern ein immer kleinerer finanzieller Spielraum 
gelassen. Die durch steigende Arbeitslosigkeit her-
vorgerufenen steuerlichen Mindereinnahmen bei 
höheren Sozialleistungen sind doch die größten Bela-
stungen und Entwicklungshemmnisse in Deutsch-
land. Ich glaube, diese Bundesregierung ist mittler-
weile eine der größten Belastungen und eines der 
größten Entwicklungshemmnisse für Deutschland. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Trotzdem ist es möglich, auch andere Akzente zu 
setzen. Während im Bundesdurchschnitt West die 
staatlichen Mittel für Forschung und Lehre 1997 bei 
durchschnittlich 11 900 DM pro Student lagen, betru-
gen zum Beispiel die Ausgaben eines der ärmeren 
Länder, nämlich Mecklenburg-Vorpommerns, aus 
dem ich stamme, 37 500 DM je Student. 

(Thomas Rachel [CDU/CSU]: Zum Thema! 
Anfrage zum internationalen Hochschul

-

standort!) 

Hier sieht man, wie Schwerpunkte richtig gesetzt 
werden, wie richtige Bildungspolitik gemacht wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich gebrauche ein Bild, um die Situation an den 
Hochschulen zu beschreiben. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, stellen Sie sich vor, Sie müßten in jeder 
zweiten Parlamentssitzung stehen. Frei werdende 
Stellen in den Ministerien könnten nicht mehr neu 
besetzt werden, und Sie müßten die Arbeit Ihrer Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter selbst übernehmen. 

(Dr.-Ing. Rainer Jork [CDU/CSU:] Wie war 
eigentlich das Thema? Ging es nicht um 

internationalen Standort?) 

Wegen permanent sinkender Diäten - nur 15 Prozent 
erhalten überhaupt noch welche - müßten Sie leider 
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die halbe Woche für 11 DM Stundenlohn kellnern ge-
hen. - So ungefähr geht es doch den Studierenden 
derzeit in Deutschland. So sehen aber nach meiner 
Meinung international attraktive und wettbewerbs-
fähige Hochschul- und Fachhochschulstandorte nicht 
aus. 

(Beifall bei der SPD) 

Wirken wir so anziehend auf international Studie-
rende? 

Belastend kommt noch eine durch Leute wie Herrn 
Kanther geschürte latente Ausländerfeindlichkeit 
hinzu. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU - Thomas 
Rachel [CDU/CSU]: Skandalös, so etwas!) 

Für den Innenminister ist ohnehin jeder ausländische 
Studienbewerber ein verkappter Wirtschaftsflücht-
ling oder Asylbewerber, 

(Armin Laschet [CDU/CSU]: Das ist doch 
Unfug! - Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann 
[F.D.P.]: Soviel dummes Zeug hätte ich 

Ihnen gar nicht zugetraut!) 

von Ereignissen wie Vorträgen verurteilter Rechtster-
roristen in der Bundeswehr-Führungsakademie ganz 
zu schweigen. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Ich hatte 
gedacht, Sie wollten etwas zum Thema 
sagen! - Thomas Rachel [CDU/CSU]: Reine 

Polemik!) 

Auch von den ausländerrechtlichen Verwaltungsvor-
schriften, die den Studienaufenthalt unbürokratisch 
ermöglichen sollten, haben die Bundesländer bei ih-
rer Zuarbeit an den Bund seit dem 14. Januar nichts 
mehr gehört. Diese müssen jedoch auf Grund der be-
sonderen Dringlichkeit vorgezogen werden und dür-
fen nicht erst im Gesamtpaket dem Bundesrat vorge-
legt werden. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Mat-
thias Berninger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Bemerkenswert ist im übrigen, daß im heutigen 
Antrag der Koalition keinerlei zusätzliche finanzielle 
Mittel in Aussicht gestellt werden. Allein das Deut-
sche Studentenwerk hat mit seinem Servicepaket für 
ausländische Studierende einen Fortschritt erzielt, 
und dies ohne Zutun der Bundesregierung. 

(Dr. Christian Ruck [CDU/CSU]: Dafür ist es 
ja auch da!) 

Angesichts solch unattraktiver Studienbedingun-
gen ist es doch kein Wunder, daß immer mehr Stu-
dierwillige statt nach Deutschland in die USA oder 
nach Großbritannien gehen. Der Anteil von 8,2 Pro-
zent ausländischer Studierender an deutschen Hoch-
schulen, von denen auch noch zirka ein Drittel, ge-
nau 32,8 Prozent, sogenannte Bildungsinländer sind, 
die schon die Hochschulzugangsberechtigung in 
Deutschland erworben haben, bedeutet eine Stagna-
tion. Bei Studierenden aus Japan, aus Indonesien so-
wie aus wirtschaftlich aufstrebenden Schwellenlän-

dern in Afrika und Lateinamerika ist es gar zu einem 
drastischen prozentualen Rückgang gekommen. Ob-
wohl sich die Anzahl japanischer Studenten im Aus-
land von 1975 bis 1991 verfünffachte und sich die 
Zahl der im Ausland Studierenden aus Indonesien 
verdoppelt hat, kommt in Deutschland davon nichts 
an. 

(Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann [F.D.P.]: Das 
ist doch nicht wahr! Die haben sich auch 
verdoppelt! - Gegenruf des Abg. Wolfgang 
Zöller [CDU/CSU]: Er behauptet es trotz

-

dem! Das interessiert ihn nicht!) 

Doch selbst wenn weitere Studierende nach 
Deutschland kommen wollen, so werden sie zusätz-
lich von unterfinanzierten Hochschulen, von der re-
striktiven Ausländerpolitik Kanthers und von dem 
Mangel an Stipendienmöglichkeiten abgeschreckt. 

Da Herr Rüttgers die notwendigen Mittel nicht ak-
quirieren kann, versucht er es nun mit Aktionismus, 
der ihn nichts kostet. Nehmen wir zum Beispiel die 
angesprochene Novelle zum Hochschulrahmenge-
setz. Das Vorhaben zunächst ist positiv. Eine Ent-
schlackung, Straffung, Entbürokratisierung ist über-
fällig. Doch dies allein ist keine Problemlösung und 
führt noch nicht aus der derzeitigen Misere. Die Ein-
führung der Studienabschlüsse Bachelor und Master 
ist lediglich ein erster Schritt zur Internationalisie-
rung, wobei die Bundesregierung noch nicht einmal 
mitteilen kann, an welche der inte rnational durchaus 
unterschiedlichen Abschlüsse man sich anzulehnen 
gedenkt. Die Gebührenfreiheit an den deutschen 
Hochschulen ist zweifelsohne ein Standortvorteil, der 
mit aller Kraft verteidigt werden muß - und wir tun 
dies -, 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

der aber - laut Antwort auf die Große Anfrage - für 
ausländische Studierende durch die langen Studien-
zeiten und ein daraus resultierendes höheres Berufs

-
eintrittsalter nivelliert wird. Solange es uns nicht ge-
lingt, Studiengebühren zu verbieten, wird das Hoch-
schulrahmengesetz nicht die Akzeptanz der Studie-
renden finden. 

Meine erneute Aufforderung geht hier wiederum 
an die Studenten und an den Bundesrat, auch in die-
sem Punkt nicht nachzulassen. Die Novelle ist ohne-
hin Stückwerk. Ohne eine Personalrechtsreform, 
ohne eine Demokratisierung der Hochschule, ohne 
angemessene BAföG-Reform, ohne eine deutlich 
bessere finanzielle Ausstattung der Hochschulen ist 
das ganze Gerede um Reform unglaubhaft, fader Ak-
tionismus, Schall und Rauch. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Matt

-

hias Berninger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Die SPD hat auf ihrem Parteitag in Leipzig in ihrem 
Parteiprogramm für die Bundestagswahl deutliche 
Akzente für die Zukunftsfähigkeit der Hochschulen 
und unseres Landes gesetzt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Eine reine Luft

-

nummer!) 
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Wir stehen für die Steigerung der Attraktivität des 
Studien- und Lebensstandortes Deutschland. Ger-
hard Schröder und Oskar Lafontaine bekennen sich 
unmißverständlich zu einer Verdopplung der investi-
ven Ausgaben für Wissenschaft und Forschung in-
nerhalb von fünf Jahren und zu stärkeren Akzenten 
in der Bildungspolitik. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann müssen Sie 
mal in Ihren Ländern anfangen!) 

Hier werden die richtigen Akzente und Wege auf-
gezeigt. Mit aktiver Innovationspolitik kann 
Deutschland wieder einen herausragenden Stellen-
wert erhalten. Dem Bildungssystem kommt eine tra-
gende Rolle zu. Wir werden einladende Bedingun-
gen für ausländische Studierende schaffen und 
Hemmnisse für unsere jungen Gäste abbauen. Die 
Eliten anderer Staaten sollen eingeladen und nicht 
abgeschreckt werden. Die SPD steht für Internationa-
lität und Zukunftsfähigkeit dieser Republik. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Jedem muß klar sein: Wer Stillstand, soziale Kälte, 
Reformunfähigkeit, mangelnde Innovation abschaf-
fen will, 

(Thomas Rachel [CDU/CSU]: Das glauben 
Sie doch selber nicht, was Sie hier erzäh

-

len!) 

wer die Zukunftsfähigkeit Deutschlands will, der 
muß diese Regierung abwählen. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Matt

-

hias Berninger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Matthias Berninger, Bündnis 90/Die Grünen. 

Matthias Berninger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn 
man über die Internationalität der deutschen Hoch-
schulen und der deutschen Hochschullandschaft re-
det, sollte man, finde ich, an einer anderen Stelle an-
fangen, als diese Debatte heute beginnt. Man sollte 
anfangen in der Zeit von 1933 bis 1945. Wir verdan-
ken Wolf Lepenies die Einsicht, daß in dieser Zeit der 
Startschuß zur Provinzialisierung unserer Hochschul-
landschaft gegeben wurde. Denn davor war Deutsch-
land ein Land, das inte rnational führend war und das 
Hochschulen hatte, die international die Rolle spiel-
ten, die ich mir für die deutschen Hochschulen wie-
der wünsche. Danach, mit der Vertreibung vieler jü-
discher Wissenschaftler und mit dem Ang riff der Na-
tionalsozialisten auf die Forschungsfreiheit ist das 
passiert, an dessen Folgen unser Standort noch heute 
zu leiden hat. Wir haben wesentlich an Qualität ver-
loren und diese Qualität noch nicht voll zurückge-
wonnen. Ich finde das wichtig, denn die ganze De-
batte um die Internationalisierung der Hochschulen 
ist nicht nur ein Wahlkampfthema, sondern eine der 
Schlüsselfragen, die wir in den nächsten zehn Jahren 

mit mehr Mut als in den letzten Jahren anpacken 
müssen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Große Anfrage der jungen Gruppe der CDU-
Abgeordneten ist hier von dem CDU-Kollegen schon 
gelobt worden. Auch ich will sie loben. Ich will Ihnen 
auch sagen, warum: weil diese Anfrage auf einen 
Mißstand und eine Bremserrolle der Bundesregie-
rung hingewiesen hat. Bundesinnenminister Kanther 
hat, obwohl der Bundeskanzler, der Außenminister, 
der Bildungsminister und alle Ministerpräsidenten 
immer wieder gesagt haben, wie wichtig die Interna-
tionalität der deutschen Hochschulen ist, durch das 
Ausländerrecht den Zuzug ausländischer Studieren-
der nach Deutschland nachhaltig gebremst und 
durch bürokratische Hürden so sehr blockiert, daß 
die Leute nun wirklich nicht gekommen sind. Die 
Große Anfrage hat diese Bremse gelöst, weil sie dem 
Bundesbildungsminister die Möglichkeit gab, diese 
Praxis des Bundesinnenministers zu kritisieren. Inso-
fern ist das ein politischer Vorgang. 

(Stephan Hilsberg [SPD]: Aber noch nicht 
gelöst!) 

Nicht nur die Anfrage selbst, sondern auch die Ant-
wort  der Bundesregierung hat etwas bewegt. 

(Zustimmung des Bundesministers Dr. Jür

-

gen Rüttgers) 

Man kann vieles kritisieren, Herr Rüttgers, und das, 
was Sie dort  bewegt haben, reicht mir auch noch 
nicht aus; aber dafür, daß Sie Herrn Kanther von die-
sem Trip heruntergeholt haben, kleinkarierten Pro-
vinzialismus zu betreiben, und daß Sie den Sta rt

-schuß dazu gegeben haben, daß wir zumindest für 
die Studierenden ein Ausländerrecht bekommen, 
das in die richtige Richtung geht, dafür möchte ich 
Ihnen ganz herzlich danken. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Berninger, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kol-
legen Hilsberg? 

Matthias Berninger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Bitte schön. 

Stephan Hilsberg (SPD): Herr Berninger, können 
Sie bestätigen, daß wir zwar in der Presse viele Mel-
dungen darüber lesen können, daß sich Herr Rütt-
gers augenscheinlich gegenüber Minister Kanther 
durchgesetzt haben soll, daß aber die Verwaltungs-
vorschriften bis heute immer noch nicht erlassen sind 
und insofern die Unsicherheit für ausländische Stu-
denten weiterbesteht? 

Matthias Berninger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ich kann das absolut bestätigen. Nur müssen Sie an 
die Situation zuvor denken. Vorher war bei der Bun-
desregierung überhaupt keine Bewegung erkennbar. 
Jetzt dreht sich der Streit zwischen den SPD-geführ- 
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ten und rotgrünen Ländern und der Bundesregie-
rung nur noch darum, ob das ausreicht, was Herr 
Kanther gemacht hat. Ich habe hier eine Stellung-
nahme des Landes Hamburg, die besagt, es gehe in 
die richtige Richtung, aber gerade in bezug auf die 
Arbeitsmöglichkeiten der Studierenden müsse man 
mehr tun. 

(Armin Laschet [CDU/CSU]: Was sagt denn 
das Land Niedersachsen? Was sagt denn 

Glogowski?) 

Mir ist wichtig, daß man das quer durch alle Län-
der positiv aufgenommen hat und dabei ist, das um-
zusetzen. Meine Hoffnung ist, daß wir spätestens 
zum 1. Oktober Bedingungen für ausländische Stu-
dierende haben, die der neuen Regelung entspre-
chen. Zum Teil haben sich Länder - auch hier ist 
Hamburg wieder ein Beispiel - schon längst über das 
hinweggesetzt, was Herr Kanther gemacht hat. Na-
türlich ist das nicht die Antwort auf die Probleme, die 
wir bei der Internationalität der deutschen Hoch-
schulen haben. 

Genausowenig stellte das Hochschulrahmengesetz 
jetzt plötzlich den Startschuß dar. Das wäre gerade 
so, als wolle man durch die Erwähnung von Multime-
dia die Hochschulen endlich dazu bringen, ins World 
Wide Web zu gehen. Natürlich ist das Hochschulrah-
mengesetz auch nur ein kleiner Baustein. Das alles 
reicht mir nicht aus; das dürfte keinem Bildungspoli-
tiker ausreichen, der sich die Zahlen anguckt. 

Andere Länder sind im wissenschaftlichen Aus-
tausch weit vor uns, haben mehr ausländische Stu-
dierende an ihren Hochschulen und profitieren 
enorm davon, weil neue Erfahrungen ins Land kom-
men, während in Deutschland die Zahl der Studie-
renden, die hierher kommen und hier studieren wol-
len, stagniert und, wenn man genauer hinguckt, so-
gar sinkt. 

(Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann [F.D.P.]: Das 
stimmt doch nicht!) 

Die Entwicklungsländer sind angesprochen wor-
den. Sie sind immer weniger in der Lage, ihre jungen 
Leute hierher zu schicken. Hinsichtlich der Länder 
im asiatischen Raum haben wir zum Beispiel im Ver-
gleich zu Australien enorm verloren. - Wir haben in 
ein paar Bereichen, etwa in Musik, gewonnen, aber 
insgesamt verloren. - Herr Laermann, Sie sagen, es 
stimme nicht. Aber ich kenne doch auch Ihre Sorge, 
weil wir gerade im Ingenieurbereich riesige Pro-
bleme haben, die Attraktivität zurückzugewinnen, 
die wir vor Jahren hatten. 

(Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann [F.D.P.]: Wir 
haben 22 Prozent ausländische Studie

-

rende! - Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Wir 
haben doch einen Zuwachs!) 

Sie wissen, welche Bedeutung diese Attraktivität für 
die Entwicklung im asiatischen Raum und auch für 
unsere Exportwirtschaft hatte. 

Ich möchte auf die für mich wesentlichere Frage 
zurückkommen, was noch getan werden müßte. Im 
Hochschulrahmengesetz sind die internationalen Ab-
schlüsse Thema. Ich finde es gut, daß wir diesen Weg 

gehen, weil ich glaube, daß sich die internationalen 
Abschlüsse durchgesetzt haben und daß ein deut-
scher Sonderweg bei Hochschulabschlüssen ein 
schwerer Fehler wäre und sowohl das Studium von 
Deutschen im Ausland erschweren als auch umge-
kehrt das Studium von ausländischen Studierenden 
in Deutschland sehr nachhaltig behindern würde. Ich 
finde es wirklich gut, daß wir das machen, sehe aber 
die Gefahr, daß wir die Sorgen, die viele Leute mit 
dieser Umstellung verbinden, in den Hintergrund 
rücken lassen. 

Es gibt zwei Länder, die Erfahrungen mit dem 
neuen gestuften System haben. Das eine Land ist Dä-
nemark. In Dänemark steht Bachelor oder B.A. für 
„bald arbeitslos" oder „bestimmt arbeitslos", weil die 
Leute, die do rt  ein Kurzstudium gemacht haben, 
praktisch keinen Job finden. Das darf in Deutschland 
nicht passieren. Wenn die Leute keine Perspektive 
im Arbeitsleben haben, nachdem sie einen solchen 
Kurzstudiengang absolviert haben, ist das ein riesi-
ges Problem. Ich wünsche mir, daß wir den Weg ge-
hen, den andere Länder gegangen sind, und das 
duale Berufsausbildungssystem, die klassische Be-
rufsausbildung, mehr mit den Universitäten verzah-
nen. Da könnte der Bachelor eine enorme Chance 
darstellen. 

Ich wünsche mir aber auch, daß Herr Kanther - ich 
habe ihn vorhin schon einmal als Bremser genannt - 
hier einen mutigeren Schritt macht. Der Erfolg unse-
rer internationalen Studiengänge hängt davon ab, 
wie sehr die Absolventen dieser Studiengänge Zu-
gang zum öffentlichen Dienst haben. Ich spreche das 
an, weil wir das bei den Fachhochschulabsolventen 
erlebt haben. Ich bin Jahrgang 1971. Seit dieser Zeit 
streitet man sich darüber, ob Fachhochschulabsol-
venten im öffentlichen Dienst angemessen berück-
sichtigt werden können. Herr Kanther hat das auch 
in diesem Jahr wieder blockiert. Aber wir dürfen hier 
nicht den gleichen Fehler wie bei den Fachhochschul-
absolventen machen und fast ein Vierteljahrhundert 
bis zu ersten Fortschritten warten, und letzten Endes 
sogar mehr als ein Vierteljahrhundert verstreichen 
lassen, bis Fachhochschulabsolventen eine Chance 
haben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Stephan Hilsberg [SPD]) 

Herr Rüttgers, Sie haben sich in dieser Legislatur-
periode mit drei Ministern ziemlich heftig gestritten. 
Der eine ist Bundeswirtschaftsminister Rexrodt. Das 
war der harte Kampf darum, wer der eigentliche 
Wirtschaftsminister ist. Nach einem mäßigen Spiel ist 
das unentschieden ausgegangen. Jetzt spielt auf die-
sem Spielfeld Herr Wissmann gegen Herrn Rexrodt. 

Der zweite Minister, mit dem Sie sich auseinander-
gesetzt haben, ist der Bundesfinanzminister. Dazu 
will ich Ihnen sagen: Das war eine schwere Nieder-
lage für die Bildungspolitik in Deutschland. 

(Tilo Braune [SPD]: Das ist wohl wahr!) 
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Ihre Bilanz ist ein Rückgang der Ausgaben im Bil-
dungsbereich. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Was hat das mit der heutigen Debatte zu tun? Der 
„Spiegel" hatte vor ein paar Wochen die große Über-
schrift: Der Chef zahlt. Wir sind alle sehr froh dar-
über. Er zahlt nämlich sein im letzten Winter verspro-
chenes 40-Millionen-DM-Programm. Was steht aber 
noch in diesem Artikel? Der Chef zahlt und spa rt . Er 
spart  nämlich innerhalb des 40-Millionen-DM-Pro-
gramms, das unzureichend, aber wichtig ist, unter 
anderem bei den Bibliotheken, beim Deutschen Aka-
demischen Austauschdienst und beim Budget für 
ausländische Gastdozenten, die nach Deutschland 
kommen. Das macht schon deutlich, wie groß die 
Probleme sind, die Ihr Versagen gegenüber Herrn 
Waigel verursacht hat. 

Der dritte Minister, mit dem Sie sich gezankt ha-
ben, ist der Bundesinnenminister Kanther. Ich 
glaube, daß dieser Ihr härtester Gegner ist. Sie haben 
an einer Stelle gewonnen - noch einmal meine Gra-
tulation dazu -, Sie haben aber an zwei Stellen verlo-
ren, 

(Jörg Tauss [SPD]: Wir finden auch noch 
mehr Stellen!) 

nämlich bei der Anerkennung der Fachhochschüler 
im öffentlichen Dienst und bei der Reform der Perso-
nalstruktur. 

Wenn man über die Internationalität des Studien-
standorts Deutschland redet, dann muß man auch 
darüber reden, daß unsere Professoren in der Bezah-
lung und in der Anbindung an die Hochschule im in-
ternationalen Rahmen vergleichbare Positionen er-
halten müssen. Das gilt für die Möglichkeiten, die ih-
nen gegeben werden, aber auch für die Grenzen, die 
ihnen gesteckt werden müssen. Das haben Sie nicht 
erreicht. Sie haben nicht erreicht, daß die Beendi-
gung der Verbeamtung von Professoren in das 
Hochschulrahmengesetz aufgenommen wurde. 

Unter dem Strich kann ich sagen: Ich freue mich 
über den kleinen Fortschritt, den wir hier gemacht 
haben und über den wir heute reden. Ich ärgere 
mich aber darüber, daß wir nicht soweit gekommen 
sind, wie es bei diesem Thema wünschenswert wäre, 
und daß wir es in den letzten vier Jahren nicht ge-
schafft haben, einen deutlichen Schritt in Richtung 
Internationalität zu machen. Das wird wohl unsere 
Aufgabe in den nächsten vier Jahren sein. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Dr. Laermann, F.D.P. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Jetzt werden 
die Zahlen richtiggestellt!) 

Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann (F.D.P.): Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte - ich 

weiß nicht, ob mir das gelingt - den Versuch unter-
nehmen, nicht in die Wahlkampftöne einzustimmen 
oder darauf einzugehen. 

Die vorliegende Antwort der Bundesregierung auf 
die Große Anfrage zur internationalen Attraktivität 
und Wettbewerbsfähigkeit des Hochschulstandortes 
Deutschland ist das Thema. Ich denke, die Antwort 
liefert einerseits einen umfassenden Überblick über 
die Maßnahmen und Aktivitäten in den verschiede-
nen Politikbereichen, die involvie rt  sind: Bildungs- 
und Hochschulpolitik, Auswärtige Kulturpolitik und 
Entwicklungshilfepolitik. Andererseits zeigt sie offen 
und ehrlich die Defizite auf, mit denen wir uns als 
Parlament in den verschiedenen Politikfeldern drin-
gend, und zwar im Zusammenhang, befassen müs-
sen. 

Zunächst möchte ich eines mit allem Nachdruck 
feststellen - das hat mich in der Diskussion der letz-
ten Zeit ganz erheblich gestört -: Seit einiger Zeit 
wird stereotyp behauptet, Deutschland sei als Stu-
dienstandort nicht mehr attraktiv. Betrachten wir je-
doch die Entwicklung der Studierendenzahlen in ab-
soluten Größen, so stellen wir fest, daß sich in einem 
Zeitraum, in dem sich die Zahl der deutschen Studie-
renden etwas mehr als verdoppelt hat - von rund 
840000 auf 1,84 Millionen -, die Zahl der ausländi-
schen Studierenden verdreifacht hat. Selbst wenn 
man davon ausgeht, daß geschätzt rund ein Drittel 
als sogenannte Bildungsinländer betrachtet werden 
müssen, hat sich der Anteil von knapp 50 000 auf 
100 000 verdoppelt. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Ihr sagt 
immer, es werden weniger! Doppelt soviel 

ist bei euch weniger!)  

Der Bezug auf prozentuale Anteile ergibt also kein 
realistisches Bild. 

Es ist immer etwas Eigenartiges, wenn man ge-
wisse Vorurteile pflegt. Ich habe aber einmal in die 
Statistiken geschaut - das Bundesamt für Statistik 
scheint mir glaubwürdig zu sein - und festgestellt, 
daß sich die Zahl der europäischen Studienanfänger 
in Deutschland seit 1975 vervierfacht hat. Ebenso hat 
sich die Zahl der Studienanfänger aus Afrika vervier-
facht. Die Zahlen der Studienanfänger aus Amerika 
und Asien ebenso wie die aus Australien und Ozea-
nien haben sich verdoppelt. 

(Tilo Braune [SPD]: Wie war die Entwick

-

lung in anderen Ländern? - Wolfgang Zöller 
[CDU/CSU]: So etwas Schwachsinniges! 

Das gibt es doch nicht!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es kä-
men noch weit mehr Studierende und junge Wissen-
schaftler aus dem Ausland an die deutschen Hoch-
schulen, wenn dafür die notwendigen Ressourcen 
verfügbar wären. Es kann also nicht an der inhaltli-
chen Attraktivität der Hochschulen liegen; dafür 
sind andere Gründe und Bedingungen verantwort-
lich. Das haben wir auch in der Großen Anfrage an-
gesprochen. 

Es kämen weit mehr, wenn dafür die notwendigen 
Ressourcen verfügbar wären. So liegt zum Beispiel 
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das Verhältnis von Bewilligungen zu Stipendienan-
trägen beim Deutschen Akademischen Austausch-
dienst im Durchschnitt bei 1 : 5, in bezug auf das Ja-
pan-Programm sogar bei 1 : 10. 

(Stephan Hilsberg [SPD]: Das wird sich 
noch weiter verschlechtern!) 

Ähnlich ist die Situation auch bei anderen Institutio-
nen, die Stipendien vergeben. 

Man muß sich schon wundern, daß immer mehr 
Studierende in Deutschland studieren und daß sich 
immer mehr Nachwuchswissenschaftler hier wissen-
schaftlich qualifizieren wollen. Akzeptieren Sie doch 
die Leistungen der deutschen Wissenschaft! 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Matthias Berninger [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]) 

Viele wollen hier studieren trotz der überzogenen 
und, wie ich meine, unberechtigten pauschalen Kri-
tik an unseren Hochschulen aus den eigenen Reihen, 
aus dem eigenen Land. Hören wir doch endlich auf, 
unsere Hochschulen selber schlechtzureden! Wir 
würden uns dann möglicherweise wundern, wenn 
tatsächlich weniger Studierende aus dem Ausland zu 
uns kommen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Dennoch sind Veränderungen, Modernisierungen 
und Anpassungen an inte rnationale Entwicklungen 
notwendig. Ein wichtiger Schritt - das ist schon er-
wähnt worden - ist mit der Novelle zum Hochschul-
rahmengesetz getan. Ich denke, die Abschlüsse Ba-
chelor und Master haben sich inzwischen zum welt-
weiten De-facto-Standard entwickelt. Sie sind sozu-
sagen Mobilitätsschienen zwischen den Bildungssy-
stemen unterschiedlicher Kulturkreise geworden. 
Die Orientierung auf die nationalen Standards allein 
erweist sich nämlich als eine strategische Schwäche 
unserer Hochschulen auf dem globalen Bildungs-
markt. 

Die Einführung dieser Studiengänge allein genügt 
natürlich nicht. Fragen der gegenseitigen Anerken-
nung von Studien- und Prüfungsleistungen, auch 
von Teilleistungen, sind zu klären. Regierungsab-
kommen auf diesem Gebiet sind zwar hilfreich, aber 
sie reichen nicht aus. Die Anerkennungs- und Äqui-
valenzregelungen sind viel zu formal und viel zu for-
malisiert. Hier ist mehr Flexibilität im Einzelfall gefor-
dert; denn auf Grund der Differenzie rtheit kann die 
gegenseitige Anerkennung gar nicht über Regie-
rungsabkommen und Regelungen, für die dann die 
Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen zu-
ständig ist, geregelt werden. Auf diesem Gebiet muß 
auch die KMK Bewegung zeigen. 

(Beifall des Abg. Matthias Berninger 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Es ist notwendig, daß die Lehrenden an unseren 
Bildungseinrichtungen sozusagen in ihrer wissen-
schaftlichen Autorität bereit und in der Lage sind, ih-
rerseits individuell Leistungen, auch im Ausland er-
brachte Leistungen, anzukennen. 

Auch Verbesserungen in Beratung und Betreuung 
- das gilt übrigens auch für deutsche Studierende - 
sind notwendige Hilfen in den alltäglichen Lebens-
fragen, zum Beispiel bei der Wohnraumbeschaffung 
und vielem mehr. Hier ist schon davon gesprochen 
worden - ich bestätige das ausdrücklich -, wie wich-
tig und dringend klärungsbedürftig die Fragen des 
Ausländerrechts und des Arbeitsrechts sind. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Verbesserungsbedürftig!) 

Aus meiner beruflichen Befaßtheit und oftmaligen 
Betroffenheit heraus fordere ich hier akzeptable Lö-
sungen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Hier liegen nämlich wesentliche Gründe, warum 
manchen Interessenten ein Studium in Deutschland 
wenig attraktiv erscheint. Es liegt also nicht an den 
wissenschaftlichen Leistungen, sondern an den Rah-
menbedingungen. 

Dazu liegt ja Gott sei Dank seit kurzem der Ent-
wurf von Verwaltungsvorschriften zu den auslän-
derrechtlichen Regelungen für ausländische Studie-
rende und Wissenschaftler vor. Darin sind zweifellos 
entscheidende Verbesserungen vorgesehen. Das be-
grüße ich ausdrücklich. Ich hoffe sehr, daß diese Re-
gelungen bald wirksam werden. Ich fordere auch die 
Länder auf, verehrte Kollegen von der SPD, diese Re-
gelungen nun umzusetzen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wir leiden ja nicht an dem Fehlen von Regelungen, 
daran, daß diese nicht vom Bund eingefordert wer-
den, sondern daran, daß sie in den Ländern nicht um-
gesetzt werden oder nur in einer Weise, die unseren 
Vorstellungen - damit meine ich die Vorstellungen 
aller im Parlament -, die wir mit der Verabschiedung 
von gesetzlichen Bestimmungen verfolgt haben, oft-
mals nicht entspricht. 

Noch ein Wort  zu den Stipendien. Ich denke, wenn 
es schon nicht möglich ist, die Anzahl der Stipendien 
auf Grund der Finanzlage zu erhöhen, und wenn da-
her die Situation als unbef riedigend angesehen wer-
den muß, so ist um so mehr die Erkenntnis umzuset-
zen, daß erst die Nachbetreuung ehemaliger Stipen-
diaten zu dauerhaften Verbindungen führt und die 
Potentiale für dauerhafte und fruchtbare Zusammen-
arbeit auf geistigem, gesellschaftlichem und damit 
anschließend auch auf wi rtschaftlichem Gebiete er-
schließt. Eine Aufwertung der Nachkontakte ist des-
halb nicht nur wünschenswert, wie die Bundesregie-
rung in ihrer Antwort schreibt, sie ist ein Muß. 

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Weng [Ger

-

lingen] [F.D.P.]) 

Dies gilt nicht nur für ehemalige Stipendiaten, son-
dern möglichst für a lle, die in Deutschland studiert 
haben. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU und des Abg. Horst 
Kubatschka [SPD]) 

Im übrigen unterstreiche ich dick, was in der Ant-
wort  zum gesamten Themenkomplex gesagt wird. 
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Ich muß dabei aber auch auf eine nicht angespro-
chene Konsequenz hinweisen, nämlich darauf, daß 
die finanziellen Voraussetzungen verbessert werden 
müssen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Wenn Sie zwi-
schendurch mal einen Blick auf die Uhr werfen wür-
den! 

Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann (F.D.P.): Herr Präsi-
dent, mit einem Auge habe ich darauf geschielt und 
mich gewundert, daß Sie noch nicht interveniert ha-
ben. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Heute ist Frei-
tag. Deshalb bin ich besonders nett. Aber Sie müssen 
jetzt zum Schluß kommen. 

Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann (F.D.P.): Herr Präsi-
dent, ich danke Ihnen für Ihre Nachsicht. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, es gibt noch eine Reihe 
von Punkten, die hier anzusprechen wären. Wir wer-
den im Ausschuß hoffentlich Gelegenheit haben, au-
ßerhalb von Wahlkampftönen in der Sache darüber 
zu diskutieren. Das wünsche ich mir jetzt zum Ab-
schluß. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat 
jetzt der Herr Kollege Dr. Ludwig Elm, PDS. 

Dr. Ludwig Elm (PDS): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die junge Gruppe der CDU/CSU 
beklagt in einer Erklärung zur heutigen Debatte die 
„dramatische Situation des Studienstandortes 
Deutschland" . Die stark rückläufige Entwicklung der 
Zahl ausländischer Studierender bezeichnet sie als 
„besorgniserregend" . 

(Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann [F.D.P.]: Das 
stimmt doch nicht!) 

In dem zur gleichen Zeit eingebrachten Koalitions-
antrag „Attraktivität deutscher Hochschulen für aus-
ländische Studierende" wird übrigens genau das Ge-
genteil behauptet, nämlich daß sich die Zahl der aus-
ländischen Studierenden in den letzten zehn Jahren 
nahezu verdoppelt hat. 

Schließlich teilt die Bundesregierung in ihrer Ant-
wort auf die Große Anfrage mit, daß „der Anteil der 
ausländischen Studierenden ... nahezu unverände rt " 
ist. 

Es gibt also drei unterschiedliche Befunde allein 
aus dem Lager der Regierungskoalition. - Offensicht-
lich kommt dieses Wirrwarr auch durch die Absurdi-
tät des offiziellen Ausländerbegriffs zustande. So 
werden die hier aufgewachsenen Studierenden „aus-
ländischer Eltern" - so heißt das - einmal in die Ge-
samtzahl der ausländischen Studierenden einbezo-

gen, um sie ein andermal als sogenannte Bildungsin-
länder wieder abzuziehen. 

Davon unabhängig besteht bei allen Parteien, bei 
betroffenen Organisationen und Verbänden und in 
den Hochschulen selbst Einigkeit darüber, daß es mit 
der Internationalität der deutschen Hochschulen und 
ihrer Anziehungskraft für ausländische Studenten 
nicht weit her ist. 

Unbestritten ist, daß es dafür vielfältige Ursachen 
gibt, von denen einige in der Antwort auf die Große 
Anfrage genannt sind. Tatsache ist aber auch, daß 
weder die Bundesregierung noch die Koalitions-
parteien zu ihrer Gesamtverantwortung für das Zu-
standekommen der auch von Ihnen nunmehr beklag-
ten Zustände stehen. Das betrifft insbesondere die 
chronische Unterfinanzierung des Bildungswesens 
und der Hochschulen, die Deutschland in einer 
UNESCO-Erhebung unter 24 erfaßten Ländern auf 
dem 21. Platz landen läßt. 

Weitgehend ausgeblendet bleibt auch, daß die 
Ausländerunfreundlichkeit des deutschen Hoch-
schulwesens maßgeblich mit den ausländerfeindli-
chen Tendenzen in der deutschen Innenpolitik zu-
sammenhängt. Ausländische Studierende sehen im-
mer weniger ein, daß sie in den Kampf mit deutschen 
Behörden mehr Zeit und Kraft investieren müssen als 
in das Studium selbst. 

Ich verweise auf eine exemplarische Darstellung 
Ende März in der „Süddeutschen Zeitung": Die kroa-
tische Studentin Dunja Dragojevic wollte ein bis zwei 
Semester Germanistik an der Universität Bonn stu-
dieren. In dem Artikel werden die fünf komplexen 
Hürden bürokratischer, subjektiver und anderer A rt 

 geschildert, die ihr entgegentraten. Sie resümierte - 
ich zitiere -: 

Es war ein bürokratischer Hürdenlauf, der vor al-
lem eins hinterließ: das Gefühl, unerwünscht zu 
sein. 

Die vor einigen Monaten im Entwurf präsentierten 
und, nach dem bisherigen Verlauf der Debatte: offen-
bar immer noch auf die Umsetzung harrenden Ver-
waltungsvorschriften zu den ausländerrechtlichen 
Regelungen für ausländische Studierende leistet zur 
Stärkung dieser Anziehungskraft gewiß nur einen 
geringen Beitrag. Für ausländische Studierende wird 
das restriktiv-feindselige Ausländerrecht Kanther-
scher Prägung nur abgemildert. Es ist charakteri-
stisch, daß diese Milderung, wie es im Antrag der Ko-
alition heißt, im wesentlichen „ernsthaften und quali-
fizierten Interessenten für einen Studien- und For-
schungsaufenthalt in Deutschland" zugute kommen 
soll, also neue selektive Vorgaben entwickelt wer-
den. Die Jungunionisten sagen es in ihrer Erklärung 
noch deutlicher: 

Wir wollen die Eliten von morgen heute als Stu-
dierende in Deutschland. 

Es sei die Zielgruppe, so Minister Rüttgers, der 
„Ernsthaften und Qualifizierten", um die es hier 
gehe. Dazu gehört offenbar niemand, für den die Fi-
nanzierung des Studiums in Deutschland ein Pro-
blem ist. 
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Wir dagegen stimmen der Forderung in dem neuen 
Antrag der Bündnisgrünen zu, daß es insbesondere 
diejenigen zu fördern gilt, die ihr Studium in 
Deutschland nicht eigenständig finanzieren können. 

Wir unterstützen die Feststellung im Antrag der 
SPD, daß die Attraktivität auch in der Besinnung auf 
die Tradition der Hochschulpolitik liegt und die Ver-
treibung deutscher Wissenschaftler durch den Natio-
nalsozialismus, die Ausrottung der Intelligenz in be-
setzten Ländern durch die deutschen Okkupanten, 
aber auch die Erfahrungen der Emigration zu be-
rücksichtigen sind. Wir sollten gemeinsam gegen na-
tionalistische, ausländerfeindliche und konservativ

-

elitäre Tendenzen an deutschen Hochschulen vorge-
hen. 

Ich erinnere daran, daß bei den Protesten der Stu-
denten vor einigen Monaten zwar die Verbesserung 
ihrer Studienbedingungen im Vordergrund stand, es 
aber doch bemerkenswert ist, daß immerhin in zwei 
Dutzend von etwa 60 der an Hochschulen erarbeite-
ten Forderungskatalogen die Gleichstellung der aus-
ländischen Studierenden verlangt wurde - und das 
insbesondere bezüglich der Anerkennung ihrer Vor-
leistungen, der Anerkennung des Englischen als 
Sprache, die Gleichstellung in Deutschland in bezug 
auf Wohnen, Arbeiten und Studienfinanzierung. 

In die Arbeit auf diesem Gebiet ist auf allen Ebe-
nen Bewegung gekommen, auch an den Hochschu-
len. 

Wir werden dem Antrag der Bündnisgrünen wie 
auch dem der SPD in der weiteren Beratung zustim-
men und würden es sogar begrüßen, wenn sich diese 
Positionen zusammenführen ließen. 

Es ist zu bezweifeln, daß die Forderungen an die 
Bundesregierung noch in dieser Legislaturperiode zu 
realisieren sind. Aber richtige Forderungen bleiben 
ja auch dann gültig, wenn sie sich möglicherweise 
später an die Fordernden selbst richten. 

Danke schön. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat 
Herr Bundesminister Dr. Rüttgers. 

Dr. Jürgen Rüttgers, Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie: Herr Prä-
sident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lie-
ber Herr Präsident, ich möchte mich zu Beginn mei-
ner Rede für mein unbotmäßiges Verhalten entschul-
digen, das darin bestand, daß ich an einer bestimm-
ten Stelle der Rede des Kollegen Berninger spontan 
applaudiert habe. Das hätte ich von der Regierungs-
bank nicht machen dürfen. Wissen Sie, Herr Präsi-
dent, ich war nur so dankbar sowohl für die Rede des 
Kollegen Laermann wie auch teilweise für die Rede 
des Kollegen Berninger, die sich hier wohltuend von 
der Rede eines furchtbaren Funktionärs aus der SPD 
abgehoben haben. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU - Stephan 
Hilsberg [SPD]: Unverschämtheit!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dieses 
Thema, das wir heute morgen diskutieren, ist eines 
der wichtigen und zentralen Themen der Hochschul-
reform in der Bundesrepublik Deutschland. Das ist 
der tiefe Grund dafür, warum ich bereits am 24. Mai 
1996 - also weit vor der Zeit, als die Opposition ange-
fangen hat, sich mit dem Thema zu beschäftigen -, 
zusammen mit dem Bundesaußenminister ein Kon-
zept zur Steigerung der Internationalität unserer 
deutschen Hochschulen vorgelegt habe. Das ist Teil 
der Hochschulreform, ein wichtiger Teil, der nicht 
nur Auswirkungen auf das Verhältnis der deutschen 
Hochschullandschaft zum Ausland und zu ausländi-
schen Studenten hat, sondern gleichzeitig Maßstab, 
wenn Sie so wollen: Spiegel, aber auch Antriebsmo-
tor für die notwendigen Veränderungen an unseren 
deutschen Hochschulen ist. 

Im Zeitalter der Globalisierung ist es völlig unvor-
stellbar, eine Strategie, eine Politik weiterzuverfol-
gen, wie dies in einigen Bundesländern geschieht, 
die Hochschulen als Regionalhochschulen, als Teil ei-
ner örtlichen Wirtschaftsförderungskonzeption, als 
Teil eines Versuchs der Schaffung von Lehranstalten 
für den regionalen Bedarf zu verstehen. 

Deutsche Universitäten werden - insofern war ich 
dankbar für den Hinweis des Kollegen Berninger -, 
die Rolle, die sie Anfang dieses Jahrhunderts gespielt 
haben und die durch den furchtbaren Brain-Drain 
auf Grund der Nazi-Barbarei verloren ist - und wir 
leiden heute noch immer darunter - erst dann zu-
rückgewinnen können, wenn sie sich als Teil der in-
ternationalen Wissenschaftslandschaft verstehen und 
sich auch so verhalten. Es ist die Wahrheit, daß wir 
davon noch ein ganzes Stück entfernt sind. 

Deshalb ging es nicht nur darum, das Thema im 
Mai 1996 anzugehen und eine schonungslose Ana-
lyse der Defizite aufzuzeigen, sondern gleichzeitig 
darum, an einer Vielzahl von Punkten konkrete Maß-
nahmen greifen zu lassen, die, losgelöst von den 
Rahmenbedingungen - wir wissen alle, daß dies im 
Verhältnis zwischen Bund und Ländern ein schwieri-
ges Feld ist, und, Herr Berninger, natürlich auch 
manchmal im Rahmen der eigenen Regierung -, die 
ersten Incentives setzen, um dafür zu sorgen, daß es 
solche Veränderungen gibt. Eine Vielzahl von positi-
ven Schritten ist nicht nur eingeleitet, sondern auch 
umgesetzt worden. 

Lassen Sie mich nur auf den für mich wichtigsten 
Punkt hinweisen. Das ist der Wettbewerb um inter-
nationale Studiengänge. Im vergangenen Jahr ha-
ben wir von seiten des Bundes zwölf dieser Studien-
gänge gefördert, dieses Jahr werden es weitere acht 
sein. Wir haben sie im Wege des Wettbewerbs ausge-
schrieben; eine Vielzahl von deutschen Universitäten 
hat sich an diesem Wettbewerb beteiligt. Gleichsam 
entsteht in den Universitäten ein Nukleus, in dem be-
reits exakt das stattfinden kann, was wir uns eigent-
lich für die Universitäten in ihrer Gesamtheit wün-
schen. Die notwendigen Maßnahmen in bezug auf 
Bachelor und Master sind von Ihnen angesprochen 
worden. Teilweise kann auch in der Lingua franca, 
also im englischen Unterricht, gearbeitet werden. Es 
ist von Anfang an, daß wir hierbei eine Aufteilung 
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„50 Prozent ausländische und 50 Prozent inländische 
Studenten" wollen. 

Deshalb, lieber Herr Berninger, ist Ihre Bemerkung 
bezüglich des Geldes natürlich nicht richtig. Man 
müßte schon etwas weiter greifen. 

(Matthias Berninger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ich habe das Gesamtvolumen 

gemeint! Da ist es richtig!) 

- Ich komme gleich auf den Artikel zurück. - Die 
Wahrheit ist, daß wir gerade in diesem Bereich be-
wußt einen Schwerpunkt gesetzt und auch größere 
Investitionen vorgenommen haben. 

Dazu gehört aber auch - es ist wichtig, daß Kollege 
Laschet dies angesprochen hat -, daß dies innerhalb 
der Bundesregierung koordiniert wird. Ich verweise 
in diesem Zusammenhang auf die Aufbaustudien-
gänge im Bereich der Entwicklungsh ilfe. Da wird 
jetzt koordiniert, da wird an beides gedacht. Da 
arbeitet nicht der eine in die eine Richtung, und der 
andere tut auch etwas Gutes. Wir versuchen viel-
mehr, dies miteinander zu verbinden. 

In diesem Zusammenhang ist mir allerdings noch 
etwas wichtig. Das hat wiederum etwas mit der men-
talen Veränderung zu tun. Wie sollte es an Hoch-
schulen, die total überlastet sind, in denen zwei Stu-
dierende auf einem Studienplatz sitzen, auch anders 
sein? Welches Interesse hat eigentlich die Hoch-
schule oder der Hochschulprofessor, sich besonders 
um ausländische Studierende zu kümmern, vor allem 
dann, wenn dies kompliziert, schwierig und bürokra-
tisch ist? Herr Laermann hat darauf hingewiesen. 

Daß unsere Hochschullehrer im akademischen 
Mittelbau dies tun, ist zu loben. Sie haben es nicht 
einfach, aber sie tun es trotzdem, we il  sie wissen, daß 
Wissenschaft immer international sein muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Aber das reicht nicht. „Hochschule international" ist 
eben mehr als Hochschulpartnerschaften, bei denen 
der Rektor irgendwo hinfährt und ein Abkommen 
unterschreibt. Es ist mehr als die Tatsache, daß ir-
gendein Hochschulprofessor, we il  er eine Liebe zu ei-
nem bestimmten Land und weil er Kontakte hat, et-
was besonders pflegt. Dies muß vielmehr integraler 
Bestandteil der Arbeit sein. 

Ich habe meine Erfahrungen gemacht, als ich ver-
sucht habe, zusammen mit den Hochschulen ein 
Marketingkonzept für die deutsche Hochschule im 
Ausland zu entwickeln. Es war gar nicht einfach, an 

 einer deutschen Hochschule überhaupt jemanden zu 
finden, der sich bereit und zuständig erklärte, der in 
der Lage war, daran mitzuwirken, weil er ein Bild 
von der eigenen Hochschule hatte und weil er dies so 
aufbereiten konnte, daß es nach außen vermittelbar 
war. Wir haben versucht, eine CD-ROM zu produzie-
ren, die etwa in den Goethe-Instituten und in den 
Botschaften für Interessenten zur Verfügung stehen 
sollte. Man konnte fast noch froh sein, daß sich ir-
gend jemand in der Presseabteilung mit dieser Frage 
beschäftigte. Es war schon mehr als erstaunlich, daß 
die Frage, wer im vergangenen Jahrhundert einmal 
an dieser Universität studiert hat, für den einen oder 

anderen wichtiger war als die Frage, welche moder-
nen Angebote die Universität macht. Als ich in einem 
Zwischenstadium festgestellt habe, daß nur etwa 15 
deutsche Hochschulen niedergelegt hatten, daß sie 
in Sachen Biotechnologie besondere Leistungen er-
bringen, ist mir der Kragen geplatzt; denn ich kannte 
alleine schon 20 Universitäten, die in diesem Bereich 
exzellent arbeiten. 

Das zeigt mir, daß hinsichtlich der Frage, wie wir 
uns nach außen verkaufen, auch in den Hochschulen 
noch viel gelernt werden muß. Das ist eben keine 
Frage des Geldes, keine Frage des Hochschulrah-
mengesetzes, sondern die Frage, ob ich das will und 
wie ich das nach außen präsentiere, ob ich ein Bild 
von meiner Hochschule in der Welt habe. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Weil das so ist, müssen wir das Hochschulmarketing 
im Ausland noch trainieren. Dies muß gemeinsam 
gemacht werden. 

Ich sage frank und frei: 

Für mich ist die Frage, wieviel ausländische Studie-
rende an einer Hochschule arbeiten, in Zukunft auch 
ein Kriterium für die leistungsabhängige Hochschul-
finanzierung. Wir werden uns dazu durchringen 
müssen, diejenigen, die in diesem Bereich Besonde-
res leisten, finanziell besser auszustatten als diejeni-
gen, die meinen, daß sie ihr Leben als Regionalhoch-
schule fristen können. Ich zumindest bin dazu bereit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich in dem 
Zusammenhang eine Bemerkung zu den Vorausset-
zungen machen. Eine Voraussetzung ist - da stimme 
ich dem zu, was hier gesagt worden ist -, daß wir die 
ausländischen Studierenden mit offenen Armen 
empfangen. Man kann nicht auf der einen Seite CD-
ROMs und Hochglanzbroschüren produzieren und 
damit im Ausland werben, aber auf der anderen 
Seite, wenn ausländische Studierende wirklich kom-
men, sich anders verhalten. 

(Helmut Jawurek [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Das muß man sich jetzt wieder einmal praktisch vor-
stellen. Hierbei bitte ich - ich komme gleich auf das 
Thema Verwaltungsvereinbarung; das ist ohne Zwei-
fel ein wichtiger Punkt - zu beachten, daß es wie so 
oft in Deutschland nicht nur eine Frage des Regel-
werks ist, sondern oft auch davon abhängt, ob dieje-
nigen, die für ein Thema Verantwortung tragen, 
auch bereit sind, diese Verantwortung wahrzuneh-
men. 

Was geschieht denn mit dem Studierenden, der ir-
gendwann freitags morgens aus welchen Gründen 
auch immer in Frankfu rt  ankommt, in seine zukünf-
tige Hochschulstadt fährt und do rt  freitags mittags 
um 14 Uhr ankommt? Er hat Pech. Wann kümmert 
sich nämlich der erste um ihn? In der Regel doch 
montags früh, wenn der Schalter wieder aufgemacht 
worden ist. Hier steht nicht die Frage der Dienstlei-
stung und ein Empfang mit offenen Annen im Mittel-
punkt, sondern die Frage der Dienststunden, die da 
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abgerissen werden müssen. Auch das ist Realität in 
der Bundesrepublik Deutschland. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich sage das, obwohl ich weiß, daß ich jetzt wieder 
eine Vielzahl von bösen Briefen bekommen werde. 
Ich finde aber, auch darüber muß geredet werden. 
Man kann nicht immer nur mit den Finge rn  auf an-
dere zeigen. Jeder muß zuerst einmal an der Stelle 
die Verantwortung übernehmen, an  der er steht. 

(Jörg Tauss [SPD]: Das müssen Sie noch ler

-

nen!) 

Es war natürlich wichtig, um dieses Signal auszu-
geben, daß wir die Verwaltungsvorschriften geän-
dert haben. Herr Braune, Sie wissen, daß ich nicht zu 
den Leuten gehöre, die irgend jemanden persönlich 
angreifen. Aber das, was Sie hier in Ihrer Rede gelie-
fert haben, ist nun wirklich das Abständigste, was ich 
je gehört habe. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Das mindeste, was man machen sollte, wäre, sich vor-
her zu informieren. Wenn Sie schon nicht wissen, 
was eine Verwaltungsvereinbarung ist und wie so et-
was im Verhältnis zwischen Bund und Ländern läuft, 
dann sollten Sie auch nicht davon reden. 

Der Sachverhalt ist doch ganz einfach; ein klein 
wenig Information hilft da. Man muß in einem kom-
plizierten Verfahren zwischen Bund und Ländern 
über solche Vereinbarungen reden; das ist wahr. 
Nachdem wir die entsprechenden Angebote an  die 
Länder gemacht haben, haben die Länder jetzt die 
Möglichkeit, dazu Stellung zu nehmen. Ich mache 
den Ländern überhaupt keinen Vorwurf, daß sie da-
für eine gewisse Zeit brauchen. Daß wir jetzt im Be-
reich der Politik sind, ist doch auch eine völlig nor-
male Sache. Daß es jetzt wieder Leute gibt, die in der 
Hoffnung draufzusatteln versuchen, daß sie dann 
vielleicht noch mit mir und Herrn Kanther eine Dis-
kussion führen können, mag ja in der Politik auch al-
les noch gang und gäbe sein. Sie hätten aber wissen 
müssen, daß wir unabhängig von inhaltlichen Dis-
kussionen, die wir von mir aus in den nächsten Mo-
naten noch führen können, angeboten haben, die 
jetzt gefundene Lösung schon einmal in Kraft zu set-
zen, damit diejenigen, die jetzt kommen, davon profi-
tieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Vereinbarungen werden im Mai in Kraft gesetzt, 
weil die Länder inzwischen zugestimmt haben. Vor 
dem Hintergrund dieses Sachverhalts sollte man sich 
hier nicht aufplustern und eine solche Funktionärs-
rede halten, sondern sich informieren. Sie sollten sich 
wirklich dafür schämen, Ihre Rede so vorbereitet zu 
haben. 

(Tilo Braune [SPD]: Gelassen bleiben! - 
Jörg Tauss [SPD]: Lesen Sie einmal Ihren 
Antrag von vorgestern! Eine Unverschämt

-

heit! - Gegenruf des Abg. Wolfg ang Zöller 
[CDU/CSU]: Da haben Sie recht, Herr 
Tauss! Es war eine Unverschämtheit, was er 

hier geliefert hat!)  

- Entschuldigen Sie einmal, Herr Tauss, und hören 
Sie auf mit Ihrer Blökerei. Ich habe es Ihnen schon 
mehrmals gesagt: Vorher das Gehirn einschalten, 
dann den Mund aufmachen. Diese Empfehlung sollte 
man Ihnen wirklich geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Jetzt noch zu Ihrer Frage, Herr Berninger, weil die-
ser Punkt natürlich wichtig ist. Wir haben mit Pa rt

-nern zu tun, die exzellente Arbeit leisten. Dazu ge-
hört ohne jeden Zweifel und ohne jede Einschrän-
kung die Humboldt-Gesellschaft, dazu gehört auch 
der DAAD. Sie wissen, daß ich den Präsidenten des 
DAAD sehr schätze. Er macht im Bereich der Hoch-
schulpolitik in Deutschland wirk lich einen guten Job. 
Ich sage hier aber auch frank und frei, daß ich mich 
sehr über diesen Artikel geärgert habe, weil er in der 
Sache nicht stimmt, aber natürlich auf eine Quelle 
zurückgeht. 

Ich glaube nicht, daß die Geschäftsführung des 
DAAD in diesen Fragen bereits das macht, was man 
von ihr erwarten muß und was auch von solchen Or-
ganisationen an Innovation zu erwarten ist. Darf ich 
bitte einmal die Frage stellen: Wo steht denn ge-
schrieben, daß es davon abhängig ist, ob ein auslän-
discher Student nach Deutschland kommen kann, 
daß er von uns noch ein Stipendium bekommt, 
sprich, daß er Geld bekommt? Wo steht das denn 
bitte im Zeitalter der Globalisierung geschrieben? 

Es gibt Menschen im Ausland, vor allen Dingen in 
Asien, die Studiengebühren, zusätzlich viele tausend 
Dollar und mehr dafür zahlen, in den USA studieren 
zu können. Bei uns aber gibt es Menschen, die glau-
ben, sie könnten sich erst dann in Bewegung setzen, 
wenn der Staat vorher Geld für ein Stipendium zur 
Verfügung gestellt hat. Warum werden nicht Ser-
vicepakete angeboten, indem gesagt wird: Unsere 
Leistungen gegen Geld für diejenigen, die es sich lei-
sten können, im Ausland zu studieren? Für diejeni-
gen aber, die sich dies nicht leisten können - dafür 
bin ich allerdings sehr -, geben wir dann Stipendien, 
damit keine soziale Trennung, kein sozialer Selekti-
onsmechanismus entsteht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Weil das so ist 

(Abg. Matthias Berninger [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN] meldet sich zu einer Zwi

-

schenfrage) 

- Herr Berninger, ich sage dies noch; vielleicht erüb-
rigt sich dann Ihre Frage -, wird nirgendwo - auch 
nicht bei diesem Programm und den sechs, wenn ich 
mich richtig erinnere, Nachwuchswissenschaftlern, 
die nicht nach Deutschland kommen können - etwas 
eingespart. Es geht vielmehr konkret darum, daß 
dies eine rein buchungstechnische Angelegenheit 
ist. Der DAAD wird wegen des Hochschulprogramms 
keine D-Mark weniger haben. Das Geld wird viel-
mehr zusätzlich zur Verfügung gestellt. Es handelt 
sich um ein verwaltungsinternes Verfahren. Um es 
ganz ehrlich zu sagen: Ich habe es mir erklären las-
sen; ich habe es nicht verstanden. Es war sehr kom-
pliziert. Nur das Ergebnis interessierte mich. Deshalb 
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wird das, was da in diesem Artikel initiiert worden 
ist, verpuffen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Minister, 
der Kollege Berninger - Sie sehen es ja - möchte 
eine Zwischenfrage stellen. Darf er das? 

Dr. Jürgen Rüttgers, Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie: Aber ja. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Bitte. 

Matthias Berninger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Rüttgers, Sie haben meine Frage richtig voraus-
gesehen. In dem mir vorliegenden Artikel wird ge-
schrieben, daß dem Deutschen Akademischen Aus-
tauschdienst 6,7 Millionen DM weniger zur Verfü-
gung stehen sollen. Es handelt sich nicht um 6, son-
dern nach Auskunft des mir vorliegenden Artikels - 
das ist meine Grundlage - um „42 ausländische Gast-
dozenten" . Sie können also zusagen, daß diese Kür-
zung, die hier beschrieben ist, nicht erfolgt und daß 
diese Gastdozenten im nächsten Wintersemester 
nach Deutschland kommen können? 

Dr. Jürgen Rüttgers, Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie: Ja. Ich 
beziehe meine Antwort auf die Gastdozenten, weil 
der andere Teil der Frage eine buchungstechnische 
Frage ist. Die angesprochenen Kürzungen werden 
auf jeden Fall - entweder dieses oder nächstes Jahr - 
ausgeglichen. Diese Information hat man mir gege-
ben. Bezüglich der weiteren Details habe ich die Se-
gel gestrichen, weil ich es mir nicht mehr erklären 
lassen wollte. Denn die Kameralistik ist, wie Sie wis-
sen, ein Punkt, der mich gerade im Rahmen der Bil-
dungspolitik furchtbar ärgert. 

Ich glaube, daß wir - insofern bin ich für die Große 
Anfrage dankbar - mit dieser Debatte und mit dem, 
was damit verbunden ist und was dadurch initiiert 
worden ist, einen unglaublichen Beitrag zur Verän-
derung der deutschen Hochschullandschaft geleistet 
haben. Dies ist ein Teil des Prozesses der Hochschul-
reform, und zwar ein wichtiger, weil er uns zum ei-
nen Maßstäbe setzt für das, was wir erreichen müs-
sen, und zum anderen einen Spiegel vorhält, wie uns 
unsere ausländischen Freunde und Partner sehen. 

Insofern danke ich sehr herzlich nicht nur für die 
Große Anfrage, sondern auch für die Debatte, die zu-
mindest in Teilen sehr erfreulich und weiterführend 
war. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Kubatschka, SPD. 

Horst Kubatschka (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Herr Rüttgers, Sie 
haben soeben von einer teilweise erfreulichen De-
batte gesprochen. Das kann ich natürlich zurückge-
ben: Auch Ihr Beitrag war teilweise erfreulich. Aber 

das Treten können Sie nicht lassen. Anscheinend ist 
Ihnen der Kollege Braune - um in der Fußballsprache 
zu bleiben - enteilt. Dann haben Sie von hinten 
nachgetreten. Sie würden auf dem Fußballfeld die 
rote Karte erhalten. 

(Beifall bei der SPD - Tilo Braune [SPD]: 
Schlechter Stil!)  

Wenn Sie auf Verwaltungsvorschriften hinweisen, 
dann müßten Sie Ihrer eigenen Fraktion Nachhilfe-
unterricht erteilen. Denn im Antrag vom 21. April 
1998 steht unter Punkt II: 

Der Bundestag forde rt  die Länder auf, den Ver-
waltungsvorschriften zuzustimmen. 

Sie haben gerade gesagt, sie hätten zugestimmt. Da 
gab es wohl eine mangelnde Absprache. Das können 
Sie nicht uns in die Schuhe schieben. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn wir über 
den Hochschulstandort Deutschl and sprechen, dann 
ist zu fragen, was eher die Stichworte sind: interna-
tionale Attraktivität oder Mißstände beim Studium? 
Leider ist letzteres eher das Thema. Die internatio-
nale Attraktivität unserer Hochschulen hängt unmit-
telbar mit den Studienbedingungen in Deutschland 
zusammen. Wenn für 1,9 Millionen Studierende nur 
950 000 Studienplätze zur Verfügung stehen, sitzen 
deutsche und ausländische Studierende nun einmal 
im selben Boot. Auf einen Studienplatz treffen zwei 
Studierende. 

Wir werden uns in Zukunft bei den Hochschulen 
mit einer spannenden Aufgabe auseinandersetzen. 
Unsere Hochschulen müssen für die Informationsge-
sellschaft fit gemacht werden. Dieser Übergang zur 
Informationsgesellschaft ist mit den Humboldtschen 
Bildungsidealen zu verknüpfen, die sich amerikani-
sche Universitäten längst zu eigen gemacht haben. 
Dies dürfte letztlich der Weg zum Erfolg sein. Bil-
dung made in Germany könnte dann wieder ein 
Qualitätssiegel sein und damit zu einem Anziehungs-
punkt für ausländische Studierende werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Was aber sagt Bildungsminister Rüttgers? Er sagt: 
Humboldt ist tot. 

(Bundesminister Dr. Jürgen Rüttgers: Nein!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Auslandsstudium 
von Deutschen und Studium von ausländischen Stu-
dierenden in Deutschland sind zwei Seiten einer Me-
daille. Daß nur 40 000 Deutsche im Ausland studie-
ren, ist alarmierend. Das sind 100 000 zuwenig. Statt 
das Auslandsstudium attraktiv zu machen, handelt 
die Bundesregierung genau umgekehrt. Die Bundes-
regierung hat dem Bemühen um Internationalität der 
Hochschulen schweren Schaden zugefügt, indem sie 
in der 18. BAföG-Novelle die Anrechnung der Aus-
landsförderung auf die Förderungshöchstdauer 
durchgesetzt hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Sie setzt noch eines drauf: Ich darf daran erinnern, 
daß die Bundesregierung eine unbefristete Studien-
förderung an Hochschulen in der EU zu Inlandssät- 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 231. Sitzung. Bonn, Freitag, den 24. April 1998 	21201 

Horst Kubatschka 

zen beharrlich ablehnt - wahrlich ein negatives Zei-
chen, und dies in Zeiten des Euro. 

Übrigens hat das Hohe Haus gestern mehr als acht 
Stunden über Europa debattiert. Die europäische 
Kultur, unsere gemeinsamen Wurzeln, hat da nur 
eine Nebenrolle gespielt; eine Ausnahme war die 
Rede von Herrn Scharping. Das müßte uns Bildungs-
politiker eigentlich wachrütteln. 

Ausländische Studierende in Deutschland und 
deutsche Studenten im Ausland sind Botschafter 
deutscher Kultur. Sie werben für Verständnis für 
Deutschland. Sie sind natürlich auch Türöffner für 
die deutsche Exportindustrie. Das wäre aber viel zu 
kurz gesprungen. Entscheidend ist die kulturelle 
Frage. Das bestehende Potential im Ausland wie im 
Inland muß besser genützt werden. Vor allem ehema-
lige ausländische Studenten müssen laufend betreut 
werden. 

Mit dem heute vorgelegten Antrag „Internationali-
tät der Hochschulen" macht die SPD-Fraktion eine 
ganze Reihe von Lösungsvorschlägen. Ohne diese 
werden ausländische Studierende auch weiterhin 
feststellen müssen: Studieren in Deutschland ist un-
attraktiv. 

Ich danke fürs Zuhören. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Matt

-

hias Berninger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Dr. Ruck, CDU/CSU. 

Dr. Christian Ruck (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich einige 
Elemente dieser Hochschuldebatte vertiefen. Zuerst 
möchte ich Herrn Laermann dafür danken, daß er 
sich von der allgemeinen Larmoyanz der Opposition 
wohltuend abhob. 

(Lachen bei Abgeordneten der SPD - Jörg 
Tauss [SPD]: Der ist doch gar nicht in der 

Opposition!)  

Ich habe neulich in meiner Heimatuniversität 
Augsburg das neue Physikinstitut besucht. Da wur-
den mir hervorragende Leute von Ha rvard und Stan-
ford, aber auch von Moskau vorgestellt. Das ist, 
glaube ich, doch ein Zeichen dafür, daß es nicht so 
schlecht sein kann, wie die Opposition es uns immer 
weismachen will. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das heißt aber nicht, daß wir Probleme unter den 
Tisch kehren sollten. 

Herr Braune, ich will nicht nachtreten, aber ich 
glaube, Sie leisten der Diskussion einen schlechten 
Dienst, wenn Sie so tun, als sei das nur eine Sache 
des Bundes. Wir haben in der Hochschulpolitik eine 
sehr, sehr gemischte Landschaft. Der Schwerpunkt 
der Verantwortung liegt natürlich bei den Ländern. 
Das soll meiner Meinung nach auch so bleiben. 

Wenn Sie das anders wollen, müssen Sie sich ent-
sprechend artikulieren. 

Der Antrag der jungen Gruppe, für den ich mich 
sehr herzlich bedanke, forde rt  zu Recht zum Beispiel 
eine Verbesserung der Marketingbemühungen für 
unser Produkt Hochschule. Das hat auch Minister 
Rüttgers angeschnitten. Auch in diesem Punkt müs-
sen alle an einem Strang ziehen. Die Werbebemü-
hungen der vielen Beteiligten - der Universitäten, 
der Länder, des Bundes - ergeben im Ausland natür-
lich ein sehr vielfältiges und buntscheckiges Bild, 
dem die Konkurrenzländer wie Amerika und Eng-
land, aber auch Holland und Frankreich eine viel 
stringentere und viel einheitlichere Werbestrategie 
entgegensetzen. 

Hier müssen wir uns einfach zusammenraufen, um 
mit einer professionelleren gemeinsamen Marke-
tingstrategie für ausländische Studenten mehr 
Durchschlagskraft zu entwickeln, mehr Aufmerk-
samkeit zu erzielen, mehr Überblick zu verschaffen 
und auch das bestehende Interesse besser zu kanali-
sieren. 

Dazu gehört natürlich auch - das ist vollkommen 
richtig - ein überschaubares Serviceangebot für Stu-
denten. Nur, auch das kann nicht der Bund bereit-
stellen. Ich verweise ausdrücklich auf die Ansätze 
des Münchener Studentenwerkes, das in einem Pa-
ket pro Semester Unterkunft, Essen, Bibliotheksbe-
nutzung, Rechtsberatung, Tutorenbegleitung und 
Hilfe in allen Lebenslagen anbietet. Das sei zur 
Nachahmung empfohlen. 

(Matthias Berninger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Können Sie das Studentenwerk 

insgesamt loben?) 

Von den auf den Weg gebrachten bürokratischen 
Erleichterungen - Rüttgers-Kanther-Initiative - war 
schon die Rede. Ich möchte einen anderen Punkt an-
sprechen, die flexiblere Handhabung der Bar riere 
Deutschkenntnisse an den Universitäten selbst. Für 
ein Germanistikstudium muß ich hier die Meßlatte 
natürlich viel höher legen als für ein Ingenieurstu-
dium, bei dem ohnehin die zweite Muttersprache 
Englisch ist. Ich verweise wieder auf den Modellver-
such der TU München, der, mit der Genehmigung 
des bayerischen Kultusministeriums, auch hier einen 
sehr elastischen und flexiblen Weg geht. 

Noch besser ist es selbstverständlich, wenn auslän-
dische Studenten bereits in ihren Heimatländern Ge-
legenheit hatten, ausreichende Deutschkenntnisse 
zu erwerben. Ich bedaure natürlich auch, daß wir an-
gesichts der knappen Haushaltslage das Engage-
ment der Goethe-Institute nicht erweitern können. 
Nur, so zu tun, als sei hier ein Kahlschlag erfolgt, ist 
natürlich falsch. Die Wahrheit ist, daß wir nach 1990 
das Engagement der Goethe-Institute in vielen Län-
dern erheblich erweitert haben. Wir haben natürlich 
in dem einen oder anderen Fall von Zweigstellen 
schon entscheiden müssen, was noch geht und was 
nicht geht. 

Allerdings möchte ich auch den Goethe-Instituten 
selbst den Rat geben, daß man, wenn gespart werden 
muß, vor allem bei der Administration im Inland spa- 
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ren sollte, um die Präsenz im Ausland in unvermin-
derter Stärke aufrechterhalten zu können. 

Ich möchte noch einen weiteren Baustein anspre-
chen, der mit unseren eigenen Studenten zu tun hat. 
Wir sind mit deutschen Bewerbern bei internationa-
len Organisationen unterrepräsentiert. Beim letzten 
Auswahlwettbewerb für die Europäische Kommis-
sion beispielsweise kamen unsere Hochschulabsol-
venten kaum zum Zuge. Unsere deutschen Hoch-
schulen beginnen zwar allmählich, sich für diese Pro-
blematik zu interessieren; aber wir müssen auch da 
soweit kommen, künftig spezielle EU-Cur ricula an-
zubieten, um unsere jungen Leute besser auf den 
Wettbewerb vorzubereiten. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, ich 
möchte noch einen Appell an die Wirtschaft richten: 
Wenn sich die Politik bemüht, die Hochschulen unse-
res Landes wieder interessanter für hochbegabte 
ausländische Studenten, gerade aus Schwellenlän-
dern und gerade in den technisch-naturwissenschaft-
lichen Fächern, zu machen, so geschieht dies ja, wie 
bereits diskutiert, durchaus auch als langfristige Stra-
tegie des Ausbaus, des Aufbaus und der Sicherung 
von Handels- und Wirtschaftskontakten. Es wäre da-
her sehr zu begrüßen, wenn angesichts der knappen 
öffentlichen Mittel auch die deutsche Wirtschaft auf 
freiwilliger Basis noch stärker als bisher mithilft, Sti-
pendien zu vergeben oder die Verbesserung der 
Marketingbemühungen zu unterstützen. 

All  die genannten kleinen Schritte sind notwen-
dige Mosaiksteine für eine Gesamtstrategie zur Ver-
besserung der internationalen Attraktivität unserer 
Hochschulen. Das Wichtigste ist jedoch, daß unsere 
Universitäten durch mehr Wettbewerb, durch mehr 
Leistung und durch mehr Autonomie von sich aus 
wieder mehr Profil und mehr internationales Renom-
mee erwerben. Dies ist Sache von Bund, Ländern 
und Universitäten. 

Ein wichtiger Baustein ist auch, daß das neue 
Hochschulrahmengesetz endlich Wirklichkeit wird, 
nachdem es den Bundestag passiert hat. Ich appel-
Here noch einmal an die Opposition und den Bundes-
rat, endlich ihren Widerstand mit diesem lächerli-
chen Aufhänger des Studiengebührenverbotes auf-
zugeben. 

(Horst Kubatschka [SPD]: Lächerlich ist das 
für die Studenten nicht!) 

- Aber es ist Sache der Länder, darüber zu entschei-
den, Herr Kubatschka. Da geht es doch gar nicht 
darum, ob man Studiengebühren will oder nicht, son-
dern darum, wer darüber bestimmt. Das ist Sache der 
Länder. Es ist wirklich ein lächerlicher Vorwand, um 
das Hochschulrahmengesetz zu blockieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Damit blockieren Sie auch einen wichtigen Schritt 
hin zu einer Universitätsreform an Haupt und Glie-
dern. Insofern, Herr Braune, muß ich auch sagen, daß 
es ein dünnes Ablenkungsmanöver ist, das Sie gebo-
ten haben, um von Ihrem eigenen Versagen abzulen-
ken. Deswegen weisen wir das auch zurück. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Stephan Hilsberg, SPD. 

Stephan Hilsberg (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir erkennen 
durchaus an, daß Sie sich seit einiger Zeit um die At-
traktivität des Hochschulstandorts Deutschland inter-
national bemühen. Allerdings muß man auch den 
Eindruck haben, daß es sich für die Koalition bei die-
sem Thema um ein Entlastungsthema handelt. Ich 
habe den Eindruck, daß hier von den ha rten Facts 
hinsichtlich Ihrer Verantwortung in bezug auf die 
chronische Unterfinanzierung der Hochschulen, hin-
sichtlich Ihrer Verantwortung in bezug auf die Über-
lastung an unseren Hochschulstandorten, hinsicht-
lich der Unterfinanzierung des Hochschulbaus, bei-
spielsweise der Unterfinanzierung des Sonderpro-
gramms, und hinsichtlich all  der anderen Punkte, die 
hier in Frage kommen, abgelenkt werden soll. 

Wenn man sich den Antrag Ihrer Koalition an-
schaut, dann wird das besonders deutlich. Das, was 
dort  an Forderungen an die Bundesregierung enthal-
ten ist, ist zu unterstützen; aber es reicht in keiner 
Weise aus. Wenn ich nicht für alle Studenten glei-
chermaßen die allgemeinen Studienbedingungen 
verbessere, dann besteht eine Situa tion, unter der die 
ausländischen Studenten genauso leiden. Da die 
ausländischen Studenten des Deutschen nicht so 
mächtig sind, haben sie einen „Standortnachteil" 
und müssen unter dieser Situa tion besonders leiden. 
Nur wenn es Ihnen gelingt, den Mangel an dieser 
Stelle zu beheben, dann werden Sie auch die inter-
nationale Attraktivität des Hochschulstandortes 
Deutschland verbessern. 

Sie haben völlig recht: Dieser Appell richtet sich 
gemeinsam an Bund und Länder; das Schwarzer-Pe-
ter-Spiel, das hier gelegentlich gespielt wird, ist mei-
nes Erachtens unwürdig. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie der Abg. Ina Albowitz 

[F.D.P.]) 

Insgesamt brauchen wir eine große, gemeinsame 
Kraftanstrengung. Wir können bei Ihnen erkennen, 
daß Sie sich um das Thema zwar bemühen, es eigent-
lich aber nicht in den Griff kriegen. 

Herr Berninger, ich möchte auf Sie eingehen. Sie 
haben zu Recht von der Zeit von 1933 bis 1945 ge-
sprochen. Das Versagen der akademischen und intel-
lektuellen Elite in der Zeit des Dritten Reiches wirkt 
für unser Land bis heute schwer nach. Aber der 
Brain-Drain, der damals stattgefunden hat, ist für 
meine Begriffe nicht mehr der Grund für die man-
gelnde Attraktivität. Die Qualität unserer Forschung 
in Deutschland ist international anerkannt, und in-
zwischen haben wir auch wieder einige Nobelpreis-
träger. Das kann also nicht die Ursache dafür sein, 
daß zu wenige ausländische Studenten vom Hoch-
schulstandort Deutschland angezogen werden; viel-
mehr ist der entscheidende Punkt die Qualität der 
Lehre, die Forschungsergebnisse werden zuwenig 
umgesetzt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 
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Der zweite wesentliche Punkt steht mit dem Drit-
ten Reich in unmittelbarem Zusammenhang. Es ist 
doch sehr bedenklich, daß wir nicht nur an der Bun-
deswehrakademie in Hamburg, sondern auch an 
Universitäten rechtsextreme Tendenzen zu beklagen 
haben. Ein Land mit unserer Vergangenheit kann 
sich derartiges nicht leisten, wenn es weltoffen, also 
auch offen für ausländische Studenten, erscheinen 
will. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Natürlich muß das Marketing verbessert werden. 
Dagegen haben wir überhaupt nichts. Vieles von 
dem, was Herr Rüttgers gesagt hat, kann man unter-
schreiben. Ich habe den Eindruck, daß plötzlich die 
Universitäten zu Sündenböcken dafür gemacht wer-
den, daß das Marketing nicht funktioniert. So kann 
es ja wirklich nicht richtig sein. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie 
des Abg. Matthias Berninger [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]) 

Wie kann man sich denn um eine Verbesserung 
des Marketings unseres Hochschulstandorts bemü-
hen, wenn wir gleichzeitig mehrere Standorte der 
Goethe-Institute schließen? 

(Armin Laschet [CDU/CSU]: Wir errichten 
deswegen doch neue!) 

- Verehrter Herr Kollege Laschet, hier findet ein Sub-
stanzverlust statt. Mit der Schließung des Goethe-In-
stituts in  Reykjavik  haben wir uns inte rnational bla-
miert. Wir sind unter die Schmerzgrenze geraten, die 
man sich an dieser Stelle hätte leisten können. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Matt

-

hias Berninger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Lumpige 350 000 DM hätten doch wohl zur Verfü-
gung stehen können, um diesen Standort aufrechtzu-
erhalten! 

Wenn Sie behaupten, wir bräuchten eine leistungs-
abhängige Finanzierung der Hochschulen, um bei-
spielsweise die Marketingmöglichkeiten der Hoch-
schulen zu verbessern, sage ich Ihnen, daß da natür-
lich etwas Wahres dran ist. Doch bei Ihrer Politik be-
deutet eine leistungsabhängige Finanzierung der 
Hochschulen lediglich eine Umverteilung. Nur wenn 
die Hochschulen über zusätzliche Mittel verfügen, 
werden sie mit diesem Instrument für meine Begriffe 
auch etwas erreichen können. 

Meine Damen und Herren, wir stehen am Schluß 
der Debatte. Das Thema, über das wir sprechen, ist 
wichtig. Es bleibt dabei: Ohne eine kräftige Sub-
stanzverbesserung bei den Hochschulen werden wir 
die Situation für ausländische Studenten nicht attrak-
tiver machen. Zu dem dafür notwendigen Kraftakt 
scheinen mir bei der Bundesregierung nicht mehr die 
erforderlichen Rese rven vorhanden zu sein; auch 
deshalb wird es Zeit für einen Wechsel. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich schließe die 
Aussprache. 

Es ist beantragt worden, den Entschließungsantrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf 
Drucksache 13/10473 zu überweisen, und zwar zur 
federführenden Beratung an den Ausschuß für Bil-
dung, Wissenschaft, Forschung, Technologie und 
Technikfolgenabschätzung und zur Mitberatung an 
den Innenausschuß, den Ausschuß für Arbeit und So-
zialordnung sowie den Ausschuß für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend. Sind Sie damit einverstan-
den? - Das ist der Fall. Dann ist die Überweisung so 
beschlossen. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen 
auf den Drucksachen 13/9621 und 13/10451 an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorge-
schlagen. Sind Sie auch damit einverstanden? - Das 
ist der Fall. Dann sind die Überweisungen so be-
schlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 10 auf: 

Beratung der Großen Anfrage der Abgeordne-
ten Walter Kolbow, Dieter Heistermann, E rnst 
Kastning, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der SPD 

Lage und Zustand der Bundeswehr 

- Drucksachen 13/7309, 13/8473 - 

Es  liegen Entschließungsanträge der Fraktion der 
SPD und der Gruppe der PDS vor. Nach einer inter-
fraktionellen Vereinbarung sind für die Aussprache 
eineinviertel Stunden vorgesehen. - Widerspruch 
gibt es nicht. Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat der Kol-
lege Peter Zumkley, SPD. 

Peter Zumkley (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Antwort der Bundesregierung 
auf unsere Große Anfrage gibt uns heute endlich die 
Gelegenheit, über die Lage und den Zustand der 
Bundeswehr zu debattieren. Die Bundeswehr hat es 
verdient, daß wir uns mit ihr wieder einmal im Ple-
num des Parlaments befassen. Gleich zu Beginn mei-
nes Beitrages möchte ich den Soldatinnen und Solda-
ten sowie den zivilen Mitarbeitern für ihre Leistungs-
bereitschaft und ihre Leistungen im alltäglichen 
Dienst unter teilweise schwierigen Rahmenbedin-
gungen unseren Dank aussprechen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Trotz schwieriger Umstrukturierung der Teilstreit-
kräfte und der Wehrverwaltung, der Kommandobe-
hörden und Schulen, die ja noch nicht abgeschlossen 
ist, hat sich die Bundeswehr insbesondere im Rah-
men von IFOR und jetzt von SFOR in Bosnien-Herze-
gowina als Friedens- und Stabilitätselement zusam-
men mit den Streitkräften anderer Staaten bewäh rt . 
Der geschundenen Bevölkerung konnte wieder Luft 
verschafft und damit die Chance zum Wiederaufbau 
des weitgehend zerstörten Landes eröffnet werden. 
Unsere Bundeswehr ist daran erfolgreich beteiligt. In 
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gemeinsamer internationaler Zusammenarbeit und 
mit zivilen Hilfsorganisationen leistet die Truppe in 
Bosnien zunehmend auch zivile Aufbauhilfe. Dies 
begrüßen wir. Dieser Einsatz verdient unser aller An-
erkennung. Wir Sozialdemokraten unterstützen die 
Politik der Friedenssicherung und tragen sie voll mit. 

(Beifall bei der SPD) 

In Anknüpfung an die großartige Leistung der 
Bundeswehr bei den Flutkatastrophen ab den 60er 
Jahren und der Bekämpfung verheerender Wald-
brände hat die Bundeswehr wiederum, zusammen 
mit vielen anderen Organisationen, nicht zuletzt dem 
Bundesgrenzschutz und der Polizei, einen entschei-
denden Anteil an der Sicherung und Verstärkung der 
Deiche an der Oder sowie den vielfältigen Hilfelei-
stungen für die betroffene Bevölkerung. Auch dafür 
danken wir allen Beteiligten. Nicht zuletzt sind die 
vielfachen humanitären Hilfseinsätze der Bundes-
wehr in aller Welt hervorzuheben. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Die Antwort auf unsere Anfrage, für die wir beson-
ders den Mitarbeitern der Arbeitsebene auf der 
Hardthöhe danken, ist allerdings in vielen Bereichen 
geschönt. Wenn ich die Sicht des Bundesverteidi-
gungsministers übernehmen würde, so muß ich sa-
gen, daß ich dafür sogar in gewisser Weise Verständ-
nis habe. Dabei wird in der Vorbemerkung der Ant-
wort  doch durchaus eingeräumt, daß die Bundeswehr 
einen schwierigen Reformprozeß durchläuft, be-
grenzte Engpässe und Friktionen unvermeidbar sind, 
ebenso wie Schiebungen und Streckungen von Aus-
rüstungsvorhaben. 

(Kurt J. Rossmanith [CDU/CSU]: Na, na!) 

Die erfolgten Plafondkürzungen betreffen beson-
ders den investiven Bereich. Warum werden dann in 
den Antworten neben den Stärken nicht auch deut-
lich die Schwachstellen in der Bundeswehr genannt? 
Man hat gelegentlich den Eindruck, es gehe Ihnen, 
Herr Minister, besonders darum, nur ja keinen Man-
gel in der Bundeswehr zuzugeben. Karl Feldmeyer 
hat in der „FAZ" vom 19. Januar 1998 in einem ande-
ren Zusammenhang - das trifft auch hier zu - folgen-
des geschrieben: 

(Kurt J. Rossmanith [CDU/CSU]: Ein guter 
Journalist!)  

- Ja, hören Sie genau zu, was er geschrieben hat: Der 
Minister sollte „eine politisch pannenfreie, lautlos 
funktionierende Bundeswehr gewährleisten". Ich 
füge im Hinblick auf etliche Antworten auf unsere 
Anfrage hinzu: Macht er die entsprechenden Vorga-
ben? 

Auftrag und Mittel stimmen in Teilbereichen der 
Bundeswehr nicht überein - zu Lasten der Soldaten 
und der zivilen Mitarbeiter, die häufig improvisieren 
müssen, die beispielsweise vor Problemen bei fehlen-
der oder mangelhafter Ersatzteilversorgung insbe-
sondere im Heer stehen und dadurch teilweise kei-
nen interessanten und anforderungsreichen Dienst 
gestalten können, und dies trotz einiger Nachbesse-
rungen im Haushalt, die wir unterstützt haben, die  

aber noch nicht ausreichend wirksam geworden 
sind. 

Damit bin ich bei der Ausbildung unserer Solda-
ten. Die Kontingentausbildung für den Einsatz in 
Bosnien ist nach meinem persönlichen Eindruck so-
lide und gut. Gleiches gilt für die Ausrüstung dieser 
Kontingente, wobei wir besonders das Schutzkon-
zept für unsere Soldaten als wichtig erachtet haben. 
Dies ist insgesamt zufriedenstellend gelöst; dies er-
kennen wir an. Aber ob die sonstige Ausbildung ins-
besondere wiederum bei der schwierigsten Teilstreit-
kraft, dem Heer, überall und durchgehend den An-
forderungen für einen einsatzbereiten Soldaten ent-
spricht, muß hier und da bezweifelt werden. Fehlen-
des Ausbildungspersonal wegen Abwesenheit aus 
vielfältigen Gründen, angespannte Materiallage und 
eine sich verschlechternde Infrastruktur sind Gründe 
hierfür. 

Immer noch gibt es zu viele Wehrpflichtige, die 
sich trotz in der Regel bemühter Vorgesetzter nicht 
ausgelastet fühlen und teilweise den Eindruck ha-
ben, nicht so richtig gebraucht zu werden. Würden 
die Wehrpflichtigen zu Hause und in ihrem Freun-
deskreis mehr über einen interessanten und fordern-
den Dienst sprechen, könnte auf manche teuer be-
zahlte Nachwuchswerbung verzichtet werden. 

Besonders in dera rtigen nicht überall zufrieden-
stellenden Situationen, aber auch sonst kommt es auf 
die Motivation der Soldaten besonders an. Die Be-
achtung der Grundsätze der inneren Führung, das 
offene Gespräch, eine in guter Atmosphäre stattfin-
dende politische Bildung, eine gerechte Dienstzeitre-
gelung und angemessene Mitwirkung sind hierzu 
wichtige Elemente. 

(Beifall bei der SPD) 

Hieran muß gerade jetzt mehr als bisher gearbeitet 
werden. 

Sosehr ich verstehe, Herr Minister, daß bestimmte 
Vorkommnisse so schnell wie möglich aufgeklärt 
werden müssen, auch angesichts der auf schnelle 
Nachrichten erpichten Medien und möglicherweise 
ungeduldiger Abgeordneter, sollten die verantwortli-
chen Führungsebenen nicht ohne Not übersprungen 
werden, sollte nicht zu schnell bis nach „unten" 
durchgegriffen werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies gilt auch für disziplinare Würdigungen und 
nicht nachvollziehbare plötzliche Versetzungen. So 
besteht die Gefahr, das notwendige Vertrauen zu ver-
lieren. 

Die schwierigste Aufgabe haben die Vorgesetzten 
in der alltäglichen Ausbildung der Truppe und in der 
Erhaltung der technischen Einsatzbereitschaft der 
Waffensysteme und Großgeräte. Alle übergeordne-
ten Stellen müssen sich deshalb auch als Dienstlei-
ster für diese Ebene in unterstützendem Sinne ver-
stehen, ihr den Rücken freihalten. Sorgen Sie, Herr 
Minister, dafür, daß nicht die Verwaltungstätigkeiten 
die Vorgesetzten von den ihnen anvertrauten Solda-
ten fernhalten. Der Kompanie- oder Batteriechef und 
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der Bataillonskommandeur müssen mit ihrem Ge-
sicht zur Truppe stehen können 

(Ina Albowitz [F.D.P]: Das ist wohl wahr!) 

und nicht mit ihrem Rücken, weil sie zu sehr von 
oben in Anspruch genommen werden oder glauben, 
diese Haltung sei ihnen nützlicher. 

(Beifall bei der SPD) 

Im übrigen verdienen insbesondere diese Offiziere 
die volle Einbeziehung in alle Informationsstränge 
der Streitkräfte. Nur der wissende Vorgesetzte be-
steht in der Auftragstaktik. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir halten an der Wehrpflicht fest. Sie wirkt sich 
auf die Qualität und die gesellschaftliche Einbindung 
von Streitkräften besonders günstig aus. Wir gewin-
nen Reservisten mit vielfältigen zivilberuflichen Er-
fahrungen. Dieses Potential muß genutzt werden. 
Zur Zeit ist dies noch nicht zufriedenstellend der Fa ll . 
In diesem Zusammenhang möchte ich herausstellen, 
daß die Freiwilligkeit von qualifizierten Reservisten 
für den Dienst in der Bundeswehr von besonderem 
Wert ist. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Gerade wegen einer grundsätzlich intakten Bun-
deswehr sind Sich-auf-die-Schulter-Klopfen und die 
zur Eigenberuhigung getroffene Feststellung, wie 
gut doch alles sei, völlig fehl am Platze. Wir wollen 
eine in Gänze einsatzbereite Bundeswehr, in der Auf-
trag und Mittel übereinstimmen, Über- und Unterfor-
derungen vermieden werden und ein positiver Geist, 
der Geist des Staatsbürgers in Uniform, spürbar ist. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Paul Breuer, CDU/CSU. 

Paul Breuer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die Rede des Kol-
legen Zumkley, die ja ausdrückte, daß hier die 
grundsätzlich intakte Lage der Bundeswehr beraten 
werde und man an der Abstellung von Mängeln ar-
beiten müsse, stimmt nicht so ganz überein mit dem, 
was die SPD in ihrem Entschließungsantrag zum 
Ausdruck bringt. 

(Dieter Heistermann [SPD]: Überhaupt nicht!) 

Dort  heißt es, der Zustand der Bundeswehr, die tat-
sächliche Lage der Bundeswehr, werde in der Ant-
wort  der Bundesregierung auf die Große Anfrage 
verharmlost und sei in einem besorgniserregenden 
Zustand. Wenn man von einer grundsätzlich intakten 
Lage spricht - da stimme ich zu -, dann steht das im 
Widerspruch zu dem, was im Antrag der SPD ausge-
drückt wird. Aber das ist für mich nichts Neues. Die 
Widersprüche in Ihrer Partei müssen auch ansonsten, 
gerade was die Verteidigungs- und Sicherheitspolitik 
angeht, immer wieder zur Kenntnis genommen wer

-

den - und das will ich auch hier zum Ausdruck brin-
gen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Dieter Heister

-

mann [SPD]: Jetzt geht die Lobhudelei wie

-

der los!) 

Meine Damen und Herren, in den Anträgen und 
Äußerungen der SPD wird eines überhaupt nicht 
deutlich: daß gerade die Streitkräfte in den letzten 
Jahren sehr stark damit beschäftigt waren, sich einer 
grundsätzlich neuen Lage im wiede rvereinigten 
Deutschland zu stellen, und ebenso durch die neue 
sicherheitspolitische Lage und Ro lle der Bundesrepu-
blik Deutschland besonders gefordert waren. Daß 
milliardenschwere Investitionen durch die Bundes-
wehr gerade in den neuen Bundesländern - über das 
eigentlich funktional Notwendige hinaus - vom 
Ideellen her notwendig waren, beispielsweise der 
Aufbau einer Offiziersschule des Heeres in Dresden, 
obwohl wir eine intakte Offiziersschule haben, wird 
in Ihrer Antragslage völlig verkannt. Ich muß Ihnen 
negativ anrechnen, daß Sie die großen Leistungen 
der Bundeswehr beim Aufbau in den neuen Bundes-
ländern nicht ausreichend würdigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

In der Rede des Kollegen Zumkley wurde auffällig 
oft gedankt. Meine Damen und Herren, wer auffällig 
oft dankt, der verbirgt etwas. Er verbirgt insbeson-
dere, daß Sie sich in den letzten Monaten - Novem-
ber, Dezember, Januar, Februar - darum bemüht ha-
ben, die Bundeswehr niederzureden dadurch, daß 
Sie auf dem Sozius der Grünen, zusammen mit ih-
nen, den Untersuchungsausschuß eingerichtet ha-
ben in dem Glauben, daß wegen eines Generalver-
dachts jeder Winkel der Bundeswehr gefilzt werden 
müsse. Das muß hier deutlich gesagt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Den Dank an die Bundeswehr teilen wir alle, da 
haben wir völligen Konsens. Aber die Bundeswehr 
ansonsten zu verdächtigen und in die Pfanne zu 
hauen, sich dann aber hier hinzustellen und Dank zu 
sagen, das ist höchst verdächtig, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Peter  Zumkley [SPD]: Das tut doch keiner, 

Herr Breuer!)  

Die Wertschätzung der Bundeswehr in der Öffent-
lichkeit ist weiter gestiegen. Das belegen hervorra-
gende Umfrageergebnisse. Sie haben es nicht ge-
schafft, daran etwas zu ändern, und werden es nicht 
schaffen. Im übrigen: Die SPD ist ja im Rückwärts-
gang; sie rudert zurück, legt an unser Boot an und 
will in unser Boot einsteigen. 

(Dieter Heistermann [SPD]: Wer steigt denn 
noch auf die „Titanic" !) 

Sie sagt jetzt, sie habe den Untersuchungsausschuß 
gemacht, um den guten Ruf der Bundeswehr wieder-
herzustellen. Ein sehr seltsames Verfahren! 

Meine Damen und Herren, sieht eine Organisation, 
die grundsätzlich intakt ist, so besorgniserregend 
aus, wie die Anträge der SPD dies darstellen wollen? 
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Das kann ja wohl nicht der Fall sein. Die Bundeswehr 
ist für unsere jungen Menschen attraktiv. Sie ist im 
In- und Ausland hochgeachtet. Ich bin davon über-
zeugt, daß Ihre Horrormeldungen über die Bundes-
wehr Ihnen niemand ernsthaft abnimmt. 

Ihre gezielt verbreiteten Luftblasen von der angeb-
lich so dramatischen Unterfinanzierung und der Ero-
sion des inneren Zustandes 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Das ist die Erosion der Bundesregie

-

rung!) 

- diese Begriffe zitiere ich ja nur; es wäre ganz inter-
essant, sie einmal einzelnen zuzuordnen - lösen sich 
bei näherer Betrachtung in Luft auf. 

(Peter Zumkley [SPD]: Sich selbst auf die 
Schulter klopfen und weitermachen!) 

Meine Damen und Herren, das bisherige Ergebnis 
der Beweisaufnahme im Untersuchungsausschuß hat 
doch völlig klar bewiesen, daß das, was beispiels-
weise der Kollege Dieter Heistermann in einem 
„Stern"-Artikel Ende letzten Jahres äußerte, daß 
nämlich die Gefahr bestehe, daß sich eine „braune 
Subkultur" in der Bundeswehr ausbreite, absoluter 
Nonsens war. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir haben doch über 130 Stunden lang zusammen-
gesessen. 

(Manfred Opel [SPD]: Roeder gab es auch 
nicht!) 

Die Bundeswehr und ihre politische wie militärische 
Führung haben - das wissen wir - genügend effizi-
ente Mittel, sich auch vor Rechtsradikalen zu schüt-
zen; diese haben in der Bundeswehr keine Chance. 

Was soll, Herr Kollege Kolbow, eine Wehrstruktur-
kommission erreichen, die Sie in Ihrem Antrag ver-
langen? Ich möchte mich einmal mit den Vorstellun-
gen beschäftigen, die in Ihrer Partei hinsichtlich der 
Zukunft und der Struktur der Bundeswehr vorhan-
den sind. Direkt gegenüber sitzt Kollege Opel, der 
eine Berufsarmee oder Freiwilligenarmee möchte; 
ich vermag den Unterschied nicht zu erkennen. 

(Manfred Opel [SPD]: Es gibt keine Denk

-

verbote, Herr Breuer!)  

- Es steht mir gar nicht zu, Ihnen ein Denkverbot zu 
erteilen, auch wenn ich weiß, daß es in Ihrer Partei 
manche gibt, die das gelegentlich möchten. 

(Manfred Opel [SPD]: Schauen Sie einmal 
auf die Hardthöhe!) 

Ich nehme zur Kenntnis, daß diese Vorstellung des 
Kollegen Opel in der SPD existiert. Ich nehme des 
weiteren zur Kenntnis, daß es in der SPD Vorstellun-
gen gibt, eine Milizarmee mit sehr kurzen Grund-
wehrdienstzeiten einzurichten. 

(Manfred Opel [SPD]: Wir diskutieren über 
alles!) 

Ich nehme zur Kenntnis, daß Herr Scharping, der ja 
auch empfohlen hat, statt des Eurofighters ein Trans

-

portflugzeug anzuschaffen, von einer Truppenstärke 
von unter 300 000 redet. Ich nehme zur Kenntnis, daß 
Sie zugleich eine Fünfjahresgaranntie für die Stand-
orte abgeben. 

(Manfred Opel [SPD]: Hören sie doch ein

-

mal Ihrem Kollegen Koppelin zu! Der sagt 
genau das gleiche! Der Bundeskanzler sagt 

genau das gleiche! Was soll das?) 

Daß Sie eine Wehrstrukturkommission einrichten 
wollen, bei der Sie Kirchen, Gewerkschaften und 
was weiß ich wen beteiligen wollen, ist ein reines Ab-
lenkungsmanöver. Es soll davon ablenken, daß Sie in 
der SPD nicht in der Lage sind, sich darauf zu eini-
gen, wohin der Weg führen so ll . Sollen denn, meine 
Damen und Herren, Bischof Lehmann oder Herr 
Schulte vom DGB demnächst sagen, wie es in der 
SPD im Hinblick auf Verteidigungs- und Sicherheits-
politik weitergehen soll? Sie haben keine Klarheit 
und meinen, eine Kommission würde Ihnen dabei 
helfen. Das ist kein Weg. Sagen Sie klar, was Sie wol-
len. 

Ich rate Ihnen, zu allen Themen, zu denen Sie 
keine klaren Vorstellungen haben, Kommissionen 
einzusetzen. Setzen Sie eine Rentenreformkommis-
sion, eine Sozialreformkommission, eine Wirtschafts-
reformkommission und was weiß ich ein. Aber ver-
gessen Sie dann auch nicht die Kommission zur Koor-
dinierung der Kommissionen. Der Beitrag, den die 
SPD hier zu bieten hat, ist jämmerlich. 

Meine Damen und Herren, es wird der Tag kom-
men, 

(Walter Kolbow [SPD]: Das ist wahr! - Hei

-

terkeit bei der SPD) 

an dem Sie den Soldaten und ihren Familien sagen 
müssen, was Sie eigentlich wollen. Das haben Sie 
bisher unterlassen. Ihre Garantieerklärungen werden 
sich an diesem Tag in Luft auflösen. 

Sie fordern in Ihrem Antrag Grundsätze und Ziele, 
denen die Struktur der Bundeswehr folgen soll, und 
die Ausrichtung von Struktur und Umfang der Bun-
deswehr unter sicherheitspolitischen und haushälte-
rischen Gesichtspunkten. Aber a ll  das, was Sie for-
dern, existiert doch längst. Wir haben auf der Basis 
einer fundierten sicherheitspolitischen Lageanalyse 
die verteidigungspolitischen Richtlinien, die konzep-
tionelle Leitlinie, das Ressortkonzept 1996, das Res-
sortkonzept Material, das Logistik- und Sanitätskon-
zept des Heeres, die künftige Organisation des Rü-
stungsbereiches und vieles mehr. Nehmen Sie das 
doch bitte zur Kenntnis und tun Sie nicht so, als sei 
das alles nicht vorhanden! 

Dann vor allen Dingen folgendes, liebe Kollegin-
nen und Kollegen der SPD: Wenn Sie sich selbst nicht 
im klaren darüber sind, was Sie grundsätzlich wollen, 
und dann Regierungsverantwortung in der Koalition 
mit einem so chaotischen Pa rtner wie die Grünen 
übernehmen wollen, die im Kern nicht nur wollen, 
daß Deutschland aus der NATO ausscheidet, 

(Winfried Nachtwei [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Quatsch!) 
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was einen Realitätsverlust ohnegleichen deutlich 
macht, sondern auch klarmachen, daß sie die sicher-
heitspolitische Situation, die Sicherheitsarchitektur 
in Europa zu keinem Zeitpunkt verstanden haben - 
sie wollen auch die Bundeswehr auflösen -, dann ist 
die Sicherheits- und Verteidigungspolitik in Deutsch-
land nicht nur auf dem Prüfstand, sondern sie gerät 
in eine Schieflage, die nicht nur für Deutschland, 
sondern auch für diesen Kontinent gefährlich wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Koalition steht im Gegensatz zur Opposition in 
der Verantwortung. Diese - das wissen wir - nimmt 
uns keiner ab. Wenn man in der Verantwortung 
steht, sieht man auf den ersten Blick nicht immer at-
traktiv aus. Natürlich ist uns klar: Wenn man Investi-
tionen, insbesondere im infrastrukturellen Bereich, 
prioritär in den neuen Bundesländern vornimmt und 
sagt, im Westen müssen wir einsparen, und dadurch 
Engpässe entstehen, so produziert man Erklärungs-
bedarf und ist nicht besonders attraktiv. 

Entscheidend ist aber, daß wir die Priorität der In-
vestitionen im Osten zum Aufbau der Bundeswehr 
fortsetzen. Natürlich ist es nicht besonders attraktiv, 
wenn man notwendige Investitionsvorhaben im Be-
reich der Ausrüstung der Bundeswehr zurückstellen 
muß, weil man prioritär gebunden ist und die Ge-
samthaushaltslage des Bundes auf Grund der wirt-
schaftlichen Situation der vergangenen Jahre nicht 
so gut ist, wie wir sie uns wünschten. 

Aber wir stehen in der Verantwortung, und wir 
sind keine Himmelsstürmer. Setzen Sie sich doch 
nicht nur dafür ein, daß für den Verteidigungsetat 
mehr Geld vorgesehen wird - das haben Sie gerade 
in den letzten Jahren mehrfach getan -, setzen Sie 
sich doch auch dafür ein, daß der Verteidigungsetat 
innerhalb des Gesamtetats des Bundes erhöht wird. 

(Dieter Heistermann [SPD]: Sie regieren 
doch!) 

Da haben Sie uns doch an Ihrer Seite. Aber das set-
zen Sie ja nicht einmal bei Ihrer eigenen Fraktions

-

führung durch. Es ist nicht glaubwürdig, was Sie tun. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich habe keinen Antrag von Frau Matthäus-Maier 
im Deutschen Bundestag gesehen, der darauf ab-
zielte, den Verteidigungsetat zu erhöhen. 

(Walter Kolbow [SPD]: Ich auch nicht! - 
Manfred  Opel [SPD]: Sie sind doch an der 
Regierung! Sie können doch alles machen, 

was Sie wollen!) 

Ich habe erlebt, daß sie den Eurofighter oder vorher 
den Jäger 90 immer wieder für alles mögliche ver-
wandt hat. Das zeigt die besondere Seriosität der 
SPD im Bereich der Finanzpolitik. Genauso jämmer-
lich ist ihr Zustand im Bereich der Verteidigungspoli-
tik. 

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  zu ei-
ner Kurzintervention hat der Kollege Heistermann. 

Dieter Heistermann (SPD): Da mich der Kollege 
Breuer persönlich angesprochen hat, möchte ich kurz 
einiges richtigstellen. Erstens. Kollege Breuer, mein 
Eindruck ist, daß Sie nicht an allen Sitzungen des 
Untersuchungsausschusses mit der Intensität teilge-
nommen haben, die nötig gewesen wäre. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - 
Walter  Kolbow [SPD]: Geistig bei der 

Presse!) 

Zweitens möchte ich feststellen, daß der MAD aus-
geführt hat, daß es Subkulturen in der Bundeswehr 
gibt. Er hat sogar die Personengruppe benannt, die 
hierfür besonders anfällig ist. Ich denke, daß die Er-
gebnisse des MAD auch von Ihnen zur Kenntnis ge-
nommen werden sollten. 

(Beifall bei der SPD) 

Drittens. Man muß die Bundeswehrführung vor Ih-
ren Attacken fast in Schutz nehmen. Ich sage das 
deshalb, weil Sie hier so tun, als hätte es gar keinen 
Grund für die Einsetzung des Untersuchungsaus-
schusses gegeben. Warum greifen die militärische 
Führung und der Minister von oben bis unten durch, 
um Vorgänge aufzuklären? Wenn das alles nur Ein-
zelfälle gewesen wären, hätte man doch den Diszipli-
narvorgesetzten vor Ort die Entscheidung überlassen 
können. Sie hätten die Fälle regeln können. 

Man sah sich jedoch gezwungen, von oben nach 
unten durchzugreifen, um Dinge aufzuklären. Genau 
das konterkariert Ihre blamablen Vorstellungen und 
Feststellungen, die Sie glaubten vortragen zu müs-
sen. Wenn das also alles gar nicht so schlimm war, 
warum hat man dann von oben nach unten durchge-
griffen? Überlegen Sie sich noch einmal Ihre Argu-
mentation in aller Ruhe. 

Die letzte Bemerkung, die ich machen möchte: Es 
waren die Vorsitzenden im Unterausschuß „Streit-
kräftefragen in den neuen Bundesländern" - beide 
wurden von den Sozialdemokraten gestellt -, die sich 
seit der Wiedervereinigung ständig um die neuen 
Bundesländer und um den Aufbau der Bundeswehr 
in den neuen Ländern gekümmert haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Was Sie behauptet haben, die SPD habe kein Ver-
hältnis zu den neuen Bundesländern oder zu der 
Bundeswehr do rt , weise ich in aller Form auch im In-
teresse der Kolleginnen und der Kollegen der CDU/ 
CSU ganz entschieden zurück. 

(Beifall bei der SPD - Paul Breuer [CDU/ 
CSU]: Das habe ich nicht gesagt!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Breuer, wollen Sie erwidern? 

(Katrin Fuchs [Verl] [SPD]: Das lohnt sich 
nicht! Der Breuer bringt es nicht!) 
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Paul Breuer (CDU/CSU): Danke, Herr Präsident, 
ich möchte nur ganz kurz auf den letzten Punkt ein-
gehen. 

Wenn Sie ins Protokoll schauen, dann werden Sie 
feststellen, daß ich zu keinem Zeitpunkt behauptet 
habe, daß die SPD kein Verhältnis zur Bundeswehr 
in den neuen Bundesländern habe. Was ich hier ge-
sagt habe - dabei bleibe ich -, ist: Sie sind im Rah-
men Ihrer politischen Forderungen nicht bereit, das 
zur Kenntnis zu nehmen, was die Bundeswehr insge-
samt bezüglich des Verteidigungsetats gefordert hat. 
Sie tun ja so, als ob die Situation ganz normal wäre 
und als ob man sie so beurteilen könne, wie das vor 
1989 der Fall war. Darum geht es. 

Danke. 

(Beifall des Abg. Dr. Peter Ramsauer [CDU/ 
CSU]) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat 
jetzt der Kollege Winfried Nachtwei, Bündnis 90/ 
Die Grünen. 

Winfried Nachtwei (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich 
will zu den bewußten Verdrehungen grüner Positio-
nen durch den Kollegen Breuer ausdrücklich nichts 
sagen. Wenn Sie uns kritisieren wollen, dann kritisie-
ren Sie bitte unsere tatsächlichen Aussagen. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Darauf 
gehe ich gleich ein!)  

Ich werde nur auf zwei Punkte eingehen: erstens 
auf die Finanzlage und zweitens auf die Wehrstruk-
tur. Der Einzelplan 14 ist - neben dem für Arbeit und 
Soziales - der einzige Einzelplan mit einer nominalen 
Erhöhung in diesem Jahr. Die Regierung verspricht 
im 31. Finanzplan für die nächsten Jahre eine weitere 
Erhöhung, so daß in einigen Jahren der Investitions-
anteil die berühmte Grenze von 30 Prozent erreichen 
werde. Dieses vor allem an Bundeswehrangehörige 
gerichtete Versprechen ist unglaubwürdig und völlig 
unhaltbar. Diese Auffassung hören Sie zunehmend 
unter den Soldaten. 

Der Haushalt 1998 ist erst wenige Monate in Kraft. 
Aber schon berichtet Staatssekretär Wilz von einer 
ersten Lücke in Höhe von 800 Millionen DM. Am 
15. Mai wird es die Steuerschätzung geben, und die 
neuesten Arbeitslosenzahlen werden vorgelegt. Da-
nach wird es garantiert weitere Lücken geben. Nach 
der Bundestagswahl wird jede Regierung einen Kas-
sensturz machen müssen. Danach wird es weitere 
Kürzungen geben. Das ist so sicher wie das Amen in 
der Kirche. 

Das heißt: Die Bundeswehr in ihrer jetzigen Pla-
nung ist nicht mehr finanzierbar. Damit stehen die 
Schlüsselfragen nach Auftrag, Umfang und Struktur 
der Bundeswehr auf der Tagesordnung. 

Mit dem Beitritt von Polen, Tschechien und Ungarn 
zur NATO, mit dem kontinentalen Geflecht im Rah-
men der Partnership for peace verbessert sich die si-
cherheitspolitische Lage der Bundesrepublik noch- 

mals erheblich. Einer Verteidigungsstärke von 
670 000 Mann und der Wehrpflicht als ihrem Rekru-
tierungsinstrument sind damit jede Begründung ent-
zogen. Eine erhebliche Personalreduzierung der 
Bundeswehr ist damit möglich und nötig. 

Diese Erkenntnis greift immer mehr um sich. Die 
meisten Vertreter der SPD weichen ihr bisher aus. 
Die SPD verschiebt diese Erkenntnis in die Wehr-
strukturkommission. Die Koalition geht mit dieser Er-
kenntnis äußerst doppelbödig um: In der Realität 
sorgt Minister Rühe schon längst Schritt für Schritt - 
er ist in dieser Schritt-für-Schritt-Politik besonders er-
fahren - für die Umstellung der Wehrpflichtigen- auf 
eine Freiwilligenarmee. Zugleich aber wird in den 
höchsten Tönen die Wehrpflicht durch Idealisierung 
einerseits und Abwertung von Freiwilligenarmeen 
andererseits beschworen. 

Im Untersuchungsausschuß erfahren wir, wie der 
Beitrag eines Teiles von Wehrpflichtigen zum soge-
nannten Geist in der Truppe inzwischen ist, nämlich 
offensichtlich sehr problematisch. 

In den Fragen 124 ff. ihrer Großen Anfrage erkun-
digt sich die SPD nach durchschnittlichen Verpflich-
tungszeiten, Schulbildung, Personalkosten usw. in 
den Freiwilligenarmeen von Belgien, den Niederlan-
den, Großbritannien und USA. Die Bundesregierung 
verweigert die Antwort auf diese Fragen mit der vor-
geschobenen Begründung, Ermittlungen seien zu 
schwierig gewesen. Ich meine, ein Rundfax an die 
vier deutschen Militärattachés in diesen Ländern 
hätte sehr schnell und mit Sicherheit die entspre-
chenden Daten ergeben, oder diese Herren sind ihr 
Geld nicht wert . Aber offenbar will die Bundesregie-
rung, daß weiter mit populistischen Erfahrungen aus 
der nächsten Briten-Kneipe - Herr Breuer, Sie erin-
nern sich -, aber nicht auf Grund von systematischen 
Daten und Tatsachen über die Realität von Freiwilli-
genarmeen debattiert wird. 

Diese tatsachenorientierte Debatte ist dringend 
notwendig, weil der Abschied von der Wehrpflicht 
kommt und vorbereitet sein muß und damit der Aus-
stieg aus der Wehrpflicht, die Umstellung auf eine re-
duzierte Freiwilligenarmee auch früh friedens- und 
abrüstungsförderlich, demokratie- und sozialverträg-
lich gestaltet werden kann. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Denn das sind die unverzichtbaren Anforderungen 
an eine Änderung der Wehrstruktur. 

Danke schön. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Günther Nolting, F.D.P. 

Günther Friedrich Nolting (F.D.P.): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen von der SPD, ich möchte Ihnen zu Beginn 
für Ihre Große Anfrage danken. Ich möchte Ihnen 
auch meine Anerkennung aussprechen, daß Sie sich 
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in so umfassender Weise um die Belange der Bundes-
wehr Gedanken gemacht haben. Dies kann man 
wohl von meinem Vorredner, von den Grünen insge-
samt, nicht sagen. 

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Weng [Ger

-

lingen] [F.D.P.]) 

Herr Kollege Nachtwei, ich wiederhole es hier 
gerne noch einmal: Wer die Bundeswehr letztendlich 
abschaffen will, wer die NATO ablösen will, wer sich 
am Bosnien-Einsatz nicht mehr beteiligen will, der 
ist international nicht handlungsfähig, der ist natio-
nal nicht regierungsfähig, der ist national auch nicht 
wählbar. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ich sage Ihnen: Wenn Sie in diesem Bereich der 
Außen- oder Sicherheitspolitik jemals Verantwortung 
tragen sollten, so ginge über Jahrzehnte durch die li-
beralen Außenminister Scheel, Genscher und Kinkel 
aufgebautes Vertrauen, das Deutschland in der Welt 
genießt, verloren. Deutschland ginge wieder einmal 
einen Sonderweg ohne Verläßlichkeit. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, Sie 
sollten sich wahrlich überlegen - ich schließe an das 
an, was der Kollege Breuer gesagt hat -, wen Sie sich 
als Koalitionspartner suchen. 

(Beifall bei der F.D.P. - Angelika Beer 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wollen Sie 
sich wieder anbieten? - Albe rt  Schmidt 
[Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Sehr interessant!) 

Aber dazu wird es ja auch nach der nächsten Wahl 
nicht kommen. Wir werden das zu verhindern wis-
sen. 

Ich komme zu Ihrer Anfrage zurück. Wir sagen 
dazu: Die innere Lage der Bundeswehr ist nicht 
schlecht, Herr Kollege Zumkley, auf jeden Fall nicht 
so schlecht, wie Sie es in Ihrem Entschließungsantrag 
aufzeigen. Aber die innere Lage - auch das sage ich 
Ihnen als Fraktion - könnte noch besser sein, wenn 
die große Oppositionspartei nicht durch Forderungen 
nach Strukturkommission und Untersuchungsaus-
schuß und die dadurch öffentlich geführten Diskus-
sionen genau die Verunsicherung herbeiführen 
würde, die Sie in Ihrer Einleitung beklagen, und da-
mit versuchte, dies der Bundesregierung und dieser 
Koalition in die Schuhe zu schieben. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ich halte aber auch fest, Herr Kollege Zumkley und 
Herr Kollege Kolbow, daß wir offenkundig über un-
sere parlamentarische Arbeit ein unterschiedliches 
Selbstverständnis haben. 

(Peter Zumkley [SPD]: Das ist wahr!) 

Es ist die Aufgabe der Politik, den politischen Auf-
trag für die Bundeswehr zu erarbeiten und letztend-
lich auch zu erteilen. Aus diesem politischen Auftrag 
leiten sich dann automatisch weitere strukturelle De-
tails ab. Diese Aufgabe ist nach unserem Verständnis 
unsere ureigenste Aufgabe. Denn die Bundeswehr 

ist eine Parlamentsarmee, und sie soll aus unserer 
Sicht auch weiterhin eine Parlamentsarmee bleiben. 

(Beifall bei der F.D.P. und der SPD sowie 
des Abg. Paul Breuer [CDU/CSU]) 

Daher, liebe Kollegen von der SPD, können wir un-
sere Verantwortung für die Zukunft der Bundeswehr 
nicht auf eine Wehrstrukturkommission abwälzen, 
wie Sie es immer forde rn . Herr Kollege Kolbow, Sie 
haben das ja unlängst, nämlich am 8. April, auch in 
der Tageszeitung „Die Welt" gefordert. Ich habe 
auch hier den Eindruck, daß Sie damit von den Pro-
blemen, die Sie verursachen, ablenken wollen. 

Nein, wir, die Parlamentarier, haben zu entschei-
den. Wir müssen zu unserer eigenen Entscheidung 
stehen. Wir müssen den Mut dazu haben und dürfen 
die Verantwortung eben nicht wegdrücken. 

Herr Kollege Zumkley, Sie haben in Ihrer Anfrage 
ausgedrückt, daß sich die Reduzierung der Wehr-
dienstdauer negativ auf den Ausbildungsalltag aus-
gewirkt habe. Ich bin der Auffassung, daß gewisse 
vorhandene Friktionen darauf zurückzuführen sind, 
daß die Reduzierung der zur Verfügung stehenden 
Zeit zwar erfolgte, gleichzeitig aber nicht die Ausbil-
dungsanforderungen rechtzeitig zurückgeführt wur-
den. Ich halte aber fest, daß in den Hauptverteidi-
gungskräften in zehn Monaten mit einem ent-
schlackten Ausbildungsprogramm eine militärisch 
sinnvolle Ausbildung erzielt werden kann. 

Für die Spezialverwendungen in den Hauptvertei-
digungskräften und für die Krisenreaktionskräfte ha-
ben wir den freiwillig länger dienenden Wehrpflichti-
gen geschaffen, übrigens, wenn ich das hier noch 
einmal sagen darf, auf Anregung der F.D.P. in der da-
mals damit befaßten Koalitionsarbeitsgruppe. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Ich denke, dies ist ein Instrument, das nach allen 
Aussagen, die mir jedenfalls bekannt sind, von Vor-
gesetzten und Wehrpflichtigen hervorragend beur-
teilt wird. Ich sehe hier ein vorrangiges Ziel für das 
Verteidigungsministerium, aber auch für uns Parla-
mentarier, die Zahl dieser Stellen deutlich zu erhö-
hen und dieses Instrument noch besser zu nutzen. 
Herr Kollege Kolbow, ich bedanke mich für die Un-
terstützung. Wir werden darauf zurückkommen. 

Meine Damen und Herren, personell, denke ich, 
steht die Bundeswehr insgesamt gut da. Wir haben 
allen Grund, auf unsere Zeit- und Berufssoldaten, auf 
die Grundwehrdienstleistenden und freiwillig länger 
dienenden Wehrdienstleistenden sowie auf die zivi-
len Mitarbeiter stolz zu sein. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Sie machen ihren Dienst hervorragend, und die Moti-
vation ist weitgehend gut. Aber ich sage auch dazu: 
In materieller Hinsicht ist es zutreffend, daß es 
Schwierigkeiten gab und in Teilbereichen auch 
heute noch gibt. Es hat bei der Instandsetzung und 
bei der Ersatzteilbeschaffung durchaus Engpässe ge-
geben. Dies ist zum Teil strukturell bedingt, teils ist 
es auf die schwierige Finanzsituation zurückzufüh-
ren. 
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Ich sage dazu auch ganz offen: Es kann, solange 
die Gesamtsituation der öffentlichen Haushalte 
schwierig bleibt, auch hier keine endgültig befriedi-
genden Lösungen geben. Ich erlaube mir aber den 
Hinweis, liebe Kolleginnen und Kollegen von der 
SPD, daß es zu keiner Zeit in der Bundeswehr eine 
materielle Einsatzbereitschaft von 100 Prozent gege-
ben hat. Auch die sozialdemokratischen Verteidi-
gungsminister Schmidt, Leber und Apel haben das 
nicht geschafft, obwohl damals weitaus mehr Finanz-
mittel verfügbar waren als heute. 

Dies müssen wir auch den Soldaten heute sagen, 
weil ich mancherorts die Tendenz zu der Haltung 
feststelle, daß früher eben alles besser war. Dies ist 
nicht so, und jeder sollte seine Erinnerung in dieser 
Hinsicht sorgfältig überprüfen. Herr Kollege Zum-
kley, Sie sind bis 1987 in verschiedenen Verwendun-
gen in der Bundeswehr tätig gewesen. Ich denke, Sie 
können das aus der eigenen Erfahrung heraus bestä-
tigen. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Das ist aber lange 
her!)  

Ich will  damit überhaupt nicht beschönigen, daß 
die Materiallage, die wir heute haben, verbessert 
werden muß. Jedoch gilt auch hier wie für viele an-
dere Bereiche die Grundregel, wonach wir die stän-
dige Verpflichtung zu Verbesserungen haben. Wir 
sind als F.D.P. allerdings der Auffassung, daß die an-
stehenden Aufgaben der Bundeswehr finanziell bes-
ser bewältigt werden könnten, wenn die eingeleite-
ten Maßnahmen zur Aufwandsbegrenzung und Ra-
tionalisierung konsequenter verfolgt und durch eine 
vorbehaltlose Prüfung von Privatisierungsmöglich-
keiten ergänzt würden. 

Meine Damen und Herren, die Grundwehrdienst

-

leistenden sind in ihrer aktiven Dienstzeit in der 
Truppe und später als Reservisten in der Gesellschaft 
das Herz der Bundeswehr. Ihnen muß weiterhin ein 
besonderes Augenmerk gelten. 

Ich denke aber auch, daß neben einer verbesserten 
finanziellen Situation, für die wir in dieser Legislatur-
periode gesorgt haben, wir alle, nicht nur die Verteidi-
gungspolitiker, gefordert sind, auch moralisch immer 
wieder eines deutlich zu machen: Der Deutsche Bun-
destag steht zu den Soldaten der Bundeswehr und zu 
den zivilen Mitarbeitern. Wir erkennen den Dienst 
hoch an und verwahren uns gegen jede Verunglimp-
fung der Bundeswehr und ihrer Angehörigen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich kurz 
auf die gegenwärtige Einberufungspraxis eingehen. 
Ich denke, daß angesichts der Situation in Deutsch-
land darüber nachgedacht werden muß, ob die be-
stehenden Wehrdienstausnahmen noch angemessen 
sind. Im Vergleich zu Ausnahmen, die aus den 60er 
und 70er Jahren stammen, könnte es beispielsweise 
heute sinnvoller sein, junge Existenzgründer, die 
nachweislich Arbeitsplätze schaffen, vom Wehrdienst 
freizustellen. Dies wäre aus meiner Sicht eine legi-
time staatliche Interessenabwägung. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Sorge macht mir ebenfalls die Praxis der Gewäh-
rung des Arbeitsplatzschutzes besonders in den 
neuen Bundesländern. Immer wieder hört man, daß 
befristete Arbeits- oder Ausbildungsverträge ge-
schlossen werden und daß die jungen Männer, wenn 
sie von der Bundeswehr kommen, in die Arbeitslosig-
keit gehen müssen. Hier müssen wir - ich denke, 
auch darin stimmen wir überein - gemeinsam mit der 
Regierung und mit Vertretungen von Industrie, Han-
del, Handwerk und Gewerbe zu Verbesserungen 
kommen. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und 
der SPD) 

Ein Thema will ich heute natürlich nicht auslassen. 
Als F.D.P. werden wir uns weiterhin dafür einsetzen, 
daß die Bundeswehr in Zukunft mehr Möglichkeiten 
für Frauen bietet, die sich freiwillig verpflichten wol-
len. 

(Vorsitz : Vizepräsidentin Michaela Geiger) 

Hier muß dringend eine Lösung gefunden werden. 
Überall dort, wo Frauen freiwillig in der Bundeswehr 
mitarbeiten wollen, müssen wir die Möglichkeit dazu 
schaffen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, vorhin habe ich schon 
die Presse vom 8. April 1998 angesprochen. Ich habe 
einen Artikel mit der Überschrift „SPD erwägt länge-
ren Wehrdienst" mitgebracht. Bei der Lektüre war 
ich doch sehr erstaunt. Ich habe mir vorgestellt, wie 
der Kollege Kolbow auf dem nächsten SPD-Bundes-
parteitag eine Verlängerung des Wehrdienstes vor-
schlägt. Herr Kollege Kolbow, ich wünsche Ihnen viel 
Erfolg. Oder handelt es sich dabei vielleicht um einen 
verspäteten und damit wohl auch letzten April-
scherz? 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Kollege 
Nolting, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kolle-
gen Kolbow? 

Günther Friedrich Nolting (F.D.P.): Aber selbstver-
ständlich, dem Kollegen Kolbow immer. 

Walter Kolbow (SPD): Herr Kollege Nolting, ich be-
stätige Ihnen zunächst gern, daß es sich nicht um ei-
nen letzten Aprilscherz gehandelt hat, habe aber 
Verständnis für Ihre Frage. Ich darf Sie fragen, ob Sie 
auch den Leserbrief mitgebracht haben, den ich zu 
diesem Artikel, insbesondere zur Überschrift, ge-
schrieben habe. Wären Sie so freundlich, diesen Le-
serbrief, wenn Sie ihn schon dabeihaben, zu verle-
sen? 

Günther Friedrich Nolting (F.D.P.): Lieber Kollege 
Kolbow, Sie werden ja gleich noch reden und es 
sicherlich selbst übernehmen, auf den Leserbrief ein-
zugehen. Aber da Sie mich kennen, können Sie 
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davon ausgehen, daß ich selbstverständlich auch Ih-
ren Leserbrief zur Kenntnis genommen habe. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Dann 
sollten Sie nicht die Hälfte, sondern alles zu 

diesem Thema anführen!) 

Herr Kollege Kolbow, mit diesem Artikel und die-
ser Überschrift wollten Sie von den Problemen ablen-
ken, die Sie mit Ihren internen Forderungen, inter-
nen Diskussionen über den Untersuchungsausschuß 
und die Wehrstrukturkommission und mit den öf-
fentlichen Diskussionen erzeugt haben. Sie machen 
ja - wie wir auch - viele Truppenbesuche. Sie wissen, 
wie die Stimmung in der Truppe bezüglich Ihrer For-
derungen nach einem Untersuchungsausschuß und 
nach einer Wehrstrukturkommission ist. Sie wissen, 
daß die Diskussion zur Verunsicherung in der Bun-
deswehr geführt hat. Dies ist gerade am letzten Mitt-
woch im Untersuchungsausschuß auf meine Frage 
vom Kommandeur Zentrum Innere Führung bestätigt 
worden. Stehen Sie also dazu und lenken Sie nicht 
von den Problemen ab! Stellen Sie diese Forderung! 
Ich wünsche Ihnen nochmals viel Erfolg dabei. 

Meine Damen und Herren, der Kollege Heister-
mann hat die Arbeit des Verteidigungsausschusses 
als Untersuchungsausschuß angesprochen. Herr Kol-
lege Heistermann, ich sage noch einmal: Alle Vor-
kommnisse sind Einzelfälle. Jeder Einzelfall ist ein 
Fall zuviel - darin stimmen wir überein -, und jeder 
Einzelfall wird geahndet. Aber ich sage an dieser 
Stelle noch einmal: Im Ausschuß haben sich bis jetzt 
bezüglich des Beweisthemas keine neuen Erkennt-
nisse gezeigt. 

(Peter Zumkley [SPD]: Das sagen Sie!) 

- Herr Kollege Zumkley, wir müssen uns an das Be-
weisthema halten. - Das Problem des Rechtsextre-
mismus wird einseitig auf die Bundeswehr fokussiert. 
Die Bundeswehr wird in eine Ecke gestellt, in die sie 
nicht gehört. 

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Weng [Ger-
lingen] [F.D.P.]) 

Ich wiederhole das, was ich an anderer Stelle 
schon einmal gesagt habe: Wenn es das Problem der 
Gewalt und des Extremismus in der Gesellschaft 
gibt, dann lassen Sie uns bitte eine Kommission oder 
eine Arbeitsgruppe des Deutschen Bundestages - 
oder wie immer man dieses Gremium nennen will - 
einsetzen, damit dieses Problem der Gesellschaft ge-
löst wird und damit auch die Auswirkungen auf an-
dere Bereiche der Gesellschaft mit untersucht wer-
den können. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, zum Schluß: Sie haben 
eine Bestandsaufnahme der aktuellen Situation der 
Bundeswehr vorgelegt. Dies erkenne auch ich aus-
drücklich noch einmal an. Ich wünsche Ihnen, daß 
Sie damit in der nächsten Legislaturperiode eine bes-
sere Oppositionsarbeit machen können als in dieser. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt Graf von Einsiedel, PDS. 

Heinrich Graf von Einsiedel (PDS): Frau Präsiden-
tin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Meinungen über den Zustand der Bundeswehr sind 
ja wahrlich weit gefächert: von „zukunftsfähig", wie 
die Bundesregierung meint, bis „kritisch" und „be-
sorgniserregend" laut SPD. 

Auch ich bin in Sorge - aber weniger über den Zu-
stand der Bundeswehr als vielmehr über die Rolle, 
die sie in bezug auf die zukünftige deutsche Sicher-
heitspolitik zu spielen beginnt. Ich bestreite ja gar 
nicht, daß die Bundeswehr die erste deutsche Armee 
ist, die einer intensiven Parlamentskontrolle unter-
liegt. Ob das Parlament aber mit seinen derzeitigen 
Mehrheiten diese Kontrolle ausreichend - vor allem 
im Hinblick auf Tendenzen der Armee, einen bestim-
menden Einfluß auf die Außen- und Sicherheitspoli-
tik der Regierung zu nehmen - wahrnimmt, ist die 
Frage. Jedenfalls anerkennen die Militärs den Primat 
der Politik. 

Bei dieser Politik ist das auch kein Wunder. Wie 
sieht diese Politik eigentlich aus? Nach der Rettung 
von Menschen aus einer möglicherweise bedrohli-
chen Lage in Tirana durch einen Militäreinsatz, den 
der Bundestag nur noch nachträglich abnicken 
konnte, wurde dieser Militäreinsatz sofort zum Präze-
denzfall - gerade von Herrn Nolting - und zum künf-
tigen Normalfall erklärt. Grünes Licht für Minister 
Rühe, bald darauf stolz ein Manöver vorzuführen, bei 
dem eine im Atlantik gedachte Insel von der Form 
und Größe des Landes Rheinland-Pfalz zwecks Be-
freiung von Geiseln aus den Händen von Auf ständi-
schen erobert wurde. Dieses Manöver zeigte dra-
stisch, welche unverzeihlichen Defizite im politischen 
Denken herrschen. 

Die Frage nach der völkerrechtlichen Grundlage 
einer solchen militärischen Einmischung in die inne-
ren Angelegenheiten eines anderen Staates - wenn 
es auch bloß ein gedachter Staat war -, die vom Völ-
kerrecht ausdrücklich verboten ist - und dieses Ver-
bot ist ein eherner Grundsatz des Völkerrechts -, 
konnte mir niemand beantworten. Auch nicht die 
Frage, ob eine solch weitgehende militärische Opera-
tion auch durchgeführt werden würde, ehe das Parla-
ment darüber entschieden hätte. Das Manöver 
klappte natürlich parademäßig. Ob es sehr realitäts-
nah war? Die Generale behaupteten es. Ich fürchte, 
im Ernstfall hätte man nur noch - wie an der Schwei-
nebucht - für die Soldaten beten können. Auch er-
hebt sich die Frage, welche Inseln in den weiten 
Weltmeeren denn noch für solche potentiellen Ein-
sätze in Frage kommen. 

Im März dieses Jahres nun hat sich die Bundes-
wehr mit über 6000 Mann an einem Manöver der 
NATO beteiligt, in dem gleich zwei Konflikte gleich-
zeitig ausgefochten wurden: der Verteidigungsfall in 
Nordnorwegen - gegen wen wohl, gegen die Fin-
nen? - und ein Krisenmanagement auf der iberischen 
Halbinsel, sozusagen auf den Spuren der Legion 
Condor. Gleichzeitig versucht der Minister, den kroa-
tischen und serbischen Streitkräften Aufbauhilfe zu 
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leisten - die Bundeswehr also als Nachfolger der 
habsburgischen k.u.k.-Armee auf dem Balkan. 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Was?) 

Max Weber hat einmal gesagt, die Gründung des 
Deutschen Reiches sei ein Jugendstreich, der nur 
dann Sinn mache, wenn die neue deutsche Groß-
macht auch Weltpolitik treibe. Das hat sie ja dann 
auch getan. Die Folgen sind bekannt. Wiederholt 
sich die Geschichte? Ist die Versuchung, Weltmacht 
zu spielen, unwiderstehlich? 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Dummes Zeug!) 

Der Minister hat schon ungefragt - und schon gar 
nicht vom Bundestag legitimiert - angedeutet, sich 
an einem eventuellen Golfkrieg zu beteiligen. Dieses 
erwies sich dann glücklicherweise als überflüssig. 
Das war aber nicht das Verdienst des Ministers. 

Die Annexion Elsaß-Lothringens hat sich auch erst 
40 Jahre später verhängnisvoll ausgewirkt. Es ist im-
mer falsch, einen geschlagenen Gegner auch noch 
zu demütigen. Ich war vergangene Woche in Moskau 
und kann bezeugen, in welch erschreckendem Aus-
maß in Rußland das Vorrücken der NATO bis an 
Rußlands Grenzen als Demütigung empfunden wird. 
Die Reaktion ist die Formierung einer breiten patrio-
tischen Front, die an die Habsburger Front erinnert, 
nur schließt sie diesmal auch die Kommunisten ein. 
Dies ist sicherlich kein Schritt in Richtung Pa rtner-
schaft für den Frieden. 

Ich fürchte, diese hektischen Bemühungen, die Be-
deutung der neuen deutschen Großmacht - das sind 
wir nun einmal - auch und gerade militärisch so her-
auszustreichen, werden uns auf lange Sicht nicht 
mehr Sicherheit verschaffen, sondern könnten uns in 
unvorhersehbare Konflikte verwickeln. Diese Politik 
muß beendet werden! Diese Regierung muß abgelöst 
werden! 

Danke. 

(Beifall bei der PDS und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Manfred Opel, SPD-Fraktion. 

Manfred Opel (SPD): Sehr verehrte Frau Präsiden-
tin! Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! 
Ich möchte zu Beginn - eingehend auf die bisherigen 
Debattenbeiträge - sagen, daß wir die Wehrbeauf-
tragte und ihre Arbeit sehr ernst nehmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie ist, Graf Einsiedel, Teil der parlamentarischen 
Kontrolle. Sie übt - davon sind wir überzeugt - diese 
parlamentarische Kontrolle in unserem Auftrag her-
vorragend aus. Deswegen danken wir der Frau 
Wehrbeauftragten für ihre intensive und verantwor-
tungsvolle Begleitung der Bundeswehr. Unser An-
trag, der Ihnen vorliegt, ist auch ein Ergebnis der um-
fassenden Auswertung ihrer aktuellen Berichte. 

Deutschland ist von einem Sicherheitsempfänger 
zu einem Sicherheitsgeber geworden. Dieser Wandel 

des Auftrages der Parlamentsarmee Bundeswehr 
wirkt sich natürlich entscheidend auf ihre Struktur 
aus. Wir wollen eine moderne Bundeswehr. Wir wol-
len, daß unsere Soldaten und zivilen Mitarbeiter stolz 
darauf sein können, in einer modernen Armee zu die-
nen und zu arbeiten. Weil Sicherheit und Frieden 
langfristige Vorsorge erfordern, müssen wir - genau 
wie zu Zeiten Helmut Schmidts - endlich wieder zu 
einer langfristigen, über 12, 15 Jahre reichenden 
Bundeswehrplanung zurückkommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Weil Sie, Herr Kollege Nolting, der Wehrstruktur-
kommission solch schlechte Noten gegeben haben, 
darf ich Ihnen sagen, daß die moderne Bundeswehr 
der 70er und 80er Jahre, der sozialliberalen Koalition, 
ein Ergebnis der Arbeit der Wehrstrukturkommissio-
nen von Helmut Schmidt in den Jahren 1970 bis 1973 
war. 

(Beifall bei der SPD) 

Es gab Kritik an dem Kollegen Zumkley, der diesen 
Punkt sehr differenzie rt  dargestellt hat. 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Nicht am Kolle

-

gen Zumkley, sondern an Ihrem Antrag! - 
Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Nicht am 

Kollegen Zumkley, im Gegenteil!) 

- Doch! - Diese Kritik weise ich zurück, denn - hören 
Sie genau zu! - statt der mindestens erforderlichen 
30 Prozent für Investitionen - das sagen Sie doch al-
lenthalben - werden heute faktisch nur noch 20 Pro-
zent - sogar weniger - aufgebracht. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Abgeordne-
ter Opel, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Breuer? 

Manfred Opel (SPD): Sehr gerne. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Bitte schön, Herr 
Abgeordneter Breuer. 

Paul Breuer (CDU/CSU): Herr Kollege Opel, be-
züglich der von Ihnen geäußerten Meinung, daß wir 
Kritik am Kollegen Zumkley geübt hätten, erlaube 
ich mir folgende Frage: Wenn der Kollege Zumkley 
von einem Zustand der Bundeswehr gesprochen hat, 
der insgesamt intakt sei, und im Antrag der SPD von 
einem Zustand gesprochen wird, der besorgniserre-
gend sei, dann muß man doch daraus den Schluß zie-
hen, daß nicht der Kollege Zumkley kritisiert wird, 
sondern der Antrag der SPD. Sehen Sie das anders? 

Manfred Opel (SPD): Herr Kollege Breuer, ich bin 
Ihnen außerordentlich dankbar, daß Sie Klarstellung 
erbitten, weil mir dies Gelegenheit gibt, zu wiederho-
len, was der Kollege Zumkley uns hier vorgetragen 
hat. Er sagte, im Kern sei die Bundeswehr gesund, 
aber es gebe erste Signale auch seitens der Wehrbe-
auftragten und von Fachleuten aus der Bundeswehr, 
Signale, die bei uns Besorgnis erzeugten. Herr Kol-
lege Breuer, ich werde Ihnen, wenn Sie ein wenig 
Geduld haben, Elemente dieser Besorgnis vortragen, 
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die in den Kern, in das Mark der Bundeswehr hinein-
reichen. Sie werden dann sehr schnell erkennen, daß 
die Bundeswehr Gefahr läuft, keine moderne Bun-
deswehr mehr zu sein. Das aber ist es, was wir wol-
len: Wir wollen eine moderne Bundeswehr. 

(Peter Zumkley [SPD]: Dem stimme ich aus

-

drücklich zu!) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Eine weitere 
Zwischenfrage des Kollegen Breuer. 

Paul Breuer (CDU/CSU): Herr Kollege Opel, wenn 
man zum Beispiel an einem Menschen eine Untersu-
chung vornimmt und zu dem Ergebnis kommt, daß 
der Gesundheitszustand insgesamt intakt ist oder 
daß er insgesamt besorgniserregend ist: Wie bewer-
ten Sie es, daß die unterschiedliche Begrifflichkeit, 
die hier verwandt wird, zu völlig anderen Ergebnis-
sen und zu einer völlig anderen Wahrnehmung 
führt? 

(Walter Kolbow [SPD]: Den Arzt fragen!) 

Manfred Opel (SPD): Herr Kollege, ich greife Ihren 
medizinischen Vergleich sehr gerne auf. Sie können 
besorgt sein, wenn irgend jemand eine Krankheit 
hat, die nur einen Teil des Körpers befallen hat, aber 
seine Substanz insgesamt noch intakt ist. Wir den-
ken, der Kern der Bundeswehr ist gesund. Aber wir 
dürfen Ihnen die Bundeswehr nicht überlassen; denn 
Sie verändern die Bundeswehr im Kern. Sie tun 
nichts. Sie sind eine „Tu-nichts-Regierung" . 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Wir müssen die Bundeswehr aber modernisieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Wie Sie in der Antwort der Bundesregierung auf 
unsere Große Anfrage nachlesen können, gibt es - 
hören Sie zu; das haben Sie vorhin bestritten - Pla-
fondkürzungen in erster Linie im investiven Bereich. 
Das heißt im Klartext nichts anderes, als daß die Bun-
deswehr auch nach Ihrer Meinung unterfinanziert 
ist. 

Die Folgen sind dramatisch: Etwa die Hälfte der 
Beschaffungsmittel, die Ihnen noch bleiben - es sind 
sowieso zuwenig -, müssen Sie in Erhaltungsmaß-
nahmen von Uraltmaterial der Bundeswehr stecken. 
Offizielle Zahlen der Hardthöhe gehen sogar von 
62 Prozent für das Heer aus. Wer Streitkräfte unter-
hält, um sicher leben zu können - das ist das, was wir 
tun -, muß sie aber auch modern ausrüsten und mo-
dern ausbilden. 

Hierbei geht es ausschließlich um politische Ver-
antwortung. Es geht um Verantwortung für einen 
stabilen und belastbaren Frieden. Vor allem geht es 
um  Verantwortung für die Menschen, und zwar nicht 
nur für jene, die Sicherheit empfangen, sondern auch 
für die Menschen in der Bundeswehr und für die 
Menschen, die für die Bundeswehr arbeiten, zum 
Beispiel in der Wehrwirtschaft. 

Unterdessen ist der Bundeswehrhaushalt längst 
zum finanziellen Steinbruch dieser Bundesregierung 

verkommen. Ihre Antwort auf unsere Große Anfrage 
weist aus, daß die mittelfristige Finanzplanung allein 
für die Jahre 1996 bis 1998 über 5 Milliarden DM we-
niger vorgesehen hat. Das heißt konkret: Allein in 
den letzten drei Jahren ist die Unterfinanzierung pro 
Jahr um fast 2 Milliarden DM gestiegen, und zwar zu 
Lasten der Investitionen. Wenn man es umrechnet, 
bedeutet das: Pro Arbeitstag erhält die Bundeswehr 
fast 10 Millionen DM weniger, als ihr noch vor drei 
Jahren durch den Finanzminister, durch die Bundes-
regierung, durch Sie hier im Finanzplan versprochen 
wurden. 

Die chronische Unterfinanzierung ist natürlich - 
das wissen Sie - überall sichtbar und spürbar. Auch 
in diesem Jahr fehlen Ihnen zusätzlich - wie Sie vor 
zwei Tagen im Verteidigungsausschuß einräumen 
mußten - über 900 Millionen DM. Noch kurz zuvor 
hatten Sie eine entsprechende Meldung in den Me-
dien, es würden 800 Millionen DM fehlen, dementie-
ren lassen. Wer soll Ihnen vor diesem Hintergrund ei-
gentlich noch vertrauen? Kann man Ihnen das, was 
Sie sagen, noch glauben? 

(Beifall bei der SPD) 

Denken wir an das nächste Jahr, 1999. Der Vertei-
digungshaushalt muß eine ungeheuer hohe finan-
zielle Vorbelastung verkraften: über 2 Milliarden 
DM. Das ist weit jenseits des Verantwortbaren. Das 
können Sie nicht mehr mit dem berühmten Strei-
chen, Strecken, Schieben schaffen. 

Um wenigstens die wichtigsten Reparaturen und 
die notwendigsten Ersatzteilbeschaffungen bezahlen 
zu können, hat sich der Minister einen Trick einfallen 
lassen. Er geht durch die Lande und sagt: Meine 
Struktur hat 340 000 Soldaten. In Wirk lichkeit hat er 
325 000 Soldaten. Das heißt, er spa rt  die Kosten für 
15 000 Wehrpflichtige und Zeitsoldaten ein; das sind 
pro Jahr 500 Millionen DM. Das bedeutet, seine ei-
gene Struktur gilt heute längst nicht mehr. Seine vier 
Strukturgrundsätze, die er gebetsmühlenhaft wieder-
holt, sind dadurch ausgehöhlt. 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Das war bei Hel
-

mut Schmidt auch so!) 

Sie predigen ständig das Hohelied der Reservisten; 
das haben Sie auch heute getan. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Zu 
Recht!)  

Aber schauen Sie doch mal, wie die Wirklichkeit ist. 
Die Wirklichkeit ist so: Wir haben heute den histori-
schen Tiefstand an Wehrübungsplätzen; wir haben 
gerade noch 2 500 Wehrübungsplätze. Damit können 
Sie die Aufwuchsfähigkeit, die Sie ständig zum Kern 
Ihrer Planung machen, überhaupt nicht durchhalten, 
weil Sie auf Grund der geringen Zahl von Wehr-
übungsplätzen keine ausgebildeten Soldaten haben 
können. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer hat Ihnen 
das aufgeschrieben?) 

Wir sehen heute eine Beschaffungseuphorie ohne 
Planung. Wir sehen, daß auf der Hardthöhe über 
200 Milliarden DM in Verträge umgesetzt werden, 
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ohne daß es überhaupt eine gültige Planung gibt. Ei-
nige Dinge können Sie überhaupt nicht beschaffen, 
weil Ihnen wegen der Verdrängung durch die teuren 
Rüstungsvorhaben Geld für Wichtiges fehlt. Es gibt 
nämlich keine Priorisierung auf der Hardthöhe. 

Einige Beispiele: Die Kosten für die Raumgestützte 
Aufklärung, die die Voraussetzung für den Einsatz 
von Streitkräften ist - darüber sind wir uns im Vertei-
digungsausschuß und im Parlament alle einig -, sind 
mit keinem einzigen Pfennig im Haushaltsentwurf 
des nächsten Jahres und sicherlich auch nicht in der 
Planung, die uns seit langem versprochen wird, be-
rücksichtigt. Das taktische Transportflugzeug kann 
nicht rechtzeitig beschafft werden, obwohl die Ein-
satzbereitschaft der Transall, wie Sie in der Großen 
Anfrage nachlesen können, dramatisch gesunken ist. 
Das Heer erhält keinen neuen Schützenpanzer - ver-
wechseln Sie das bitte nicht mit dem Transportpan-
zer. Die dringend erforderlichen Minenräumfahr-
zeuge, die sich in Bosnien so sehr bewäh rt  haben, 
können nicht in der erforderlichen Anzahl beschafft 
werden. Der Bau der beiden Einsatzgruppenversor-
ger wird von Jahr zu Jahr verschoben. 

Der Wehrsold für die Wehrpflichtigen sollte nach 
vielen Jahren um 2 DM angepaßt werden. Dem ha-
ben Sie sich widersetzt. Wir bleiben dabei. 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Nehmen Sie mal 
zur Kenntnis, wie es insgesamt ist!) 

Ich nehme mit Freude zur Kenntnis, daß sich der 
Haushaltsausschuß unserer Meinung angeschlossen 
hat, so daß wir hoffentlich am 1. Juli 1998 den Wehr-
pflichtigen das geben, was ihnen zusteht. 

(Beifall bei der SPD) 

Die dringend erforderliche Feldwebellaufbahn 
können Sie nicht finanzieren, weil Sie kein Geld ha-
ben. Zwingend gebotene Beförderungen müssen un-
terbleiben. Händeringend geforderte Wohnungen im 
Osten können nicht gebaut werden. Die Kasernen in 
den neuen Bundesländern sind teilweise in einem 
beklagenswerten Zustand. In der Antwort auf die 
Große Anfrage sagen Sie, die Verbesserung der In-
frastruktur würde über 2 Milliarden DM erfordern. 
Diese 2 Milliarden DM haben Sie nicht. 

Für die meisten Gefechtsfeldfahrzeuge mußten Sie 
jährliche Laufleistungsbegrenzungen einführen, zu 
deutsch: Sie dürfen gar nicht mehr fahren. Die „Kan-
nibalisierung", offiziell „gesteuerter Ausbau" ge-
nannt, ist in der Truppe weit verbreitet, um nach dem 
Motto „Aus zwei mach' eins" überhaupt die notwen-
digsten Ersatzteile zu gewinnen. 

Anders als der derzeitige Verteidigungsminister 
werden wir eine Struktur des Vertrauens schaffen. 
Wir werden vorher mit allen Betroffenen beraten, 
welcher Weg der richtige ist. Wir wissen, daß unsere 
Bundeswehr die Sicherheitsverantwortung für uns 
alle übernommen hat. Dafür sagen wir ihr auch heute 
Dank. 

Für uns stehen die Menschen im Zentrum unserer 
politischen Fürsorge. Die Bundeswehr kann sich - 
wie bisher - auf die Sozialdemokraten verlassen. 

(Beifall bei der SPD - Widerspruch bei der 
CDU/CSU) 

Unsere Soldaten haben eine bessere Führung ver-
dient. Sie werden sie bekommen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat der 
Abgeordnete Kurt Rossmanith, CDU/CSU-Fraktion. 

Kurt J. Rossmanith (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sicher-
heitspolitik, über die wir heute diskutieren, ist natür-
lich untrennbar mit Vertrauen verbunden: Vertrauen 
unserer Nachbarn und unserer Verbündeten zu ih-
rem Partner Deutschland; Vertrauen der Bürgerinnen 
und Bürger in die Organisation Bundeswehr und in 
die Soldaten der Bundeswehr und Vertrauen auf de-
ren Motivation und Zuverlässigkeit; Vertrauen der 
Soldaten in die Politik und die Politiker, die über ih-
ren Einsatz letztlich bestimmen. 

In all  diesen Fällen des Vertrauens, der Vertrauens-
bildung kann diese Bundesregierung, kann dieser 
Bundesminister der Verteidigung auf eine tadellose 
Erfolgsbilanz verweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir brauchen das jetzt nicht an jeder Plakatwand an-
zubringen; denn die Bürgerinnen und Bürger in die-
sem Land haben das unmittelbar miterlebt, sie erle-
ben das Tag für Tag neu. Sie erleben das nicht nur in 
den Standorten, sondern auch darüber hinaus. 

Deutschland hat mit seinem neuen Auftrag für die 
Streitkräfte und mit seinen neuen Fähigkeiten zur 
Krisenreaktion dafür Sorge getragen, daß es als 
gleichwertiger und ernstzunehmender Pa rtner wahr-
genommen wird. Größenordnung und Qualität unse-
rer Streitkräfte werden auch von unseren Nachbarn 
und Verbündeten als wesentlicher Beitrag zur Stabi-
lität in Europa gesehen. Das Vertrauen und die Zu-
stimmung der Bürger zur Wehrpflichtarmee Bundes-
wehr sind durch den Einsatz in Bosnien und durch 
die Bilder von hochmotivierten Soldaten beim Einsatz 
während der Oderflut so groß wie schon lange nicht 
mehr. Erfreulicherweise kann ich auch feststellen, 
daß die Zahl der Wehrdienstverweigerer wieder zu-
rückgeht. 

Nicht zuletzt hat auch die A rt  und Weise, wie wir 
in diesem Parlament über den Einsatz der Bundes-
wehr in Bosnien debattiert haben, den Soldaten deut-
lich gemacht, daß wir bei der Umstellung auf den 
neuen Auftrag der Bundeswehr alles andere als eine 
Militarisierung der Außenpolitik anstreben und daß 
ihr Vertrauen in Politik und Politiker gerechtfertigt 
ist. 

Sicherlich wird auch dem politisch nicht so interes-
sierten Bürger nicht verborgen geblieben sein, daß 
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all  die schwierigen Prozesse der Umstellung letzt-
endlich mit sehr viel Geschick und Gespür vorange-
trieben wurden. Es sind Erfolge, die dem Land und 
seinen Bürgerinnen und Bürgern nützen. Als um so 
schlimmer empfinde ich es - lassen Sie mich dies so 
sagen -, wenn dieser Erfolg aus Neid zerredet wer

-

den soll. Vertrauen ist eine sehr sensible und eine 
sehr leicht verderbliche Ware; es ist mühsam aufzu-
bauen und deshalb auch sehr rasch zu verspielen. 

Mein ernst gemeinter Appell an die Opposition, 
insbesondere an Sie, verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen von der SPD, lautet deshalb: Verzichten Sie auf 
Ihre Forderung nach einer Wehrstrukturkommis-
sion! Denn damit sollen quasi alle Stellräder auf ein-
mal gedreht werden. Damit erzeugen wir Unruhe 
und Mißtrauen in den Streitkräften; wir zerstören ein 
Vertrauen, das wir aufgebaut haben. Die Soldatinnen 
und Soldaten haben ein Recht darauf, zu wissen, wie 
ihre Zukunft - auch über den Wahltag hinaus - aus-
sieht. Wir brauchen keine Wehrstrukturkommission, 
die ergebnisoffen, wie Sie, Herr Kollege Kolbow, es 
genannt haben, arbeiten soll. „Ergebnisoffen" hieße, 
daß keiner weiß, was ist oder sein soll. Ich wieder-
hole: Unsere Soldatinnen und Soldaten müssen wis-
sen, was wir von ihnen fordern und wie die Zukunft 
in der Sicherheits- und Verteidigungspolitik ausse-
hen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es ist schon bedauerlich - das muß ich sagen, auch 
wenn ich es nicht gerne tue -, daß Vorkämpfer in der 
SPD, die diese Meinung teilen und die einer realisti-
schen Sicherheitspolitik Geltung verschaffen wollen, 
immer mit dem Verlust ihrer politischen Zukunft be-
zahlen müssen. 

(Walter Kolbow [SPD]: Dann dürfte ich hier 
schon lange nicht mehr sitzen! Und ich sitze 

in der ersten Reihe!) 

- Heute, lieber Kollege Walter Kolbow, erfreulicher-
weise. Ihre Reihen sind heute allerdings nicht allzu

-dicht besetzt, was ich sehr bedauere. 

Ich erinnere an einen Kollegen, den ich heute auch 
gern in der ersten Reihe gesehen hätte, nämlich Kar-
sten Voigt. Er war es, der im Bundestag jüngst gefor-
dert hat, „über grüne Positionen wie die NATO-Auf-
lösung und eine sofortige Halbierung der Bundes-
wehr dürfe nicht einmal verhandelt werden". 

(Volker Kröning [SPD]: Der Meinung sind 
wir auch!) 

Was war die Meinung Ihres vermeintlichen - dazu 
wird es nicht kommen, weil diese Koalition nicht zu-
stande kommen wird - künftigen Koalitionspartners? 
Der Vorstandssprecher der Grünen, Herr Trittin, hat  - 
was  ich mit aller Entschiedenheit zurückweise - den 
Kollegen Karsten Voigt geradezu verhöhnt, indem er 
erklärt hat: „Karsten Voigt hat gesagt, über diese 
Frage werde er mit den Grünen nicht verhandeln. 
Das stimmt; er geht nämlich in  Pension."  

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Der ist dann nicht im Bundestag! Der 
braucht nicht mit uns zu verhandeln!) 

Lassen Sie sich doch von den Grünen nicht immer 
auf Linkskurs in der Sicherheitspolitik bringen, son-
dern bestimmen Sie die Richtlinien auch der Sicher-
heitspolitik. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Abgeordne-
ter, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordne-
ten Frau Hendricks? 

Kurt J. Rossmanith (CDU/CSU): Selbstverständ-
lich, verehrte Kollegin. Bitte sehr. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Bitte schön, Frau 
Abgeordnete. 

Dr. Barbara Hendricks (SPD): Herr Kollege Ross-
manith, sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß 
der Kollege Voigt nicht eine Forderung gestellt, son-
dern die Feststellung getroffen hat: „Wir werden mit 
den Grünen darüber nicht einmal verhandeln", und 
sind Sie bereit; darüber hinaus zur Kenntnis zu neh-
men, daß dann auch Herr Trittip zur Kenntnis neh-
men muß, daß die in den Bundestag wiedergewähl-
ten Sozialdemokraten sich an genau dieser Linie 
orientieren werden? 

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das ist ja noch schlimmer!) 

Kurt J. Rossmanith (CDU/CSU): Ob es sich nun 
um eine Forderung oder Feststellung handelt: Ich 
freue mich, daß er das festgestellt und nicht nur ge-
fordert hat; das ist nämlich noch besser. Ich freue 
mich auch über die andere Position, die Sie noch ein-
mal dargestellt haben. Ich sage ja: Das ist rein hypo-
thetisch; denn es wird nach dem 27. September zu 
diesen Verhandlungen erst gar nicht kommen müs-
sen, weil diese Koalition den Bürgerinnen und Bür-
gern im Wahlkampf noch einmal deutlich machen 
wird, welche hervorragende Politik sie geleistet hat 
und daß sie auch für die kommenden vier Jahre die 
Verantwortung tragen sollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Winfried Nacht

-

wei [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das 
nennt man das „Pfeifen im Walde " ! ) 

Ich will noch ein weiteres Beispiel dafür anführen, 
welche Sympathien Sie, die deutschen Sozialdemo-
kraten, bei Ihren sozialistischen oder sozialdemokra-
tischen Freunden in Großbritannien und Frankreich 
für Ihre Experimentierfreudigkeit hinsichtlich des 
deutschen Beitrags zu einer Gemeinsamen Außen- 
und Sicherheitspolitik genießen. 

(Walter Kolbow [SPD]: Jetzt spricht Kurt 
Blair!)  

Die außenpolitische Isolierung, in die die SPD 
etwa ab 1980/81 geraten war, hat dazu geführt, 
daß selbst sozialdemokratische Regierungschefs 
in Europa 1994 offen oder insgeheim den Wunsch 
geäußert haben, die SPD möge die Wahl nicht ge-
winnen. 
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Das ist ein wörtliches Zitat Ihres Fraktionskollegen 
Günter Verheugen, seines Zeichens außenpolitischer 
Sprecher Ihrer Fraktion. 

(Zurufe von der SPD: Die Zeiten haben sich 
geändert! - Es geht doch um die Bundes

-

wehr!) 

Ich muß sagen: Diese Feststellung ist nach wie vor 
hochaktuell. Ich bin davon überzeugt, daß das richtig 
ist. Darauf deuten auch die Gespräche hin, die wir 
führen. Ich will jetzt keinen Namen nennen; aber die 
betreffende Person ist Ihnen ebenfalls geläufig. Er 
sagt mir ständig, daß sich das, was Verheugen auf 
das Jahr 1994 bezogen hat, auch auf das Jahr 1998 
beziehen läßt. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Völliger Quatsch! - Zuruf von der 
SPD: Pfeifen im Wald!) 

Ich habe ihm gesagt: Keine Sorge; wir werden das 
wieder schaffen; auch diese Aussage ist mehr als hy-
pothetisch. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Kom

-

men Sie doch einmal zur Sache! - Angelika 
Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Als Vor

-

sitzender des Verteidigungsausschusses 
haben Sie eigentlich ein anderes Aufgaben

-

gebiet! - Gegenruf des Abg. Günther F ried

-

rich Nolting [F.D.P.]: Der spricht hier nicht 
als Vorsitzender des Verteidigungsaus

-

schusses, sondern als Mitglied der CDU/ 
CSU-Fraktion!) 

Ich habe Ihnen das schlicht und einfach gesagt, 
weil ich auch noch zu dem kommen wi ll, was der 
Kollege Opel mit angesprochen hat. Ich meine den 
haushaltstechnischen Bereich. Es bestreitet natürlich 
niemand, daß es gerade in Zeiten verstärkter Haus-
haltskonsolidierung notwendiger denn je ist, im Rah-
men der verfügbaren Haushaltsmittel Prioritäten zu 
setzen. Selbstverständlich hätte ich mir so wie Sie ge-
wünscht, daß wir hier etwas mehr Prioritäten hätten 
setzen können. 

(Winfried Nachtwei [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: He, zur Sache jetzt!) 

Aber wir müssen mit dem auskommen, was möglich 
ist. Wir können unsere Bürgerinnen und Bürger im 
Lande nicht über Gebühr belasten. 

Lieber Kollege Opel, Sie haben die Wehrpflichti-
gen angesprochen. Hier haben wir ganz wesentliche 
Erfolge zu verzeichnen. Mit der Einführung der diffe-
renzierten Mobilitätszulage, der Auszahlung des 
doppelten Verpflegungsgeldes an dienstfreien Tagen 
und der Verkürzung der Beförderungszeit haben wir 
eine Steigerung des Soldes um rund 63 Prozent er-
reicht. Das ist für den einzelnen Soldaten wesentlich 
besser, das ist ausgeglichener und gerechter, als 
wenn man mit der Gießkanne darüber hinweggegan-
gen wäre und gesagt hätte: Wir erhöhen einheitlich 
um 2 DM. Seien Sie doch froh darüber, daß der Haus-
haltsausschuß beiden Positionen, Ihrer und der der 
Koalition, zugestimmt hat. Er hat damit nur noch ein-
mal die hohe Fachkompetenz des Verteidigungsaus-
schusses hervorgehoben. Ich bin den Kolleginnen 

und Kollegen des Haushaltsausschusses dankbar da-
für, daß sie das hier in eindrucksvoller Weise demon-
striert haben. 

Auch im Bereich Materialerhaltung haben wir auf 
Engpässe reagiert: 80 Millionen DM mehr für die Be-
schaffung von Ersatzteilen, 20 Millionen DM mehr 
für die Verbesserung der Infrastruktur auch in den al-
ten Bundesländern. 

Ich sage hier als Verteidigungspolitiker und auch 
als Haushaltspolitiker: Die Grenze ist jetzt erreicht. 
Wir brauchen auch auf diesem Feld Sicherheit 

(Manfred Opel [SPD]: Haben wir seit 16 Jah

-

ren!) 

und dürfen uns jetzt nicht weiter nach unten orientie-
ren. Wir haben aber auch im verteidigungstechni-
schen Bereich Schwerpunkte gesetzt und Beschaf-
fungen vorangetrieben: 

(Manfred Opel [SPD]: Kann man das 
machen ohne Plan?) 

Uhu, Eurofighter, Fregatten, Korvetten, Panzerhau-
bitzen - ich könnte das fortsetzen; das GTK kommt 
als nächstes. Wir werden also auch in Zukunft eine 
moderne Armee haben. 

Sie haben noch einmal die angebliche Deckungs-
lücke von 800 Millionen DM 

(Manfred Opel [SPD]: Zusätzlich!) 

beklagt. Der SFOR-Einsatz war doch schon im ver-
gangenen Jahr bekannt; das ist quasi schon in diesen 
Haushalt eingestellt. Und zur Lohnrunde 1998: Wol-
len Sie den Soldatinnen und Soldaten und den Zivil-
bediensteten eine Nullrunde verpassen? Dann müs-
sen Sie das sagen. Wir haben das nicht vor; das war 
ja praktisch schon in den Haushalt mit eingebaut. 

(Manfred Opel [SPD]: Wir wollen das seriös 
machen!) 

Was mich hier ärgert, sind die Überbrückungskosten 
für den Eurofighter 2000: 152 Millionen DM. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ
-

NEN]: Das haben Sie schon vorher gewußt!) 

Diese hätten im letzten Jahr abgehandelt werden 
können und auch müssen; das sage ich hier in dieser 
Deutlichkeit. Wir 

(Winfried Nachtwei [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Werden die Konsequenzen zie

-

hen!)  

werden aber auch diesen Betrag noch hinkriegen. 

Zum Schluß: Der Versuch der SPD, das große Kla-
gelied anzustimmen, ist nichts anderes als Schwarz-
malerei, um nicht zu sagen: ein sehr durchsichtiges 
Wahlkampfszenario. Das sollten wir in diesem Be-
reich nicht tun. Wir haben eine moderne Armee; wir 
haben eine international anerkannte Armee. Wir sind 
stolz darauf. Es geht hier nur darum, diesen richtigen 
Weg fortzusetzen und das Vertrauen in die Politik 
und in unsere Streitkräfte zu bewahren. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat die 
Abgeordnete Angelika Beer, Bündnis 90/Die Grü-
nen. 

Angelika Beer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Lage und Zustand 
der Bundeswehr sind ernst. Wir sehen drei Grundde-
fizite, die noch einmal zu benennen sind: 

Das erste: 

(Kurt J. Rossmanith [CDU/CSU]: Sind die 
Grünen!) 

unverantwortliche Finanzpolitik. Haushaltsdefizite 
machen deutlich, daß es unter Volker Rühe keine 
Planungssicherheit gibt. Der Rüstungslobbyismus 
wie bei der Beschaffung des Eurofighters, darüber 
hinaus aber auch des GTK und der Streit in der Koali-
tion darüber 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Was? 
Das ist doch kein Streit!) 

zeigen, daß die Priorität darauf liegt, die Kernfunk-
tion der Rüstungsproduktion zu erhalten. Der Preis 
dafür sind neue Defizite. Das ist nicht nur finanzpoli-
tisch unverantwortlich, es verhindert auch Abrüstung 
und Umstrukturierungsmaßnahmen. 

Zweitens. Die Bundesregierung ist nicht in der 
Lage, eine zeitgemäße Sicherheitspolitik zu formu-
lieren. Vielmehr betreibt sie die Fortführung des tra-
ditionellen militärischen Denkens in multilateralem 
Gewand. 

Drittens: innerer Zustand der Bundeswehr. Der 
neue Kämpfertyp droht die innere Führung auszu-
höhlen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
F.D.P. - Günther F riedrich Nolting [F.D.P.]: 

Das ist doch dummes Zeug!) 

Dynamische Anpassung der inneren Führung, wie es 
in der Antwort in der Bundesregierung heißt, bedeu-
tet im Ergebnis real die sträfliche Vernachlässigung 
der inneren Führung, der politischen Bildung 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Wer hat 
Ihnen das aufgeschrieben?) 

und darüber hinaus eine Verharmlosung der Verherr-
lichung der Wehrmacht. 

(Kurt J. Rossmanith [CDU/CSU]: Das ist 
doch nicht zu fassen!) 

Ursache dafür ist die Schaffung national-autoritärer 
Grauzonen, durch die sich Rechtsextreme angezogen 
fühlen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
F.D.P. - Günther F riedrich Nolting [F.D.P.]: 
Das ist doch wirklich nicht auszuhalten!) 

Zwischenbilanz: Die Bundeswehr ist unter Ihrer 
Führung, Herr Rühe, aus dem Tritt geraten. Die Grü-
nen sehen erheblichen Handlungsbedarf. Er liegt auf 
der Hand. 

Erstens: abrüstungspolitisch orientierte Maßnah-
men. 

Zweitens: konzeptionelle Konversionsprojekte und 
Politik, um sozial verträgliche Abrüstung sicherzu-
stellen. 

Drittens: Ausbildung spezieller Einheiten für die 
Vereinten Nationen, für friedenserhaltende Maßnah-
men. 

Wenn es jetzt um die SFOR-Entscheidung geht, 
sage ich Ihnen ganz klar: Wir sind gegen den Abzug 
von SFOR, weil wir wissen, daß ein neuer Krieg mit 
Friedens- und Menschenrechtspolitik nicht vereinbar 
ist. Aber wir werden uns dafür einsetzen, daß 
Deutschland zukünftig die Verhandlungsspielräume 
nutzt, um die Marginalisierung der UNO zurückzu-
drängen und friedenserhaltende Einsätze in die Zu-
ständigkeit der Vereinten Nationen zurückzugeben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Viertens. Wir brauchen eine Revitalisierung des 
Konzeptes der inneren Führung. Nur sie kann als Be-
standteil einer demokratischen Integration der Bun-
deswehr in die Gesellschaft eine Garantie geben - 
eine Garantie, deren Notwendigkeit auf der Hardt

-

höhe nicht einmal gesehen wurde. 

Das heißt, von Volker Rühe wird eine Blockade-
politik betrieben: „Augen zu und durch!" Es werden 
Gelöbniskampagnen eingeleitet - Sie gehen ja gleich 
mit Ihrem Kollegen Paul Breuer auch nach Gießen -, 
um nicht nur von Ihrer politischen Verantwortung ab-
zulenken, sondern auch die Schieflage, die Sie zu 
verantworten haben, zu verschleiern. Sie instrumen-
talisieren die Rekruten für einen Wahlkampf, der 
sich eigentlich ernsthaft mit den Defiziten auseinan-
dersetzen müßte, statt blind bis zum 27. September 
auszuharren. Herr Rühe, die Lage der Bundeswehr 
zeigt die Erosion der Bundesregierung. 

Ich frage mich, ob nicht selbst Sie über einen Arti-
kel in der gestrigen Ausgabe der „Welt" stolpern 
sollten, in dem der Hofberichterstatter der Hardt

-

höhe, Moniac, schreibt, 

(Bundesminister Volker Rühe: Das ist er nun 
wirklich nicht!) 

daß im Grunde genommen die Forderungen der 
SPD, Defizite zu analysieren, eine Kommission einzu-
richten, eigentlich doch richtig sind. Er sagt dann: 
Hoffentlich ist die nächste Regierung im Herbst in 
der Lage, die Aufgaben zu bewältigen. - Das war der 
Abgesang an Sie, Herr Rühe. Dazu kann ich aus-
nahmsweise nur sagen: Herr Moniac hat recht. 

Dennoch werden wir uns zu dem Antrag der SPD 
enthalten, da die Forderung nach 30 Prozent investi-
vem Anteil und die Bestandsgarantie von vier Jahren 
für alle Standorte, die vor kurzem gegeben wurde, 
genauso blauäugig sind wie die Politik von Volker 
Rühe auf der anderen Seite. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Walter Kolbow, SPD-Fraktion. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Walter, 
jetzt mußt du aber einiges richtigstellen!) 
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Walter Kolbow (SPD): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ich möchte zu einigen Ak-
zenten der Debatte zu Beginn meiner Ausführungen 
doch deutlich machen, daß wir hier im Deutschen 
Bundestag für die Streitkräfte besondere Verantwor-
tung tragen, weil wir über jeden Einsatz der Streit-
kräfte entscheiden und befinden. Deswegen ist es 
gerade für uns wichtig, einen Konsens zu suchen und 
nicht der alten Kohl-Doktrin zu folgen: „Schlagt die 
Sozis, wo ihr sie trefft!" 

(Beifall bei der SPD - Lachen bei der CDU/ 
CSU und der F.D.P.) 

Im übrigen habe ich die Erinnerung an ein Zitat von 
Helmut Schmidt sofort wieder weit von mir gewie-
sen, weil es möglicherweise unparlamenta risch sein 
könnte, daran überhaupt zu denken. Ich meine das 
Zitat, die Tragik in der Politik sei, daß sich die Dum-
men ihrer Sache immer so sicher sind und die Klugen 
immer so voller Zweifel. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, es ist wich-
tig, hier eine Rede für Verbesserungen in unseren 
Streitkräften zu halten statt eine Rede gegen politi-
sche Kräfte, obwohl ich deutlich machen wi ll , daß 
das, was der Kollege Nolting hier ausgeführt hat, 
sich wohltuend von den Polemiken der Kollegen 
Breuer und Rossmanith unterschieden hat. Die Aus-
sagen des Kollegen Nolting geben mir auch die Gele-
genheit, deutlich zu machen, was von seiten meiner 
Fraktion schon in einer Zwischenfrage zum Aus-
druck gebracht worden ist: daß es eine Unterstüt-
zung von Bestrebungen, die Bundeswehr in vier Jah-
ren zu halbieren und danach weiter zu verkleinern, 
also verdeckt die Freiwilligenarmee zu forde rn, von 
uns, von der Sozialdemokratischen Partei und von 
unserer Fraktion nicht geben wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will hier deutlich machen, daß wir uns bei un-
seren Truppenbesuchen von der hervorragenden 
Leistungsbereitschaft der Soldatinnen und Soldaten 
und der zivilen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
überzeugen konnten, die häufig mehr Einsatz zei-
gen, als eigentlich erwartet werden kann, und die 
sich in vielen Stunden über die normale Dienstzeit 
hinaus und oft mit recht bescheidenen Mitteln dafür 
einsetzen, den Dienstbetrieb aufrechtzuerhalten und 
die Aufgaben zu erfüllen, die ihnen gestellt sind, die 
von ihnen verlangt werden. Das sind Leistungen im 
Alltag, die nie vergessen werden dürfen und an die 
wir hier in diesem Parlament zu selten denken, weil 
wir auf die Einsatzaufträge fixiert sind und auf diese 
schauen müssen. Wir haben die beispiellosen Auf-
bauleistungen der Bundeswehr an vielen Standorten 
in den neuen Bundesländern gesehen, die Maßstäbe 
für das innere Zusammenwachsen in unserem Land 
gesetzt haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich habe aber auch - das muß wohl auch Ihr Ein-
druck sein - bei der Truppe strukturelle, organisatori-
sche und materielle Defizite festgestellt. Um diese 
geht es hier. Durch sie wird der Dienstbetrieb oft 
über Gebühr erschwert und belastet. Die Entwick-
lung ist dadurch gekennzeichnet, daß sich die Schere  

öffnet zwischen Auftrag und Mitteln sowie „stret-
ched goals", wie ich es in einer Zeitschrift, die in ei-
nem Standort herausgegeben wird, gelesen habe, 
also überdehnten und überzogenen Zielen. Das führe 
oft, so wird gewarnt, in der Truppe zu inneren Kündi-
gungen. Diese überdehnten Ziele und Forderungen 
werden zu oft auf allen Führungsebenen weiter ge-
steckt, so daß sie in der Hierarchie nach unten, also 
in der Kompanie, im Zug und in der Gruppe, am 
schwierigsten zu erfüllen sind. Dieser Prozeß verän-
dert die Bundeswehr und schafft ein ungutes Klima. 
Er zwingt die Menschen ständig an ihre Leistungs-
grenzen und verführt dazu, die objektive Wahrheit 
den vorgegebenen Zielen und Forderungen subjek-
tiv anzupassen, um im grünen Bereich zu bleiben. 

(Beifall bei der SPD) 

So wird kein Vertrauen geschaffen, meine Damen 
und Herren. So wird auch die Kameradschaft schwer 
belastet, die für den soldatischen Dienst notwendig 
ist. Für Führung und Ausbildung gilt: Herausforde-
rung ja, Überforderung nein! 

(Beifall bei der SPD) 

Für den Einsatz gilt: Robustheit ja, aber nicht Rück-
sichtslosigkeit! Leadership-Programme ohne innere 
Führung darf es nicht geben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Gün

-

ther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Gibt es doch 
auch nicht!) 

Ich möchte die letzte Minute meiner Redezeit dar-
auf verwenden, um den tauglichen Versuch am mög-
licherweise untauglichen Objekt zu machen, nämlich 
Sie davon zu überzeugen, daß die parlamentarische 
Wehrstrukturkommission doch notwendig ist. Meine 
Damen und Herren, Sie haben bisher übergestülpt; 
Sie haben eine Koalitionsvereinbarung getroffen und 
dann gesagt, so werde es gemacht. Sie ordnen an, 
verlangen nur. Wir wollen den gesellschaftlichen Dis-
kurs über die Institution Bundeswehr in der Mitte un-
serer Bürgerschaft. Wir wollen beteiligen, wir wollen 
mitnehmen, wir wollen auch geben. 

Was heißt hier „ergebnisoffen"? Natürlich muß die 
Kommission alle Optionen erörtern können. Das be-
deutet auch: Wenn sie der Meinung ist, aus sachge-
rechten Gründen, auch aus Gründen der militäri-
schen Optimierung seien mehr Geld oder eine län-
gere Wehrpflicht bedenkenswerte Optionen, dann 
müssen wir uns damit auseinandersetzen. Da gibt es 
Spannbreiten von mehr bis weniger, von kurz bis 
lang. Aber wenn wir so weitermachen wie bisher und 
die Gesellschaft nicht mitnehmen und unsere Streit-
kräfte nicht wieder in den Mittelpunkt der gesell-
schaftlichen Diskussion rücken, dann wird es uns 
auch nicht gelingen, die Bedürfnisse der Bundes-
wehr in der Gesellschaft so zu plazieren, daß sie ge-
recht behandelt wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb muß auch in dieser Abteilung der Kom-
mission über die Zukunft von Pflicht- und Freiwilli-
gendiensten - vielleicht überzeugt Sie das - im Span-
nungsfeld von Individualisierung und Solidarität be-
raten werden; denn es ist auch die Frage - das ist an- 
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Walter Kolbow 
geklungen -, wie wir die Wehrpflicht unter den ob-
waltenden Umständen intelligent und optimal orga-
nisieren, was jetzt nicht der Fall ist. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Sagen 
Sie einmal etwas zur Verkleinerung der 

Bundeswehr!) 

Meine Damen und Herren, der Satz unseres Partei-
tagsbeschlusses von Hannover und unseres Wahlpro

-

grammes, daß die Bundeswehr einen unverzichtba-
ren Dienst für die Gesellschaft leistet und sie jed-
wede Unterstützung verdient, stellt geradezu den 
Auftrag dar, möglichst gemeinsam für die Bundes-
wehr das Beste zu erreichen, weil davon unser Land 
einen Nutzen hat. 

(Beifall bei der SPD - Kurt J. Rossmanith 
[CDU/CSU]: Genau deshalb dürfen Sie 

keine Strukturkommission einsetzen!) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ich erteile dem 
Bundesverteidigungsminister Volker Rühe das Wo rt . 

Volker Rühe, Bundesminister der Verteidigung: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Die Opposition hat es schwer, 

(Walter Kolbow [SPD]: Die Regierung hat es 
auch nicht gerade leicht!) 

vor allen Dingen dann, wenn man angehalten ist, sei-
nen Beitrag an Ang riffen auf die Regierung zu lei-
sten, nach dem Motto „Die Bundeswehr ist gut, die 
Regierung ist schlecht" . Das werden Sie auf die 
Dauer nicht rüberbringen. 

Ich möchte all  denjenigen danken, die der Bundes-
wehr gedankt haben. Das waren die realistischsten 
Beiträge in dieser Debatte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Im übrigen habe ich manches gehört, bei dem ich 
mich gefragt habe, über welche Streitkräfte Sie ei-
gentlich gesprochen haben. Die Bundeswehr kann 
das nicht gewesen sein. Normalerweise ist es so, daß 
die Opposition die große Angriffsformation gegen 
die Regierung bildet. Ich kann nur sagen: Es war 
wirklich ein verlorener Haufen, der sich heute mor-
gen präsentiert hat. 

Da haben wir die Grünen, die die Bundeswehr ab-
schaffen, in den ersten vier Jahren jedoch gnädiger

-

weise nur halbieren wollen. Dann habe ich versucht, 
zu verstehen, wie die Bundeswehrpolitik der Sozial-
demokraten aussieht. Was ich mitgenommen habe, 
ist: mehr Geld, mehr Beschaffungen für die Bundes-
wehr und die Einrichtung von mehr Kommissionen. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Wir war

-

ten auf die Anträge!) 

Deshalb biete ich Ihnen an: Machen Sie einmal 
eine Umfrage. Leider berauschen Sie sich an Umfra-
gen; sie sind ja im Augenblick auch viel zu gut für 
Sie. Fragen Sie unter der Überschrift „Die SPD tritt 
für mehr Geld und mehr Beschaffung bei der Bun-
deswehr ein" nach Ja, Nein oder Enthaltung. Sie 
können für diese Umfrage Emnid, Forsa oder ein an

-

deres Institut nehmen. Wenn diese Umfrage auch 
nur ein Prozent Zustimmung ergibt, dann würde ich 
mich geschlagen geben. Ich muß Ihnen sagen: Da la-
chen die Hühner, wenn die Sozialdemokraten mehr 
Geld und mehr Beschaffungen für die Bundeswehr 
durchsetzen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Jetzt wollen Sie mehr Kommissionen. Dazu kann 
ich nur sagen: Wir hätten sträflich gehandelt, wären 
wir dem gefolgt. Wer nicht weiß, was er will, bildet 
eine Kommission. In ihnen sollen die Bischöfe und 
Gewerkschaftler sagen, wie die Streitkräfte aussehen 
sollen? Das ist doch lächerlich. Wir haben längst ge-
handelt, und es wäre sträflich gewesen, wenn wir 
nicht schon die neuen Strukturen der Bundeswehr 
durchgesetzt hätten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Mein Rat an Sie lautet: Parteipolitisch schneiden 
Sie am besten ab, wenn Sie sich voll hinter die Bun-
deswehr und die erfolgreiche Politik der Bundesre-
gierung stellen und nicht mit irgendwelchen anderen 
Vorstellungen auffallen; denn die Leute haben Angst 
davor, daß dieser erfolgreiche Weg der neuen Bun-
deswehr von Ihnen beeinträchtigt werden könnte. 
Das ist mein Rat an Sie. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im übrigen: Sie schicken eine Kommission nur vor, 
weil Sie in Wirklichkeit die Bundeswehr auf 150 000 
Mann und sogar weniger - das geht bei Ihnen mun-
ter durcheinander - verkleinern wollen. Der Kollege 
Opel will noch mehr Flugzeuge anschaffen, obwohl 
er im Ernstfall dagegenstimmen wird, 

(Klaus Dieter Reichardt [Mannheim] [CDU/ 
CSU]: Aber ohne Piloten!) 

und Geld bei den Mannschaften und dem Personal 
einsparen, damit er mehr Geld für bestimmte Be-
schaffungen hat. Das geht durcheinander, und des-
wegen muß eine Kommission her. Ich sage Ihnen: 
Mit dieser Bundesregierung wird es keine Eingriffe 
in die Strukturen der Bundeswehr, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

keine Reduzierung ihres Umfangs und keine neuen 
Standortschließungen geben. 

Das ist genau das, was man von einer anderen poli-
tischen Kraft befürchten muß. Bei den Grünen ist das 
eindeutig: Es würde den Wegfall von zwei Drittel al-
ler Standorte in Deutschland bedeuten, wenn sich 
diese Politik durchsetzte. 

(Jürgen Augustinowitz [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

Bei den Sozialdemokraten sind weitere Eingriffe in 
die Standorte eine Gefahr, der man sich bewußt sein 
muß. Mit uns wird es das nicht geben. Ich halte es für 
unbedacht und verantwortungslos, erneut in die 
Strukturen einzugreifen, nachdem wir die deutschen 



21220 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 231. Sitzung. Bonn, Freitag, den 24. April 1998 

Bundesminister Volker Rühe 

Streitkräfte in den letzten sechs Jahren praktisch hal-
biert haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Der fundamentalen Veränderung der Sicherheits-
landschaft in Europa haben wir mit einem erweiter-
ten Auftrag, einer neuen Struktur und einem neuen 
Selbstverständnis der Bundeswehr Rechnung getra-
gen. Wir haben bereits vor drei Jahren die konzeptio-
nelle Phase der Neuorientierung der Bundeswehr ab-
geschlossen. Sie sind mindestens sechs Jahre hinter 
der Entwicklung zurück. Die konzeptionelle Arbeit 
ist in Wirklichkeit bereits vor vielen Jahren geleistet 
worden. 

Wir haben die notwendigen Grundsatzentschei-
dungen für die neue Bundeswehr getroffen, und 
zwar in enger Abstimmung mit allen Beteiligten. Ich 
sage Ihnen: Die deutschen Streitkräfte können alle 
Aufträge durchführen, in die sie der Deutsche Bun-
destag stellt: Landesverteidigung, Bündnisverteidi-
gung, internationale Einsätze und Katastrophenein-
sätze. Also: Hände weg von erfolgreichen Streitkräf-
ten! Warum wollen Sie an Streitkräften herumfum-
meln, die allen Aufgaben gewachsen sind? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Stellen Sie sich hinter die Streitkräfte, dann bekom-
men Sie auch die meiste Unterstützung in der Öffent-
lichkeit. 

Wir gehen bei der Umsetzung der neuen Struktu-
ren Schritt für Schritt, behutsam, verantwortlich und 
mit Blick auf die Menschen und die knappen Res-
sourcen vor. Inzwischen sind die ersten 12 000 Solda-
ten in organischen Krisenreaktionsverbänden ein-
satzbereit. Das Kommando Spezialkräfte verfügt be-
reits über eine erste Fähigkeit zur Evakuierung von 
in Not geratenen Menschen. Die Bundeswehr ist stär-
ker ausdifferenziert. Das haben manche noch nicht 
begriffen. Ich kann nicht die ganze Bundeswehr in 
ein Kommando Spezialkräfte umwandeln. Hier muß 
vielmehr differenzie rt  werden. 

(Zuruf der Abg. Angelika Beer [BÜND
-

NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

- Ich weiß, daß Sie das nicht wollen. Sie wollen ja die 
Bundeswehr abschaffen. Das weiß ich doch. 

Das muß man denen sagen, die immer mehr Be-
schaffungen durchsetzen wollen. Herr Kollege Opel, 
das ist ja fantastisch - Sie haben es vorgetragen -, 
was wir noch alles beschaffen sollen. 

(Manfred Opel [SPD]: Das steht doch in 
Ihrer Antwort! Lesen Sie doch Ihre Ant

-

wort!)  

Wer hätte nicht gerne mehr Geld! Ich muß Ihnen 
aber sagen, daß das Geld immer knapp sein wird. 
Was wir jetzt brauchen, ist Zuverlässigkeit für die 
nächsten Jahre. Das ist ganz klar. Aber eines ist auch 
klar: Mit der SPD wird es mit Sicherheit weniger 
Geld für die Streitkräfte und für ihre Modernisierung 
geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch des Abg. Manfred Opel [SPD]) 

Die letzten Jahre waren nicht einfach - das ist klar -: 
der Aufbau der Armee der Einheit, die ständige Vor-
bereitung und der Austausch der Kontingente in Bos-
nien, die Umstellung auf den zehnmonatigen Grund-
wehrdienst, der Aufbau der Krisenreaktionskräfte und 
der eiserne Zwang zum Sparen. Dies alles mußte die 
Bundeswehr nicht nacheinander, sondern nahezu par-
allel und in relativ kurzer Zeit bewältigen. 

Was die Streitkräfte jetzt brauchen, ist Kontinuität 
- keine weiteren Eingriffe -, damit die neuen Struk-
turen, die es jetzt gibt, ihre volle Wirksamkeit entfal-
ten können. Wir dürfen unseren Streitkräften keine 
neuen Unsicherheiten zumuten. Der Organismus 
Bundeswehr darf nicht überfordert werden. Die 
größte potentielle Unsicherheit liegt in der Verbin-
dung von SPD und Grünen. Diese muß abgewehrt 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch des Abg. Manfred Opel [SPD]) 

Die neue Struktur wird den Herausforderungen, 
vor denen wir stehen, voll gerecht. Sie entspricht im 
übrigen der sicherheitspolitischen Lage, den Interes-
sen und der Verantwortung unseres Landes. Wer 
Umfang und Struktur der Bundeswehr verändern 
will - die einen verstecken sich hinter der Kommis-
sion, die anderen sagen ihre Meinung mit großer Of-
fenheit -, der sollte sich einmal vor Augen führen, 
wie wir im internationalen Vergleich dastehen. Ich 
halte für ein 80-Millionen-Volk in der Mitte Europas 
eine Armee mit 340 000 Soldaten für einen angemes-
senen und notwendigen Beitrag. Es darf keine wei-
tere Reduzierung geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wenn Sie sich einmal anschauen, wieviel Soldaten 
es pro Kopf der Bevölkerung gibt, dann werden Sie 
feststellen: Es gibt mehr in den Niederlanden und 
mehr in Dänemark. Wer immer versucht, den Ein-
druck zu erwecken, daß wir Deutsche mit dem über-
treiben, was uns in diesem Bereich zur Verfügung 
steht, dem muß ich sagen: Diese Gefahr sehe ich 
nicht. Pro Kopf der Bevölkerung werden in den mei-
sten europäischen Ländern mehr Soldaten vom Par-
lament eingesetzt und finanziert. Deswegen sage ich 
Ihnen: Wir haben den richtigen Umfang mit einer 
Friedensstärke von 340 000 Soldaten. Wir haben die 
richtige Struktur. Damit gehen wir in die Zukunft. 
Diese Streitkräfte sind im Gegensatz zu Ihnen zu-
kunftsfest. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Manfred  Opel [SPD]: Das ist doch geradezu 
lächerlich! Das glauben Sie doch selber 

nicht!) 

Dies ist im übrigen auch die Einschätzung unserer 
Freunde und Partner im Bündnis. Keiner wird ernst-
haft behaupten können, daß wir uns eine Armee von 
340 000 Soldaten nicht leisten können. Es geht viel-
mehr darum, wieviel es uns we rt  ist, eine angemes-
sene Versicherungspolice für die unwägbaren Wech-
selfälle der Geschichte zu besitzen. Die Grünen und 
der linke Flügel der Sozialdemokraten fragen immer: 
Wozu brauchen wir eigentlich Streitkräfte und ihre 
Modernisierung? Wo ist der Feind? Darauf kann ich 
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nur antworten: Wenn Sie erst dann anfingen, eine Ar-
mee aufzustellen, wenn der Feind da ist, dann kämen 
Sie ungefähr sieben Jahre zu spät. Die Bundeswehr 
ist unsere Versicherungspolice gegen die Wechsel-
fälle der Geschichte, und die Geschichte ist nie zu 
Ende. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Geschichte zeigt auch - deswegen sind Sie von 
der SPD so über Ihren naiven Pa rtner erschrocken -, 
daß Sie für eine Armee immer bezahlen müssen: ent-
weder für die eigene oder für eine fremde Armee, die 
ungebeten in das Land kommt. Angesichts dieser Al-
ternative bezahle ich lieber 46 Milliarden DM für die 
eigenen Streitkräfte, um Sicherheit und Stabilität in 
Europa zu schaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Bundeswehr ist im Einsatz. Unsere Soldaten 
können erwarten, daß sie für ihren Einsatz bestens 
ausgebildet und ausgerüstet sind und dafür die not-
wendigen Mittel bekommen. Der Erfolg im Einsatz 
hängt entscheidend davon ab, wie unsere Verbände 
und Einheiten zu Hause vorbereitet und mit welchem 
Mate rial sie ausgestattet werden. Die Bundeswehr 
gehört im ehemaligen Jugoslawien zu den am besten 
ausgerüsteten Armeen. 

Wenn sozialdemokratische Abgeordnete in Einhei-
ten hier zu Hause zu hören bekommen: „Bestimmtes 
Ergänzungsmaterial ist jetzt vorrangig nach Bosnien 
gegangen. Wir sind nicht in der Lage, sofort einge-
setzt zu werden. Das alles ist ganz schlimm. " Dann 
muß ich Ihnen entgegnen: Eine Opposition ist nicht 
dazu da, allen Klagen hinterherzugehen. 

(Manfred Opel [SPD]: Da unterscheiden wir 
uns! Wir gehen allen Klagen nach!) 

Natürlich gehört das Mate rial dorthin, wo die 
Streitkräfte im Einsatz sind, und natürlich kann es 
hingenommen werden, daß dann hier zu Hause bei 
einem Verband, bei dem ein Einsatz nicht unmittel-
bar bevorsteht, die Dinge auch einmal etwas knapper 
sind. Das ist doch ganz eindeutig so. Wichtig ist: 
Wann immer Soldaten eingesetzt werden, müssen sie 
optimal ausgerüstet und optimal ausgebildet sein. 
Genau das ist bei der Bundeswehr der Fall. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Bundeswehr hat einen erheblichen Beitrag zur 
Konsolidierung geleistet. Aber mit dem Haushalt 
1998 und der mittelfristigen Finanzperspektive ha-
ben wir eine Grundlage für einen sicheren Boden ge-
schaffen. Ich bin dankbar für die klaren Äußerungen 
aus den Reihen der Koalition, daß dies nun auch 
wirklich die tragende Grundlage für die Zukunft ist. 

In der kommenden Woche werde ich den darauf 
aufbauenden Bundeswehrplan 1999 im Verteidi-
gungsausschuß vorstellen. 

(Manfred Opel [SPD]: Erst beschaffen, und 
dann planen! Das ist toll!) 

Jedermann wird sehen, daß die Streitkräfte eine kon-
sistente Planung verfolgen. 

(Walter Kolbow [SPD]: Ein Papier mehr!) 

- Sie können doch nicht sagen, Sie wollen einen Bun-
deswehrplan haben, und dann, wenn ich ihn vorlege, 
ist es auch wieder nicht recht. Das Papier unterschei-
det sich sehr deutlich von dem, was Sie vorgelegt ha-
ben. Das ist eine konsistente Planung. 

(Walter Kolbow [SPD]: Doch, doch! Wir ken

-

nen halt Ihre Pläne!) 

Land-, Luft- und Seestreitkräfte werden ausgewo-
gen modernisiert. Ich brauche die Projekte hier nur 
noch anzudeuten: Eurofighter 2000, Panzerhaubitze 
für das Heer, moderne Munition, Ortungsmittel für 
den Artillerieverbund, das neue gepanzerte Trans-
portfahrzeug, Fregatten, U-Boote der Ma rine. Ich 
kann Ihnen nur sagen: Das ist ein überzeugendes 
Modernisierungsprogramm. 

(Walter Kolbow [SPD]: Und die Menschen? 
Die Feldwebellaufbahn? Die Eingangsbe

-

soldung? Wo sind die Menschen, Herr 
Rühe?) 

Wir können diese Vorhaben realisieren, weil das Ver-
hältnis zwischen Bet riebsausgaben und Investitionen 
schrittweise wieder ins Lot gebracht worden ist. 

Zum Schluß: Die Bundeswehr als Wehrpflichtar-
mee hat ihren festen und anerkannten Platz im Ge-
füge unserer Republik. Sie hat sich in vier Jahrzehn-
ten bewährt  und ist zum Vorbild für den Aufbau und 
die Integration von Streitkräften in der Demokratie 
geworden. Fast alle neuen Demokratien östlich von 
Deutschland nennen die Bundeswehr als ihr Vorbild. 
Und Sie wollen sie hier diffamieren? Eine schwieri-
gere Aufgabe hat eine Opposition - das muß man 
nun auch mal mit einem gewissen Verständnis sagen 
- noch nicht gehabt. 

Die Wehrpflicht, das Leitbild des Staatsbürgers in 
Uniform und das Konzept der Inneren Führung prä-
gen den Charakter unserer Streitkräfte. Die Bundes-
wehr ist eine Armee in der Demokratie. Sie ist die Ar-
mee des Parlaments. Das ist der Kern ihres Selbstver

-

ständnisses. 

Wehrpflicht und Professionalität sind keine Gegen-
sätze. Die Bundeswehr ist eine professionelle Armee 
gerade wegen ihrer ausgewogenen Mischung von 
Berufs- und Zeitsoldaten, Wehrpflichtigen und Reser-
visten. 

Im übrigen: Die Wehrpflicht verbindet Gesellschaft 
und Streitkräfte besser als jede andere Wehrform. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist wohl 
wahr!) 

Sie schafft ein hohes Maß an Transparenz und öffent-
licher Aufmerksamkeit für Fragen der Sicherheit und 
Verteidigung. Sie ist der deutliche Ausdruck dafür, 
daß Frieden und Sicherheit alle Bürger angehen. Sie 
steht für die Offenheit und für die Bürgernähe unse-
rer Streitkräfte. 
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Die Wehrpflicht verpflichtet im übrigen besonders 
zum verantwortlichen Umgang der Politik mit militä-
rischer Macht. Dies setzt die Schwelle für einen Ein-
satz der Bundeswehr hoch. Eine so wichtige Ent-
scheidung muß eine schwierige Entscheidung blei-
ben. 

Ich darf mich noch einmal bedanken. Ich glaube, 
die Art  und Weise, wie die Ang riffe der Opposition 
ins Leere gegangen sind, sind ein Kompliment für 
die Bundeswehr. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Dann haben Sie uns falsch verstan

-

den!)  

In Wirklichkeit ist es ja auch überall zu spüren: Es 
hat nie so viel Zustimmung für die deutschen Streit-
kräfte und nie so viel Konsens gegeben. 

Aber eines ist auch klar: Wer ein so gestörtes Ver-
hältnis zu seinen eigenen Streitkräften hat, wie es 
die Grünen haben, dem darf niemals politische Ver-
antwortung in diesem Lande übertragen werden. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ich schließe die 
Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
13/10443. Wer stimmt für diesen Entschließungsan-
trag? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der Ent-
schließungsantrag ist mit den Stimmen von CDU/ 
CSU, F.D.P. und PDS gegen die Stimmen von SPD 
bei Enthaltung von Bündnis 90/Die Grünen abge-
lehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Gruppe der PDS auf Drucksache 
13/10455. Wer stimmt für diesen Entschließungsan-
trag? - Wer stimmt dagegen? - Wer enthält sich? - 
Dann  ist der Entschließungsantrag mit den Stimmen 
von CDU/CSU, F.D.P. und SPD gegen die Stimmen 
von PDS bei Enthaltung von Bündnis 90/Die Grünen 
abgelehnt. 

Ich rufe jetzt die Tagesordnungspunkte 11 a bis 
11 c auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von den Frak-
tionen der CDU/CSU und F.D.P. eingebrach-
ten Entwurfs eines Dritten Gesetzes zur Ände

-

rung des Bundesnaturschutzgesetzes 

- Drucksache 13/10186 -

(Erste Beratung 224. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit (16. Ausschuß) 

- Drucksache 13/10475 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Norbe rt  Rieder 
Ulrike Mehl 
Ulrike Höfken 
Birgit Homburger 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit (16. Ausschuß) 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Eva 
Bulling-Schröter, Dr. Ruth Fuchs, Rosel 
Neuhäuser, weiterer Abgeordneter und der 
Gruppe der PDS 

Kostenlose Überlassung oder Übertragung 
des ehemaligen Truppenübungsplatzes 
Weberstedt an den Freistaat Thüringen zu 
Zwecken des Naturschutzes 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Chri-
stoph Matschie, Michael Müller (Düssel-
dorf), Klaus Lennartz, weiterer Abgeordne-
ter und der Fraktion der SPD 

Einrichtung eines Nationalparks Hainich 
im Rahmen des Thüringer Naturparks 
„Eichsfeld-Hainich-Werratal" 

- Drucksachen 13/5590, 13/7820, 13/8673 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Vera Lengsfeld 
Christoph Matschie 
Ulrike Höfken 
Günther Bredehorn 

c) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit (16. Ausschuß) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Klaus 
W. Lippold (Offenbach), Dr. Ch ristian Ruck, 
Wilhelm Dietzel, weiterer Abgeordneter und 
der CDU/CSU sowie der Abgeordneten Birgit 
Homburger, Günther Bredehorn, Dr. Rainer 
Ortleb, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der F.D.P. 

Erhaltung und Schutz der biologischen Viel-
falt durch weltweite Ausweisung von Schutz-
gebieten 
- Drucksachen 13/7252, 13/10169- 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Klaus W. Lippold (Offenbach) 
Ulrike Mehl 
Ulrike Höfken 
Günther Bredehorn 

Zum Bundesnaturschutzgesetz liegt ein Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der SPD vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. - Ich 
höre keinen Widerspruch. Dann ist dies so beschlos-
sen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wo rt 
 dem Abgeordneten Professor Dr. Norbert  Rieder, 

CDU/CSU-Fraktion. 

Dr. Norbert  Rieder (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Nach dem Trauerspiel, 
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das uns in den letzten Monaten die Opposition mit 
ihrer Blockadehaltung bei der Weiterentwicklung 
und Verbesserung des Naturschutzes geliefert hat, 

(Horst Sielaff [SPD]: Das ist unter Ihrem 
Niveau!) 

legen wir heute eine Miniaturnovelle zum Bundesna-
turschutzgesetz vor, in der - diesmal in zustimmungs-
freier Form - die drei wichtigsten Punkte enthalten 
sind, die derzeit für die Verbesserung des Natur-
schutzes überhaupt in der Diskussion sind. 

Ich fange mit der Ausgleichsregelung an, der Re-
gelung übrigens, bei der wir im Vermittlungsaus-
schuß an der starren Haltung der SPD gescheitert 
sind, die eine weitere Diskussion nur zugestanden 
hätte, wenn wir diesen Punkt ersatzlos gestrichen 
hätten. 

Wir halten diesen Punkt nun tatsächlich für den 
Kernpunkt jedes modernen Naturschutzes in einem 
dicht besiedelten Land wie der Bundesrepublik. Wir 
sind der Ansicht, daß der Naturschutz eine ungemein 
wichtige Angelegenheit ist und in ganz besonderem 
Maße dem Interesse der Allgemeinheit dient. 

Wir wissen aber auch, daß es Verbesserungen im 
Naturschutz nur geben kann, wenn entsprechende 
Forderungen an die Nutzung und damit an die 
Nutzer von Grundstücken gestellt werden, Forderun-
gen die zwangsläufig Einkommenseinbußen mit sich 
bringen. Das Maß dieser Einbußen ist nun abhängig 
von der Art  dieser Auflagen. 

Da Grund und Boden einer der wichtigsten, vor al-
len Dingen aber ein unersetzlicher Produktionsfaktor 
ist, zumindest für die Land- und Forstwirtschaft, und 
bekanntlich nicht verlagert werden kann, treffen sol-
che Auflagen immer nur einzelne, die aber dafür in 
voller Härte. Wir sind der Ansicht, daß diese Aufla-
gen, die im Interesse der Allgemeinheit erteilt wer-
den und natürlich erfüllt werden müssen, von dieser 
Allgemeinheit getragen bzw. ausgeglichen werden 
müssen. 

Wir betonen damit ganz bewußt das grundgesetz-
lich garantierte Recht auf Eigentum, sind allerdings 
der Ansicht, daß ein gewisses Maß an Auflagen im 
Rahmen der Sozialpflichtigkeit des Eigentums - übri-
gens auch ein Begriff aus dem Grundgesetz - erdul-
det werden muß. Die Grenze der Sozialpflichtigkeit 
setzen wir nun bei der sogenannten guten fachlichen 
Praxis an, - ein Begriff, von dem wir selbstverständ-
lich wissen, daß er nicht bis in alle Einzelheiten defi-
niert ist. Dennoch sind wir der Ansicht, daß wir mit 
diesem Begriff in Bälde ebenso gut gelernt haben 
werden umzugehen wie mit vielen anderen soge-
nannten unbestimmten Begriffen auch. Die meisten 
von uns haben ganz gut gelernt, mit solchen unbe-
stimmten Begriffen wie „Liebe", „Freiheit", „soziale 
Marktwirtschaft" , „Stand der Technik" und vielen 
anderen umzugehen. 

(Widerspruch bei der SPD) 

- Nein, das sind keine bestimmten Beg riffe. Sie sind 
genauso wenig inhaltlich ausgefüllt wie der Begriff 
„gute fachliche Praxis". Genauso werden wir auch 

lernen, mit dem Beg riff der guten fachlichen Praxis 
umzugehen. 

In vielen Bereichen liegen übrigens sowieso schon 
sehr gute Definitionen der guten fachlichen Praxis 
vor, auf die wir in diesem Gesetz hinweisen. Es ist 
deshalb völlig überflüssig, sie in das Gesetz noch 
ausdrücklich hineinzuschreiben. 

Um Ihnen aber ein Beispiel zu geben, was der 
Maßstab „gute fachliche Praxis" in der Realität be-
deutet, betrachten wir das nicht ganz hypothetische 
Beispiel einer Wiese. 

Wenn in einem Schutzgebiet der Erhalt einer vor-
handenen Wiese verordnet wird, gibt es keinen 
finanziellen Ausgleich; denn die Beibehaltung der 
bisherigen Nutzung ist nicht entschädigungspflich-
tig. Einen Ausgleich für einen entgangenen Pla-
nungsgewinn gibt es also nicht. Wird allerdings vor-
geschrieben, daß ein Acker wieder in eine Wiese um-
gewandelt werden soll, gibt es zwei Möglichkeiten. 
Ist es guter ackerfähiger Boden, entspricht also die 
ackerbauliche Nutzung der guten fachlichen Praxis, 
dann muß eine Entschädigung gezahlt werden. Liegt 
dieser Acker hingegen in einem Gelände, das alle 
zwei Jahre überschwemmt wird, so daß die Acker-
frucht vernichtet wird, dann entspricht diese Acker-
nutzung eben nicht der guten fachlichen Praxis. Die 
Auflage, diesen Acker wieder in eine Wiese umzu-
wandeln, bedingt also keinen Entschädigungsan-
spruch. 

Nun zum zweiten Punkt. Wir wollen das Instru-
ment des Vertragsnaturschutzes stärken, also jene 
Form der Landschaftspflege, bei der mit Privatleuten 
- in der Regel den Grundstückseigentümern -, aber 
auch mit Verbänden oder juristischen und anderen 
Personen Pflegeverträge abgeschlossen werden. Für 
uns ist das ebenfalls ein ganz wichtiger Punkt. Denn 
nach allen Erfahrungen, die vorliegen, ist die volks-
wirtschaftlich beste und billigste Methode der Pflege 
von Gebieten eben dieser Vertragsnaturschutz. 

Ein ganz besonders naives Gegenargument, das 
ich in den letzten Tagen öfters gehört habe, besagt 
nun, man solle statt dessen das Grundstück aufkau-
fen und in Staatsbesitz überführen. Wer so argumen-
tiert, weiß wirklich nicht, wovon er redet. Denn auch 
ein staatliches Grundstück muß in der Folge be-
kanntlich gepflegt werden. Ich jedenfalls habe noch 
nie davon gehört, daß sich etwa eine Wiese selbst ge-
mäht hätte, nur weil sie in Staatsbesitz war. 

(Gerhard Zwerenz [PDS]: Das kommt noch! 
- Horst Kubatschka [SPD]: Das stimmt!) 

- Ja, das kommt wohl noch. Das werdet ihr auch 
noch zu verordnen versuchen. 

Die Pflege von Gebieten in Staatsbesitz muß in der 
Regel durch den Staat selbst erfolgen. Und das ist be-
kanntlich die teuerste Form der Pflege überhaupt. 
Diese wird allerdings in einigen Bundesländern 
offensichtlich bevorzugt, nämlich in denen, deren Re-
gierungen ein etwas gestörtes Verhältnis zum Privat-
eigentum haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Man könnte also sagen, daß hier wieder einmal der 
alte Gegensatz von Freiheit oder Sozialismus in et-
was veränderter Form aufbricht. 

(Lachen bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und der PDS - Wilhelm 
Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Jetzt treibt die 
Lächerlichkeit aber Blüten! - Horst Sielaff 
[SPD]: Sie sind sonst ein vernünftiger Kol

-

lege! Aber was Sie hier sagen! Der kalte 
Krieg ist doch nun vorbei!) 

Ich sage das in aller Deutlichkeit. 

(Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: In aller Dummheit!) 

Der dritte Punkt, die Einführung der neuen Schutz-
gebietskategorie „Biosphärenreservat", ist politisch 
unumstritten. Fast alle wollen sie. Wir sehen die 
große Chance, beispielhaft zu zeigen, wie man in sol-
chen Biosphärenreservaten die Natur einerseits und 
die Interessen der in diesen Gebieten lebenden Men-
schen andererseits zusammenführen kann. Auch die-
ses Instrument des Naturschutzes werden wir übri-
gens mit Leben erfüllen müssen, und wir werden ler-
nen müssen, mit ihm umzugehen. 

Ich bitte Sie, dieser Miniaturnovelle zuzustimmen. 
Wir haben derzeit keine Alternative dazu und wer-
den sie in absehbarer Zeit auch nicht bekommen. 
Wir sind der Ansicht, daß diese drei Punkte, die ich 
eben vorgestellt habe, das Beste sind, was wir auf ab-
sehbare Zeit im Naturschutz überhaupt machen kön-
nen, ganz gleich, wer etwas machen will. 

Ich danke Ihnen und bitte um Ihre Zustimmung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Ul rike Mehl, SPD-Fraktion. 

Ulrike Mehl (SPD): Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Herr Kollege Rieder, zu Ihrem 
Beispiel bezüglich des unbestimmten Beg riffes 
würde mich interessieren, ob es bei Liebesentzug 
auch Ausgleichszahlungen gibt. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Aber das können wir vielleicht bei anderer Gelegen-
heit klären. 

Wir haben über zehn Jahre lang darauf gewartet, 
daß die Koalition oder die Bundesregierung eine No-
velle zum Bundesnaturschutzgesetz vorlegt, und nun 
haben wir innerhalb eines halben Jahres sogar zwei 
Gesetzentwürfe bekommen. Der erste Gesetzentwurf 
ist nur deshalb zustande gekommen, weil uns euro-
päisches Recht zum Handeln gezwungen hat. Die 
zweite Novelle, die heute zur Diskussion steht, 
wurde eingebracht, weil die Koalition einen Punkt 
durchbringen will, der weniger mit Naturschutz 
denn mit der Bef riedung einer Gruppe in dieser Ge-
sellschaft, nämlich der Landwirte, zu tun hat. 

Dagegen wäre überhaupt nichts zu sagen, wenn 
damit sowohl für den Naturschutz als auch für die 

Landwirtschaft tatsächlich etwas erreicht würde. 
Aber genau das ist nicht der Fall. 

(Abg. Ulrich Heinrich [F.D.P.] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

- Ich möchte jetzt keine Wortmeldungen zulassen, 
aber gerne am Ende. Seien Sie so lieb und hören Sie 
erst einmal zu, was ich sage. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Das ist eine Reak

-

tion auf einen Satz, den Sie eben gesagt 
haben!)  

- Ach so. Welchen Satz meinen Sie? Meinen Sie den 
ersten Satz mit der Liebe? Dann wird es spannend. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Lassen Sie die 
Zwischenfrage jetzt doch gleich zu? 

Ulrike Mehl (SPD): Ja. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Bitte schön, Herr 
Heinrich. 

Ulrich Heinrich (F.D.P.): Liebe Frau Kollegin Mehl, 
Sie haben gerade eben einen sehr bemerkenswerten 
Satz gesagt. 

(Ulrike Mehl [SPD]: Ich sage immer bemer

-

kenswerte Sätze!) 

Ich frage Sie deshalb: Sind Sie der Meinung, daß 
man Naturschutz ohne die Landwirtschaft oder gar 
gegen die Landwirtschaft durchsetzen kann? 

(Horst Sielaff [SPD]: Hat sie doch gar nicht 
gesagt!) 

- Das hat sie gerade eben indirekt gesagt. 

(Horst Sielaff [SPD]: Sie hören nicht zu, lie

-

ber Kollege!) 

- Ihr habt nicht aufgepaßt. Ich habe zugehört. 

Ulrike Mehl (SPD): Das ist eine Frage der unter-
schiedlichen Wahrnehmung. Das Problem ist, daß Sie 
wirklich nicht zuhören oder nicht wahrhaben wollen, 
was wir zu diesem Thema sagen. Vielleicht sollten 
Sie meine weiteren Ausführungen anhören, weil ich 
dann noch dazu komme. Naturschutz und Landwirt-
schaft müssen zusammenarbeiten. 

(Beifall des Abg. Horst Sielaff [SPD]) 

Die von Ihnen im letzten halben Jahr ergriffenen 
Initiativen bewirken das genaue Gegenteil: Sie spal-
ten Naturschutz und Landwirtschaft. Dagegen 
wende ich mich. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Aber vielleicht hören Sie einfach noch weiter zu. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Dann hören wir 
noch einmal auf das Weitere!) 

Ich will nämlich grundsätzlich noch einmal festhal-
ten - Herr Kollege Rieder hat das ja nun auch wieder 
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gesagt; aber durch die Wiederholungen wird es nicht 
richtiger -: Die umfassende Nove lle zum Bundesna-
turschutzgesetz ist im Bundesrat daran gescheitert, 
daß Sie den Ländern vorschreiben wollten, daß sie 
gemäß Ihren Vorgaben an die Landwirte Geld zu 
zahlen haben und der Vertragsnaturschutz erste Prio-
rität haben soll. 

(Beifall des Abg. Siegf ried Hornung [CDU/ 
CSU]) 

Über alle anderen Punkte hätten wir reden können. 
Aber Sie waren überhaupt nicht bereit, über diesen 
sehr wichtigen Punkt mit sich reden zu lassen. Das 
konnten sich die Länder nicht gefallen lassen. Das 
halte ich auch für völlig berechtigt. 

Ihre dritte Novelle besteht bis auf die Einführung 
einer neuen Schutzkategorie „Biosphärenreservat" 
im wesentlichen nur noch aus Finanzierungsfragen 
im Zusammenhang mit der Landwirtschaft. Diese ge-
setzliche Regelung ist von den Ländern und der SPD-
Bundestagsfraktion in dieser Form abgelehnt wor-
den. 

(Horst Sielaff [SPD]: Richtig! Darum geht es: 
in dieser Form!)  

Sie versuchen jetzt, genau diese Regelung, an der 
das Bundesnaturschutzgesetz gescheitert ist, an den 
Ländern vorbei durchzusetzen. Ich sage Ihnen: Sie 
erweisen damit dem Naturschutz einen Bärendienst. 
Am Ende wird auch die Landwirtschaft nichts davon 
haben. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich wiederhole es: Wir sind für Ausgleichszahlun-
gen an die Landwirtschaft, wenn gleichzeitig natur-
schutzbedingte Einschränkungen ermöglicht wer-
den. Die Länder sind auch bereit, hierfür Beträge in 
mehrstelliger Millionenhöhe zu zahlen. 

(Beifall des Abg. Horst Sielaff [SPD]) 

Wenn diese Frage aber auf Bundesebene geregelt 
werden soll, dann geht es a) nur zusammen mit den 
Ländern 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Die Frage ist nur, 
welche Länder bezahlen!) 

und b) nur dann, wenn wir mit den Ländern eine De-
finition der guten fachlichen Praxis festlegen, die den 
Naturschutz einbezieht. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Gehen Sie einmal 
nach Sachsen-Anhalt! Dann sehen Sie, was 

dort  bezahlt wird!)  

Dies ist die wesentliche Voraussetzung für diese Re-
gelung. 

Sie betonen laufend, daß ein Konsens mit der 
Landwirtschaft wichtig für den Naturschutz ist - Sie 
haben das ja eben auch wieder angedeutet -, aber 
Sie sprechen den Anspruch auf die Herbeiführung 
eines Konsens genau denen ab, die das bezahlen sol- 

len, nämlich den Ländern. Das ist völlig inakzepta-
bel. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Nun im einzelnen zu Ihrem Gesetzentwurf: Sie 
wollen einen Rechtsanspruch auf Ausgleichszahlun-
gen an die Landwirtschaft. 

(Birgit Homburger [F.D.P.]: Quatsch! - 
Ulrich  Heinrich [F.D.P.]: Die Sachverständi

-

genanhörung hat das genaue Gegenteil 
erbracht! - Gegenruf des Abg. Horst Sielaff 

[SPD]) 

und sagen, a) dies ist kein Problem, weil dieses Ge-
setz keinen Zwang zur Unterschutzstellung erzeugt 
und - 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Würden Sie bitte 
die Zwiegespräche einstellen und die Rednerin re-
den lassen. 

Ulrike Mehl (SPD): - ja, das fände auch ich nett - 
b) daß Auslöser für eine solche Zahlung der Begriff 
der guten fachlichen Praxis sein soll. Zum Punkt a) 
möchte ich festhalten, daß diese dritte Novelle tat-
sächlich keinen Zwang zur Unterschutzstellung aus-
löst, daß aber die Novelle, die wir vor einem Monat 
verabschiedet haben, dies tut. 

Wir haben die europäische Flora-Fauna-Habitat-
Richtlinie damit nämlich endlich in deutsches Recht 
umgesetzt. Das heißt, daß nun endlich Gebiete aus-
gewiesen werden müssen. Die Umsetzung dieser 
Richtlinie hätte schon bis 1995 geschehen müssen. 
Der Bundesregierung droht nun die nächste Klage, 
weil die Gebiete bis 1995 gemeldet werden sollten. 
Das hat sie bisher aus den bekannten Gründen nicht 
getan. 

Im übrigen, finde ich, läßt es tief blicken, daß Sie 
als eine Begründung für die dritte Novelle zum Bun-
desnaturschutzgesetz festhalten, dieses Gesetz ver-
pflichte nicht zu Gebietsausweisungen. Ziel des Ge-
setzes muß nämlich die Verbesserung des Natur-
schutzes sein. Das aber wollten Sie offenbar nicht. 

Zum Punkt b), zur Frage der Auslegung des Be-
griffs „gute fachliche Praxis", möchte ich feststellen, 
daß in der Anhörung zu diesem Gesetzentwurf am 
vergangenen Montag, die übrigens auf unser Drän-
gen hin stattgefunden hat, die be fragten Experten 
sich dahin gehend geäußert haben, daß dieser Begriff 
sehr unterschiedlich auslegbar ist. Dies haben auch 
die Landwirtschaftsexperten festgestellt. Es wurde 
gesagt, daß dieser Begriff nichts anderes beinhalte 
als der bisherige Beg riff der ordnungsgemäßen 
Landwirtschaft. 

Deswegen ist es interessant, daß Sie in der Begrün-
dung zu Ihrem Gesetzentwurf feststellen - ich 
zitiere -: 

Die mit der gesetzlichen Vermutung einer Ziel

-

harmonie zwischen ordnungsgemäßer Land- und 
Forstwirtschaft und Naturschutz und Land- 
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schaftspflege verbundene Sonderstellung der 
Land- und Forstwirtschaft kann insbesondere an-
gesichts der tatsächlichen Entwicklung in der 
Land- und Forstwirtschaft nicht mehr aufrechter-
halten werden. Diese Entwicklung erfordert, daß 
die Maßnahmen der Land- und Forstwirtschaft 
ebenso wie die Maßnahmen anderer Wirtschafts-
bereiche verstärkt nach ihren tatsächlichen Wir-
kungen auf Natur und Landschaft beurteilt wer-
den. 

Sehr richtig. Genau das forde rt  die SPD-Fraktion seit 
Jahren. 

Aber was Sie tun, ist das Gegenteil. Wenn die 
Agrarexperten in der Anhörung übereinstimmend 
feststellen, daß die gute fachliche Praxis und die ord-
nungsgemäße Landwirtschaft im Grunde dasselbe 
beinhalten, dann können Sie doch nicht vor dem 
Hintergrund Ihrer eigenen, soeben zitierten Kenntnis 
in der Begründung, zwei Seiten vorher, gleichzeitig 
festhalten: 

Die der guten fachlichen Praxis entsprechende 
Bodennutzung widersp richt ... in der Regel nicht 
den Zielen und Grundsätzen des Natur-
schutzes ... 

Das ist doch wohl ein elementarer Widerspruch in Ih-
rem eigenen Gesetzentwurf. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Nein, Sie haben es 
eben noch nicht verstanden!) 

Wenn einer Ihrer Agrarpolitiker in der Anhörung 
gewesen wäre, 

(Horst Sielaff [SPD]: Außer Herrn Hein rich 
war niemand von der Regierungskoalition 

anwesend!) 

hätte das vielleicht den Geist erhellt. Aber das war 
leider nicht der Fall. Vielleicht wollten Sie nichts hin-
zulernen. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Ich war doch do rt !) 

- Ja, Sie waren anwesend. Ich meine Vertreter der 
CDU/CSU. 

Neben diesen Punkten haben Sie erneut den Ver-
tragsnaturschutz als prioritäres Instrument festge-
schrieben. Inzwischen haben Sie zwar die Formulie-
rung zum Vertragsnaturschutz abgeschwächt. Aber 
das haben Sie getan, damit Sie am Bundesrat vorbei-
kommen. Der Vertragsnaturschutz ist ein durchaus 
sehr wichtiges Instrument. Er kann aber nicht das 
einzige und auch nicht das mit allererster Priorität 
sein. Dieses Instrument muß vielmehr in die Natur-
schutzkonzepte der Länder eingepaßt sowie do rt  ein-
gesetzt und benutzt werden, wo es sinnvoll ist. Das 
tun die Länder seit vielen Jahren erfolgreich. Des-
halb ist es überflüssig und falsch, diese Regelung in 
das Bundesnaturschutzgesetz hineinzuschreiben. 

Es bleibt jetzt noch die Frage, ob dieser Gesetzent-
wurf seitens des Bundesrates zustimmungspflichtig 
ist oder nicht. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Die Sachverständi

-

gen haben das eindeutig verneint!) 

Bei der Vorschrift bezüglich der Ausgleichszahlung 
muß zumindest geklärt werden, ob nicht A rt . 104 a 
Abs. 3 des Grundgesetzes eine Zustimmungspflicht 
begründet. Dieser Artikel besagt, daß „Bundesge-
setze, die Geldleistungen gewähren und von den 
Ländern ausgeführt werden", so „daß die Länder ein 
Viertel der Ausgaben oder mehr tragen", der Zustim-
mung des Bundesrates bedürfen. Da dieses Gesetz 
zu 100 Prozent von den Ländern finanziert wird, ist 
zumindest die Frage nach der Zustimmungspflichtig-
keit berechtigt. 

Bei der Regelung des Vertragsnaturschutzes sind 
sich unsere Experten allerdings einig, daß eine Zu-
stimmungspflicht auf jeden Fall gegeben ist. Dies be-
gründet sich aus Art . 84 Abs. 1 des Grundgesetzes, 
der besagt: Wenn der Bund, auch im Rahmenrecht, 
allgemeine und ins einzelne gehende Regelungen 
über Verwaltungsverfahren im Sinne des A rt . 75 
Abs. 2 Grundgesetz trifft, dann bedarf es der Zustim-
mung der Bundesrates. Ich denke, daß diese Frage 
noch geklärt werden muß. 

Aber abgesehen von der rechtlichen Frage finde 
ich es sehr bedrückend, daß Sie, statt eine problema-
tische Fragestellung zu lösen, diese einfach auf die 
Länder abschieben. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Frau Abgeord-
nete, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Heinrich? 

Ulrike Mehl (SPD): Nein, ich lasse keine mehr zu. 
Das war vorhin so inhaltsleer; das müssen wir uns 
nicht noch einmal antun. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Das ist ja unglaub

-

lich!) 

Ich weiß aus Einzelgesprächen mit Landwirten - 
dies  wurde auch bei der Anhörung festgestellt -, daß 
die Probleme der Landwirte nur in sehr geringem 
Maße durch Naturschutzpolitik ausgelöst werden. 
Wenn es anders wäre, dann müßten nämlich alle 
Landwirte außerhalb von Schutzgebieten rundherum 
blühende Landschaften haben. Wenn ich die Diskus-
sion richtig verstanden habe, dann ist das nicht der 
Fall. 

Deswegen sage ich Ihnen: Gehen Sie endlich die 
wirklichen Probleme der Landwirtschaft an! Versu-
chen Sie nicht, Nebenkriegsschauplätze zu eröffnen, 
um davon abzulenken, daß Sie die wirklichen Pro-
bleme nicht lösen können. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Machen Sie Vorschläge im Rahmen der Agrarpolitik, 
wie die deutsche Landwirtschaft leistungsfähig und 
umweltverträglich zugleich sein kann. Damit würden 
Sie den Landwirten helfen. 

Sollte dieses Gesetz tatsächlich in Kraft treten, 
wird es, glaube ich, noch ein böses Erwachen geben. 
Dann werden wir nämlich feststellen, daß der Natur- 
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schutz gebremst oder erschwert worden ist, aber die 
Landwirte leer ausgehen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ich erteile das 
Wort  zu einer Kurzintervention dem Abgeordneten 
Heinrich, F.D.P. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das 
haben wir doch durch Zwischenrufe ausge

-

tauscht!) 

Ulrich Heinrich (F.D.P.): Es tut mir herzlich leid, 
aber die Sache ist mir sehr wichtig. Wenn ich keine 
Frage stellen darf, dann muß eben eine Kurzinter-
vention zugelassen werden. Das erlaubt unsere Ge-
schäftsordnung. 

(Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Nicht alles, was die Geschäftsord

-

nung erlaubt, ist sinnvoll!) 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, die von 
der SPD beantragte Sachverständigenanhörung hat 
eine eindeutige Antwort auf die Frage nach der Zu-
stimmungspflicht und dem entsprechenden Zurück-
weisungsgesetz gegeben. Bis auf einen waren sich 
da alle Sachverständigen einig; dazu gehörte übri-
gens auch der Sachverständige, den Sie berufen ha-
ben, Professor Bauer. 

Für uns ist die Verankerung des Vertragsnatur-
schutzes im Bundesnaturschutzgesetz ein wichtiges 
Element. Wir wollen es verbessern, weil wir klipp 
und klar zum Ausdruck bringen möchten, daß die 
Kooperation zwischen Naturschutz und Landwirt-
schaft allemal besser ist 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. - Horst 
Sielaff [SPD]: Das wollen wir doch auch!) 

als der staatliche Dirigismus, der eine weniger effek-
tive und weniger wirkungsvolle Naturschutzpolitik 
beinhaltet. 

Wir sind anderer Meinung als der von Ihnen be-
nannte Sachverständige Professor Heydemann, der 
am liebsten alle Flächen aufkaufen und sie unter 
staatliches Regime mit der entsprechenden Pflege-
pflicht stellen möchte. Sie müssen sich in einer sol-
chen Debatte gefallen lassen, daß Sie mit diesen Äu-
ßerungen konfrontiert werden. 

Meine Damen und Herren, es geht jetzt darum, 
daß die Länder, die sich in ihrer Politik dem Natur-
schutz und dem entsprechenden notwendigen Aus-
gleich zur Sicherung des Eigentums verpflichtet ha-
ben, eine Zweidrittelmehrheit im Bundesrat verhin-
dern. 

Es ist auch bemerkenswert, was der Sachverstän-
dige des WWF vorgetragen hat. Er hat an Hand eines 
Schaubildes deutlich gezeigt, wo in der Republik Na-
turschutz tatsächlich betrieben wird und wo nicht. Es 
war ein deutliches Nord-Süd-Gefälle festzustellen, 
bei dem Bayern, Baden-Württemberg und auch 
Rheinland-Pfalz ihre hervorragende Naturschutzpoli

-

tik unter Beweis stellen konnten. Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein und große 
Teile der neuen Bundesländer waren auf der Land-
karte des WWF weiße Flächen. 

Meine Damen und Herren, das zeigt ganz deutlich, 
daß Vertragsnaturschutz, wenn er von den Ländern 
verantwortungsvoll betrieben wird, zum Wohle des 
Naturschutzes ist und daß genau die Länder, die ihn 
betreiben, aufgefordert sind, dem Naturschutz mit ei-
ner entsprechenden Ausgleichsregelung zum Durch-
bruch zu verhelfen und eine Zweidrittelmehrheit der 
SPD-regierten Länder im Bundesrat zu verhindern. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Frau Abgeord-
nete Mehl, bitte Ihre Antwort. 

Ulrike Mehl (SPD): Zu dem, wie sich die Sachver-
ständigen in der Anhörung Ihrer Meinung nach ge-
äußert haben, möchte ich sagen: Das ist schlicht 
falsch. Ich wiederhole: Da gibt es offenbar eine unter-
schiedliche Wahrnehmung. Die beiden Juristen ha-
ben sich diametral gegenübergestanden. Sie waren 
nicht einer Meinung. Das halte ich für mich fest. 

Zur Frage des Vertragsnaturschutzes. Ich sage 
noch einmal: Das ist ein geeignetes Instrument. Aber 
es gibt auch noch Flächen, die nicht gemäht werden 
müssen. Es hängt nämlich von der Naturausstattung 
der Fläche ab, welches Instrument sinnvoll ist. Das ist 
nicht prioritär der Vertragsnaturschutz. Vielmehr ist 
der Vertragsnaturschutz nur eines der Instrumente. 

Auch Flächenankauf kann interessant sein, auch 
wenn Herr Rieder das lächerlich findet. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Das haben wir in 
Sachsen-Anhalt gesehen!) 

- Lassen Sie mich jetzt auch mal reden, Herr Kollege. 
- Dieses Konzept ist übrigens in Schleswig-Holstein 
so gelaufen, daß die Landwirtschaft das Land mit An-
geboten zu verkaufender Flächen zugeschmissen 
hat. Es ist also nicht so, daß die Landwirtschaft dieses 
Instrument nicht wollte. Vielmehr ist es in den Berei-
chen, wo es sinnvoll ist - es ist nicht überall sinnvoll -, 
angewendet worden, und alle waren zufrieden. 

Es geht darum, Herr Kollege, daß Sie die Aus-
gleichszahlung an den Begriff „gute fachliche Pra-
xis" anbinden. Dazu haben alle Experten gesagt, die-
ser Begriff sei dehnbar in alle Richtungen. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Wie die Natur! Da 
wird nicht widersprochen!) 

Selbst der Vertreter des Bauernverbandes und auch 
der eben von Ihnen zitierte Professor Bauer aus dem 
Landwirtschaftsbereich haben ausdrücklich gesagt: 
Dieser Begriff ist ungeeignet, um Ausgleichszahlun-
gen daran zu knüpfen. Das möchte ich hier auch 
noch einmal festhalten. Es geht mir darum, dies zu 
klären. Aber dazu sind Sie ja nicht bereit. 
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Ich sage Ihnen noch etwas zum Thema Bundesrat: 
Wenn ich mich recht erinnere, dann gehörte Bayern 
zu den Ländern, die wenig Vergnügen an dieser Re-
gelung hatten. Vielmehr hat sich Bayern mehr oder 
weniger breitschlagen lassen. Noch besser habe ich 
in Erinnerung, daß Baden-Württemberg eines der 
Länder ist, die bisher erklärt haben, sie hielten diese 
Regelung für überflüssig. Gut so! 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Ul rike Höfken, Bündnis 90/Die 
Grünen. 

Ulrike Höfken (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Herr Heinrich, wenn es Ihnen um Koopera-
tion geht, dann fände ich es besser, Sie würden sol-
che Projekte unterstützen wie das Projekt des Natur-
schutzbundes „Landschaft schmeckt", und das mit 
Nachdruck. Die Umweltverbände raten uns zur Ko-
operation. Wenn das Ziel tatsächlich Kooperation ist, 
dann müssen Sie sich vorwerfen lassen, daß Sie diese 
Kooperation auf Grund von mangelnder Professiona-
lität in der Handhabung bisher verhindert haben und 
daß Sie die Blockaden gebildet haben und nicht etwa 
die Opposition. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Der nun vorliegende Gesetzentwurf der Regie-
rungskoalition dient in erster Linie der Gesichtswah-
rung der Agrarpolitiker der Union und der F.D.P. Die 
eigenen Minister der Bundesregierung waren näm-
lich nicht bereit, Kofinanzierungsgelder für Aus-
gleichsmaßnahmen zur Umsetzung der 1992 von der 
Bundesregierung - nicht den Ländern - unterschrie-
benen europäischen Naturschutzrichtlinie zur Ver-
fügung zu stellen. 

(Horst Sielaff [SPD]: Genauso ist es!) 

Das haben statt dessen Grüne und SPD gefordert, 
und zwar für solche Nutzungsausfälle, die über die 
Sozialpflichtigkeit des Eigentums - im Grundgesetz 
festgelegt; das haben Sie selbst gesagt - hinausge-
hen. 

Nun setzt die Bundesregierung ihre eigenen, 
CDU-regierten Länder unter Druck, damit sie diesem 
ungeliebten Gesetzentwurf zustimmen, so daß Sie 
diese Gesichtswahrung dann noch erreichen können. 
Von einer Konfliktlösung kann aber überhaupt nicht 
die Rede sein; 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der PDS) 

denn die Regierung versucht sich da mit einer kalten 
Enteignung der Länder. Es geht dabei auch um das 
Eigentum des Steuerzahlers. Das muß man erwäh-
nen, da Sie doch so für Eigentum eintreten. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Das ist ja grotesk!) 

Dabei haben die Länder ja nicht einmal die alleinige 
Kompetenz für die Ausweisung und Kontrolle der in 
der Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen und damit 
sicher auch nicht die alleinige Finanzlast zu tragen. 

Gleichzeitig können die Bauern mit diesem Ge-
setzentwurf herzlich wenig anfangen; denn ein 
Rechtsanspruch erwächst aus diesem Gesetzentwurf 
nun auch wieder nicht. Die Folge kann allenfalls eine 
Prozeßflut sein. Diese setzt gleich dann ein, wie Ul-
rike Mehl gesagt hat, wenn es um die noch völlig un-
geklärte Frage der Zustimmungspflichtigkeit geht. 

Gerade auf Grund der mangelhaften rechtlichen 
Umsetzung der Naturschutzrichtlinie durch diese 
Bundesregierung ist der Finanzbedarf tatsächlich 
nicht absehbar. Wenn, wie manche befürchten, noch 
zusätzlich Beträge in dreistelliger Millionenhöhe auf 
die Länder zukommen, die sie allein zu tragen ha-
ben, dann kann man diesen Gesetzentwurf als Ver-
hinderung von Naturschutzpolitik und als Verhinde-
rung von Kooperation durch Finanzerpressung der 
Länder bewerten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Wir sind der Auffassung: Erstens. Vertragsnatur-
schutz ist ein sinnvolles Instrument. Zweitens. Es soll 
einen Ausgleich für wirklichen Nutzungsfall geben. 
Da wiederhole ich, was schon meine Vorgängerin ge-
sagt hat: Dafür ist es notwendig, die „gute fachliche 
Praxis" und die Landwirtschaftsklausel sehr wohl 
auch so zu definieren, daß damit eine moderne Land-
wirtschaftspolitik beschrieben wird, und Landwirt-
schaftspolitik auch so zu betreiben, daß damit Natur-
schutz wirksam gewährleistet werden kann. Wenn 
der Druck jetzt noch mehr wächst, dann kann man - 
unter den gegebenen Bedingungen - den Bauern da, 
wo es gerechtfertigt ist, nicht noch weitere Lasten 
aufbürden, wie dies in der Agenda 2000 vorgesehen 
ist. Das haben wir auch überhaupt nicht vor. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der PDS) 

Wir lehnen den Gesetzentwurf ab und stimmen 
dem Änderungsantrag der SPD zu, der in die richtige 
Richtung weist. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat die 
Abgeordnete Birgit Homburger, F.D.P.-Fraktion. 

Birgit Homburger (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Die Koalition setzt mit dem Drit-
ten Gesetz zur Änderung des Bundesnaturschutzge-
setzes die Modernisierung des Naturschutzrechts 
fort . Unser Ziel ist dabei die Stärkung der Koopera-
tion im Naturschutz und gleichzeitig auch der Schutz 
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des Eigentums der betreffenden Landwirte. Ich finde, 
das gehört zusammen. 

Der Naturschutz kann nur in Kooperation mit der 
betreffenden Bevölkerung erfolgreich sein. Für den 
ländlichen Raum heißt das auch: Kooperation statt 
Konfrontation mit der Landwirtschaft. Frau Mehl, 
Schleswig-Holstein ist ein Paradebeispiel für erfolg-
lose Umweltpolitik durch Konfrontation. Früher gab 
es dort  eine breite Akzeptanz des Naturschutzes; 
diese ist aber mittlerweile mehr oder weniger in Haß 
gegen die Naturschutzverwaltung und alle neuen 
Pläne umgeschlagen. Wenn man so vorgeht, wie es 
dort  geschehen ist, dann macht man den Naturschutz 
kaputt. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU - Horst Sielaff [SPD]: 
Aber wie beliebt Sie in Schleswig-Holstein 
sind, das wissen Sie doch auch! Ihr mit 

euren paar Prozenten da!) 

Vertragsnaturschutz ist ein zentrales Instrument 
der Kooperation; deshalb wollen wir auch, daß zu-
nächst geprüft wird, ob dieser Weg gangbar ist. Wer 
sich hiergegen wendet, der hängt noch immer dem 
preußischen Obrigkeitsstaat an. 

Wir Liberalen setzen auch in diesem Fall auf Pa rt
-nerschaft von Staat und Bürger. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Unser Ansatz ist die Stärkung des Vertragsnatur-
schutzes als Alte rnative zum Ordnungsrecht. Dieser 
Ansatz wurde auch von den Sachverständigen ganz 
überwiegend unterstützt. 

Frau Mehl, diese Regelung bedeutet nicht, daß 
nicht auch weiterhin Anordnungen getroffen werden 
können. Sie besagt nur, daß der Vertragsnaturschutz 
Vorrang haben soll. Das heißt, wenn es irgendwo ein 
berechtigtes Naturschutzanliegen gibt, die Landwirt-
schaft sich zu einer Kooperation aber nicht bereit er-
klärt, dann kann man nach wie vor sehr wohl eine 
Anordnung treffen; insofern ist auch den Interessen 
des Naturschutzes Rechnung getragen. 

Auch die Verpflichtung der Länder, für einen ange-
messenen Ausgleich bei naturschutzbedingten Ein-
kommensverlusten zu sorgen, wurde von vielen 
Sachverständigen gutgeheißen. Es ist eine Frage der 
Gerechtigkeit und des Eigentumsschutzes, Sonderla-
sten von Landwirten im Interesse des Naturschutzes 
angemessen auszugleichen. 

(Beifall bei der F.D.P. - Horst Sielaff [SPD]: 
Wer widerspricht denn da?) 

Frau Mehl, Sie haben gesagt, die Sachverständi-
gen hätten die Ansicht vertreten, die gute fachliche 
Praxis, an die das geknüpft sei, tauge nicht. Ich ent-
gegne dem nur folgendes: Ihr eigener Sachverständi-
ger, Professor Bauer, hat auf meine Nachfrage bestä-
tigt, daß es auf Grund der unterschiedlichen Flächen, 
der unterschiedlichen Naturschutzsituation, der un-
terschiedlichen landwirtschaftlichen Nutzung usw.  

gar nicht anders möglich ist, eine Einzelfallentschei-
dung für den Ausgleich zu treffen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Sie können keine Pauschalregelung machen. Deswe-
gen ist die Anknüpfung an diesen Begriff sehr wohl 
möglich. 

Über die Frage der Ausgleichszahlung besteht im 
übrigen ein breiterer Konsens, als Sie es uns hier 
weismachen wollen; denn in den Bundesländern gibt 
es solche Ausgleichszahlungen, wenn auch in ganz 
unterschiedlichem Maße. 

Frau Höfken, Ihre Behauptung, daß diese Aus-
gleichszahlungen eine kalte Enteignung der Länder 
seien, ist eine groteske Verdrehung der Tatsachen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Wenn die Länder, in deren Hand das Recht der 
Ausweisung liegt, eine vernünftige Politik betreiben, 
dann haben sie damit auch überhaupt kein Problem, 
weil sie dadurch, daß sie sich mit der Naturschutzflä-
chenausweisung vernünftig auseinandersetzen, ihre 
Ausgaben selber bestimmen können. 

(Beifall des Abg. Ulrich Heinrich [F.D.P.]) 

Frau Mehl selbst hat im Ausschuß und auch hier 
gesagt: Naturschutz kostet Geld. Doch so, wie Sie 
von der SPD und von Bündnis 90/Die Grünen ihn 
sich vorstellen, kostet er sogar Unsummen. Sie möch-
ten die Naturschutzflächen in Deutschland verfünffa-
chen - einen entsprechenden Antrag haben Sie ja 
gestellt - und davon möglichst viele Flächen aufkau-
fen. Mit der Forderung nach einer Gemeinschafts-
finanzierung, wie Sie sie im Ausschuß erhoben ha-
ben, haben Sie die Katze aus dem Sack gelassen: Sie 
wollen an das Geld des Bundes, um die Länder zu 
Großgrundbesitzern zu machen. 

(Beifall bei der F.D.P. - Widerspruch bei der 
SPD - Abg. Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN] meldet sich zu einer Zwi

-

schenfrage) 

- Frau Präsidentin, im Augenblick möchte ich keine 
Zwischenfrage beantworten. Gleich, wenn ich den 
Absatz beendet habe, antworte ich gern. - Oder wol-
len Sie zukünftig die deutsche Indust rie aufkaufen, 
um auf diese Art  und Weise noch mehr Umwelt-
schutz durchzusetzen? Das wäre ja eine Parallele 
dazu. Ich sage Ihnen: Das, was Sie wollen, ist Staats-
monopolismus pur, und es ist ein Beweis dafür, daß 
Herrn Schröders Sprüche über Modernisierung nur 
hohle Phrasen sind. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Horst  Sielaff [SPD]: Kein Wunder, daß Sie in 

keinem Länderparlament drin sind!) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Jetzt Ihre Zwi-
schenfrage, Frau Abgeordnete Höfken, bitte schön. 

Ulrike Höfken (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
muß sagen, die Staatsmonopolismus-Anschuldigung 
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bringt mich fast aus der Fassung, gerade wenn Sie 
sie gegen die SPD richten. 

Ich möchte Ihnen eine Frage zu den Kompetenzen 
der Länder stellen. Sie haben ja nun einen interes-
santen Satz gesagt, und zwar den: Die Länder haben 
es selbst in der Hand, wie viele Schutzgebiete sie 
ausweisen. Ich glaube, daß das so nicht stimmt. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Natürlich haben 
sie es in der  Hand!)  

Das wird ja auch von der FFH-Richtlinie so nicht 
gewollt. Es gibt objektive Kriterien, nach denen aus-
gewiesen werden soll. Aber wenn Ihre Behauptun-
gen stimmen würden, wollen Sie damit sagen, daß 
die Länder dann, wenn sie kein Geld haben, eben 
nichts ausweisen sollen? Wenn das zutrifft, würde 
das den Vorwurf bestätigen, den ich eben gemacht 
habe, nämlich daß das ein Schutzgebietsverhinde-
rungskonzept und ein Naturschutzgesetzverhinde-
rungskonzept ist. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Also Naturschutz 
zu Lasten der Grundeigentümer!) 

Birgit Homburger (F.D.P.): Es ist völlig lächerlich, 
was Sie uns vorwerfen. Es verhält sich doch so: Die 
Ausweisung von Flächen für den Naturschutz erfolgt 
zwar an Hand bestimmter Kriterien. Die verschiede-
nen Schutzkategorien werden also auf Grund be-
stimmter Kriterien eingeteilt; das ist völlig richtig. 
Aber die Ausweisung erfolgt durch die Länder und 
nicht durch den Bund. Das ist die Grundlage. Deswe-
gen fügen wir hinzu: Weil die Länder die Auswei-
sung beschließen, sind sie hinterher auch für die aus-
gewiesenen Flächen zuständig und müssen, sofern 
das notwendig ist - es ist ja nicht immer notwendig -, 
Ausgleichszahlungen leisten. Dabei handelt es sich 
nicht um eine Bundesaufgabe, weil der Bund keiner-
lei Entscheidungskompetenz hat. Wir haben nur eine 
Rahmengesetzgebungskompetenz. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Ulrich  Heinrich [F.D.P.]: So ist das! Das muß 

man einfach einmal lernen!) 

Was das Geld angeht, möchte ich sagen: Es geht 
um eine vernünftige Naturschutzpolitik; es geht 
darum, daß durchaus Flächen ausgewiesen werden 
können, ohne daß Ausgleichszahlungen geleistet 
werden müssen. Es geht überhaupt nicht darum, daß 
die Länder dann, wenn sie kein Geld haben, keinen 
Naturschutz machen sollen. Vielmehr sollen sie sich 
überlegen, wie sie die Naturschutzaufgaben, die ob-
jektiv vorhanden sind, finanzieren können. Die Be-
träge, um die es sich dabei handelt - das wissen Sie 
genauso gut wie ich -, können auch finanziert wer-
den. 

(Horst Sielaff [SPD]: Das ist aber Ihre Poli

-

tik! Die sollen sehen, wo sie das Geld her

-

kriegen!) 

Das ist überhaupt kein Problem. Darüber hinaus gibt 
es ja auch nach wie vor die Anordnungsbefugnis in 
den Gebieten, wo das dringend erforderlich ist. 

Auch das folgende spielt in diesem Zusammen-
hang eine Rolle: Sie weisen immer darauf hin, daß 
man Flächen ankaufen soll. Der Flächenankauf allein 
ist aber noch kein Naturschutz; auch wenn das im-
mer wieder behauptet wird. Frau Mehl hat uns ja vor-
hin vorgeworfen - das haben auch Sie implizit ge-
rade getan -, daß wir dadurch, daß wir das 10-Pro-
zent-Ziel, wonach 10 Prozent der Landesfläche als 
Naturschutzfläche ausgewiesen werden sollen, nicht 
mittragen, gegen Verbesserungen beim Naturschutz 
sind. Das ist natürlich Quatsch. Es geht um Qualität, 
nicht um Quantität. Es geht nämlich darum, was an-
schließend mit diesen Flächen passiert. Der Zweck 
des Naturschutzes kann nur durch Pflege erreicht 
werden. Die anschließende Pflege ist das, was Geld 
kostet. Deswegen ist der Ankauf von Flächen Un-
sinn. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Ulrike  Mehl [SPD]: Quatsch! Die hat keine 

Ahnung! So ein Blödsinn!) 

Das heißt also: Es geht nicht allein um die Frage 
der Quantität, es geht auch um die Frage der Quali-
tät. Diese Frage beantwortet unser Gesetzentwurf 
sehr wohl in positiver Weise. 

Der Gesetzentwurf der Koalition ist sehr sorgfältig 
entwickelt worden, 

(Lachen bei der SPD - Ul rike Mehl [SPD]: 
Das haben wir gemerkt! Das ist eine Lach

-

nummer!) 

auch im Hinblick auf die Verfassungskonformität. 
Dieses Gesetz bedarf nämlich nicht der Zustimmung 
des Bundesrates. Denn wir regeln weder das Verwal-
tungsverfahren der Länder, noch schaffen wir ein 
Leistungsgesetz. Nicht nur der Sachverständige Pro-
fessor Löwer, sondern auch andere haben diese Auf-
fassung unserer Verfassungsressorts sehr eindeutig 
bestätigt. 

Daß die Koalition den Weg der Auskoppelung die-
ses Gesetzes aus der ursprünglichen Naturschutzno-
velle einschlagen mußte, mag ja ungewöhnlich sein. 
Aber SPD und Grüne haben uns dazu gezwungen. 
Sie haben ultimativ verhandelt und damit zunächst 
nur die Umsetzung der EU-Vorschriften zugelassen. 
Ihre Blockadetaktik ist nicht aufgegangen. Das mag 
für Sie bitter sein, Frau Mehl. 

(Ulrike Mehl [SPD]: Das verkraften wir auch 
noch!)  

Ziehen Sie daraus die Lehre: Mit Destruktion errei-
chen Sie am Ende nichts. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Wilhelm  Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Wieder 
ein völlig danebenliegender Beitrag von 

Frau Homburger!) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Eva Bulling-Schröter, PDS. 

Eva Bulling-Schröter (PDS): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die in dieser Wo-
che durchgeführte Anhörung zu den Entschädi- 
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gungs- und Ausgleichsleistungen hat gezeigt, wo 
das Kernproblem liegt. Wieviel Naturschutz ist einem 
Flächeneigentümer überhaupt zuzumuten? Greift 
das Recht auf gewinnbringende Verwertung von Äk

-

kern und Wäldern stärker als das Recht der Allge-
meinheit auf gesunde Umwelt und biologische Viel-
falt, und muß der Staat deshalb Bauern und Waldbe-
sitzern Umweltschutz abkaufen? 

Die PDS ist grundsätzlich der Auffassung, daß die 
natürliche Umwelt nicht in p rivate Hände gehört; 
denn sie ist begrenzt, läßt sich also nicht beliebig ver-
mehren. Innerhalb der Binnenlogik dieser Gesell-
schaft fordern wir aber die Sozialpflichtigkeit des Ei-
gentums ein. Sozialpflichtigkeit heißt auch: Erhalt 
der natürlichen Umwelt. Da kann es nicht sein, daß 
die öffentliche Hand p rivaten Eigentümern von Na-
turschutzflächen auch noch die Verwertungsbedin-
gungen garantieren muß. 

Die öffentliche Hand kann aus Umwelt- oder struk-
turpolitischen Gründen für einen Ausgleich sorgen, 
was auch heute schon auf vielfältige A rt  und Weise 
über die Agrarumweltprogramme, verschiedene EU-
Töpfe usw. geschieht. Wir meinen aber, daß es aus 
Gründen der Akzeptanz von Naturschutzmaßnah-
men durchaus sinnvoll wäre, ein einheitliches Maß 
für zu zahlende Ausgleichsleistungen zu finden. Die-
ses Maß haben Naturschutzverbände und andere 
mehrfach definiert. Es sollten bundeseinheitlich ver-
bindliche Betreiberpflichten für die Land- und Forst-
wirtschaft festgeschrieben werden. Wer dann als 
Land- oder Forstwirt zugunsten des Landschafts-
oder Artenschutzes über diese Betreiberpflichten 
hinaus Leistungen erbringt, soll dafür auch bezahlt 
werden. 

Die Bundesregierung scheut sich aber vor einer 
klaren und verbindlichen Definition solcher Betrei-
berpflichten. Der Verweis auf die Anforderungen an 
die gute fachliche Praxis im Bundes-Bodenschutzge-
setz ist wenig hilfreich; denn dort  haben diese letzt-
lich nur empfehlenden Charakter. Mit der heute hier 
vorliegenden Konstruktion hätte am Ende beinahe 
jeder Eigentümer von Naturschutzflächen ein An-
recht auf Staatsgelder, egal ob die Flächen bewirt-
schaftet werden oder nicht, egal ob tatsächlich ein 
Aufwand für den Naturschutz betrieben wird oder 
nicht. Dadurch werden die knappen Mittel ver-
schleudert. Für wirklich bedürftige Landwirte wird 
somit weniger zur Verfügung stehen, was nicht im 
Sinne der Bauern sein dürfte. 

Wir denken, diese merkwürdige Finanzierung ei-
ner verfehlten Landwirtschaftspolitik aus Natur-
schutztöpfen darf nicht Inhalt des Bundesnatur-
schutzgesetzes werden. Deshalb lehnt die PDS den 
vorliegenden Gesetzesantrag ab. 

Jetzt noch einmal zu den Summen. Wir reden über 
3 bis 24 Millionen DM in zehn Jahren, die den Län-
dern aufgebürdet werden. In der Anhörung wurde 
von den Sachverständigen ausgeführt, daß damit so-
wieso nur 1 Prozent der Fläche der Bundesrepublik 
abgedeckt werden könnte. 

Wir brauchen eine andere Agrarpolitik. Mit dieser 
sogenannten Naturschutzpolitik kann die Existenz  

der Bauern nicht gefördert werden. Das Höfesterben 
in der Bundesrepublik geht weiter. 

Ich möchte mit einem Satz enden, den mir ein 
bayerischer Bauer mitgegeben hat und den ich hier 
zitieren soll: 

Solange in dieser Bundesrepublik für eine Tonne 
Weizen weniger bezahlt wird als für eine halbe 
Tonne, die zur Müllentsorgung gebracht wird, so 
lange stimmt in dieser Bundesrepublik was nicht. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt die Bundesministerin für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit, Dr. Angela Merkel. 

Dr. Angela Merkel, Bundesministerin für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit: Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Wir führen heute ange-
sichts der zweiten und dritten Lesung des Dritten Ge-
setzes zur Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes 
zum wiederholten Male die Diskussion über den Na-
turschutz und das Verhältnis von Naturschutz und 
Landwirtschaft. 

Da hier heute viel von Kooperation die Rede ist, 
muß man schon festhalten - Frau Mehl, auch Sie ha-
ben das indirekt gesagt -, daß letztlich keinerlei 
Möglichkeit zu Gesprächen mit der A-Seite im Bun-
desrat darüber bestand, daß Ausgleichsregelungen 
notwendig sind und daß wir einheitliche Bestimmun-
gen darüber brauchen, und daß daran jede Diskus-
sion gescheitert ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Es ist nicht richtig, daß Gesprächsbereitschaft in ir-
gendeiner Weise bestanden hätte. 

Wenn man einen wesentlichen Teil des Verhältnis-
ses von Naturschutz und Landwirtschaft von vornher-
ein ausklammert, braucht man sich nicht zu wun-
dern, wenn wir dann die Wege, die möglich sind, su-
chen, um in einer Weise, die, wie Sie sagen, nicht so 
kooperativ ist, das, was wir für notwendig halten, 
umzusetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir haben mit dieser dritten Novelle zwei Dinge 
angepackt: zum einen die Ausgleichsregelung und 
zum anderen die sogenannte Landwirtschaftsklausel. 
Ich finde es schon sehr spannend, daß vor drei Jahren 
die Landwirtschaftsklausel eine der Kernfragen ei-
ner Novelle zum Naturschutzgesetz war und daß 
nun, wo wir eine neue Formulierung vorgeschlagen 
haben, die ja Ihren Intentionen eigentlich gar nicht 
so zuwiderläuft, darüber fast gar nicht mehr gespro-
chen wird. Dieser Teil ist genauso wichtig wie die 
Frage des Ausgleichs. 

Aber wir brauchen eben ein ausgewogenes Ver-
hältnis zwischen Landwirtschaft und Naturschutz. 
Auch Sie wissen ja, daß wir die gute fachliche Praxis 
in den Einzelgesetzen sehr präzise definieren. Das 
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wollen wir aber nicht im Bundesnaturschutzgesetz 
machen, weil wir dann die Dinge unentwegt verän-
dern müßten. Das haben wir auch schon häufig mit-
einander besprochen. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Das haben wir 
auch im Pflanzenschutzgesetz nicht 
gemacht! - Horst Sielaff [SPD]: Es geht um 

Zukunftsaufgaben!) 

- Es gibt immer noch Zukunftsaufgaben, und denen 
werden wir uns zuwenden, auch im nächsten und 
übernächsten Jahr; da machen Sie sich mal keine 
Sorgen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, deshalb bin ich froh, 
daß in dieser dritten Novelle nunmehr der Versuch 
unternommen wird, an zwei wichtigen Punkten für 
eine bessere Akzeptanz des Naturschutzes zu sor-
gen. 

Manchmal frage ich mich, ob wir bei der Diskus-
sion in diesem Hause daran denken, wie die Stim-
mung vor Ort ist. Wo immer ich hinfahre, ist das Ver-
hältnis von Naturschutz und Landwirtschaft in den 
letzten Jahren dramatisch schlechter geworden, 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Warum wohl? - 
Wilhelm  Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Wer 

regiert denn hier?) 

vor allem in den Ländern, in denen kein Ausgleich 
gezahlt wird. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: So ist es!) 

Dazu kann ich Ihnen nur sagen: Wenn wir gemein-
sam etwas für den Naturschutz tun wollen, dann las-
sen Sie uns dieses Problem ernst nehmen. Ob Sie in 
Sachsen-Anhalt, in Schleswig-Holstein oder in Nie-
dersachsen sind: Wenn Sie Naturschutz nach der je-
weiligen Kassenlage des Landes betreiben, werden 
Sie keine Akzeptanz dafür bekommen, und dann 
wird die Sache in eine völlig falsche Richtung weiter-
gehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir wissen, daß wir mit dem Naturschutzgesetz 
nicht alle Probleme der Landwirte regeln. Das wollen 
wir auch gar nicht. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Landwirte machen 
ja auch keine Probleme!) 

Aber wir wissen, daß wir einen Schritt gehen, um 
eine bessere Akzeptanz des Naturschutzes zu errei-
chen. Interessanterweise - darauf ist hier von der Op-
position heute keiner eingegangen - hat ja der WWF, 
und zwar in seiner Gesamtheit, nicht nur durch sei-
nen Landwirtschaftsexperten, inzwischen seine Posi-
tion völlig verändert. Auch die anderen Naturschutz-
verbände würden dies tun, wenn sie nicht Angst hät-
ten, daß die einzelnen für Naturschutz zuständigen 
Minister in den Länderkabinetten zu schwach wären, 
um wirklich zu einem fairen Ausgleich zu kommen. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Das sind meist die 
grünen und die roten! Das sind die Beerdi

-

gungsinstitute für den Umweltschutz!) 

Das ist doch der eigentliche Grund. 

Deshalb, meine Damen und Herren, sage ich Ih-
nen: Wir sind hier auf dem richtigen Weg. Ich denke, 
wir werden darüber auch im Bundesrat weiter disku-
tieren. Ich sage Ihnen, daß die verfassungsrechtli-
chen Fragen vernünftig geprüft sind und die Anhö-
rung uns auch in einem sehr, sehr breiten Ausmaß 
bestätigt hat. 

Ich möchte noch auf die Aufnahme der Kategorie 
Biosphärenreservate eingehen. Ich denke, daß wir 
damit einen richtigen Schritt gehen, einen wichtigen 
Schritt gerade im Hinblick auf die neuen Bundeslän-
der. Denn angesichts der dichtbesiedelten Struktur 
der Bundesrepublik Deutschland können Biosphä-
renreservate in vielen Bereichen Nutzung und 
Schutz besser miteinander verbinden, als das bisher 
durch Nationalparke geschehen konnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Lassen Sie mich ganz zum Schluß nur noch sagen - 
die  Debatte hier bezieht sich ja auch noch auf andere 
Punkte -: Wir begrüßen die Ausweisung des Natio-
nalparkes „Hainich". Wir glauben, das ist ein wichti-
ger Schritt. Wir unterstützen die Beschlußempfeh-
lung zur biologischen Vielfalt. Wir werden in weni-
gen Wochen eine Konferenz in Bratislava haben. Wir 
setzen uns auch dafür ein, sogenannte Hotspots zu 
definieren, und ich bin sehr froh, daß die Weltbank in 
den letzten Tagen zusammen mit dem WWF Anstren-
gungen gemacht hat, um uns auf diesem Weg zu un-
terstützen. Ich glaube, hier sind wir auch weitestge-
hend einig. 

Herzlichen Dank fürs Zuhören. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Weitere Wort
-meldungen liegen nicht vor. Ich schließe die Aus-

sprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den von den 
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. eingebrachten 
Gesetzentwurf zur Änderung des Bundesnatur-
schutzgesetzes, Drucksachen 13/10186 und 13/10475. 
Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschußfassung zustimmen wollen, um das Hand-
zeichen. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - 
Dann  ist der Gesetzentwurf damit in zweiter Beratung 
mit den Stimmen der Koalition gegen die Stimmen 
der Opposition angenommen. 

Wir kommen nun zur 

dritten Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der 
Gesetzentwurf ist mit dem gleichen Stimmenverhält-
nis angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
13/10476. Wer stimmt für den Entschließungsantrag? 
- Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der Ent- 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 231. Sitzung. Bonn, Freitag, den 24. April 1998 	21233 

Vizepräsidentin Michaela Geiger 

schließungsantrag ist mit den Stimmen der Koalition 
gegen die Stimmen der Opposition abgelehnt. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit auf Drucksache 
13/8673 zu dem Antrag der Gruppe der PDS zur ko-
stenlosen Überlassung des ehemaligen Truppen-
übungsplatzes Weberstedt an den Freistaat Thürin-
gen zu Zwecken des Naturschutzes und zum Antrag 
der Fraktion der SPD zur Einrichtung eines National-
parks Hainich im Rahmen des Thüringer Naturparks 
„Eichsfeld-Hainich-Werratal" : Der Ausschuß emp-
fiehlt, die Anträge auf Drucksachen 13/5590 und 
13/7820 in der Ausschußfassung anzunehmen. Wer 
stimmt für diese Beschlußempfehlung? - Gegenstim-
men? - Enthaltungen? - Dann ist die Beschlußemp-
fehlung mit den Stimmen des gesamten Hauses an-
genommen. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit auf Drucksache 
13/10169 zu dem Antrag der Fraktionen von CDU/ 
CSU und F.D.P. zu Erhaltung und Schutz der biologi-
schen Vielfalt durch weltweite Ausweisung von 
Schutzgebieten. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag 
auf Drucksache 13/7252 anzunehmen. Wer stimmt 
für diese Beschlußempfehlung? - Wer stimmt dage-
gen? - Enthaltungen? - Die Beschlußempfehlung ist 
mit den Stimmen der Koalition bei Enthaltung des 
restlichen Hauses angenommen. 

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 12 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Innenausschusses (4. Ausschuß) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Volker Beck 
(Köln), Halo Saibold, Joseph Fischer (Frank-
furt), Kerstin Müller (Köln) und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Abge-
ordneten Ute Vogt (Pforzheim), Freimut Duve, 
Monika Ganseforth, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD 
60. Jahrestag der Bombardierung von Guer-
nica/Gernika 
- Drucksachen 13/7509, 13/9468 -

Berichterstattung: 
Abgeordnete Hartmut Koschyk 
Ute Vogt (Pforzheim) 
Rezzo Schlauch 
Cornelia Schmalz-Jacobsen 
Ulla Jelpke 

Dazu liegt ein Änderungsantrag der Gruppe der 
PDS vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. - Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch. Dann ist es so 
beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wo rt 
 der Abgeordneten Ute Vogt, SPD-Fraktion. 

Ute Vogt (Pforzheim) (SPD): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Am kommenden 
Sonntag werden die Einwohner von Guernica zum 
61. Mal der Zerstörung ihrer Stadt gedenken. Am 

26. April 1937 wurde die baskische Stadt Guernica 
durch den Bombenagriff der deutschen Legion Con-
dor fast völlig zerstört. Dabei ging es dem damaligen 
Machthaber Hitler nicht nur um die Unterstützung 
des faschistischen Regimes von General Franco. Der 
Bombenangriff auf die wehrlose Zivilbevölkerung 
war für die Legion Condor ein willkommener Test für 
die Wirksamkeit ihrer Luftangriffe. Die Zerstörung 
der Stadt und die Vielzahl der Opfer wurden damit 
zum historischen Mahnmal moderner Kriegsführung. 

In der vergangenen Woche wurde in einer Sen-
dung des „Kulturweltspiegel" in Zweifel gezogen, ob 
denn die Bombardierung tatsächlich mit dem Ziel der 
Zerstörung stattgefunden hätte. Daher möchte ich 
hier noch einmal aus dem Tagebuch des Wolfram 
Freiherr von Richthofen zitieren, auch wenn dieses 
Zitat in diesem Hause schon häufiger vorgetragen 
worden ist. Richthofen war damals Stabschef der Le-
gion Condor. Er schrieb: 

Guernica - Stadt von 5000 Einwohnern buchstäb-
lich dem Erdboden gleichgemacht ... Ein voller 
Erfolg ... Bombenlöcher auf Straßen noch zu se-
hen, einfach toll. 

Diese Beschreibung belegt in schauriger Weise, 
daß es keineswegs allein darum gegangen sein 
kann, eine kleine Verbindungsbrücke zu treffen. Die 
Brücke ist bis heute noch ganz, während der Rest der 
Stadt weitgehend verwüstet war. 

Ich bin froh, daß sich endlich auch im Deutschen 
Bundestag eine Mehrheit bereit gefunden hat, an die 
Menschen in Guernica eine Geste des Bedauerns 
und eine Entschuldigung für das begangene Unrecht 
und das Leid zu vermitteln. Aber ich kann nicht ver-
hehlen, daß ich es beschämend finde, daß der Deut-
sche Bundestag dafür über zehn Jahre lang hin und 
her diskutieren mußte. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Cornelia 
Schmalz-Jacobsen [F.D.P.]) 

Noch vor einem Jahr, aus Anlaß des 60. Jahrestages 
der Zerstörung der baskischen Stadt, hat sich die Re-
gierungsmehrheit in diesem Haus noch geweigert, 
überhaupt eine Aussprache zu diesem Thema zuzu-
lassen. Sie waren unfähig, auch nur ein Wort  der Ent-
schuldigung und des Bedauerns zu finden. 

Geradezu haarsträubend war die Begründung des 
CDU-Geschäftsführers Hörster in der damaligen 
Aussprache zur Geschäftsordnung. Die notwendige 
Entschuldigung gegenüber den Opfern des deut-
schen Bombenangriffs erklärte er für erledigt, indem 
er auf den bestehenden Gedenktag für die Opfer des 
NS-Terrors hinwies. 

(Vorsitz : Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch) 

Es ist gut, liebe Kolleginnen und Kollegen von der 
CDU/CSU und F.D.P., daß Sie, wenn auch nicht ganz 
von selbst, inzwischen zur Einsicht gekommen sind. 
Es war Bundespräsident Roman Herzog, der am 
60. Jahrestag der Zerstörung von Guernica Worte des 
Bedauerns für die deutsche Schuld am Bombenan-
griff auf die wehrlose Zivilbevölkerung gefunden 
hat. 
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Ich hatte Gelegenheit dabeizusein, als sein Gruß-
wort  bei den Gedenkfeierlichkeiten in Guernica ver-
lesen wurde. Ich kann Ihnen sagen, so sehr sich die 
Menschen über die Worte des Bundespräsidenten 
gefreut haben, so groß war das Unverständnis, daß 
sich der Bundestag mit diesem Thema nicht befassen 
wollte und die Bundesregierung ebenfalls in keiner 
Weise auf den 60. Jahrestag reagiert hat. 

Für mich war es sehr beeindruckend, wie groß die 
Bereitschaft zur Versöhnung in Guernica ist. Selbst 
Überlebende des Bombenangriffs sind uns offen ge-
genübergetreten, obwohl dies vielen auf Grund ihrer 
persönlichen Erlebnisse sicher nicht leichtgefallen 
ist. Deshalb ist meine dringende Bitte an die Bundes-
regierung: Belassen Sie es nicht bei der Kenntnis-
nahme und der Übermittlung dieser vorliegenden Er-
klärung. 

Nehmen Sie das Einverständnis des Bundestags 
zum Anlaß, um selbst ausdrücklich eine Entschuldi-
gung gegenüber der Bevölkerung von Guernica aus-
zusprechen, und geben Sie sich nicht damit zufrie-
den, daß die Koalitionsvertreter die Worte des Bun-
despräsidenten für die Bundesregierung quasi mit in-
terpretiert haben. 

Für die SPD-Fraktion möchte ich klarstellen, daß 
wir heute gerne deutlichere Worte der Entschuldi-
gung gewählt hätten. Es war für uns aber entschei-
dend, daß nach so vielen Jahren überhaupt eine Ent-
schuldigung durch den Deutschen Bundestag ausge-
sprochen wird. Deshalb stimmen wir der Änderung 
unseres ursprünglichen Antrags in der jetzt gefunde-
nen Formulierung zu. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch einmal auf den 
Beginn zurückkommen. Am 10. November 1988 faßte 
der Deutsche Bundestag einen Beschluß zum Thema 
Guernica, in dem es unter anderem hieß: 

Die Opfer der wehrlosen Zivilbevölkerung mah-
nen zu einer Geste des Friedens. 

In diesem Beschluß war von einem gemeinsamen 
Kooperationsprojekt die Rede. Für den Aufbau eines 
Berufsbildungszentrums hatte die Stadt Guernica 
konkrete Pläne vorgelegt, allein die versprochene 
Unterstützung aus Deutschland ist ausgeblieben. 
Nach vielem Taktieren durch die Bundesregierung 
wurde aus dem Kooperationsprojekt „Berufsbil-
dungszentrum" ein Zuschuß für den Bau einer Sport-
halle in Guernica, aber kein gemeinsames Projekt. 
Das ist ein klägliches Ergebnis, verglichen mit den 
vollmundigen Ankündigungen aus dem Jahre 1988. 

(Beifall des Abg.Volker Beck [Köln] [BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Gerade auf Grund dieser Erfahrung bitte ich Sie: 
Sehen wir die heutige Erklärung, die wir gemeinsam 
verabschieden wollen, nicht als die Erledigung einer 
längst fälligen Pflicht gegenüber der Bevölkerung 
von Guernica. Nehmen Sie die Erklärung ernst, und 
machen Sie durch Ihr Handeln deutlich, daß Parla-
ment und Bundesregierung gleichermaßen die deut-
sche Schuld an der Zerstörung Guernicas anerken-
nen. 

Wir bitten die Opfer, ihre Angehörigen und die 
Überlebenden der Bombadierung von Guernica um 
Verzeihung. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  dem Abgeodneten Hartmut Koschyk. 

Hartmut Koschyk (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Werte Kolleginnen und Kollegen! Die Diskussion dar-
über, wie sich der Deutsche Bundestag gegenüber 
der Stadt Guernica und ihrer Bevölkerung, die durch 
Flieger der Legion Condor am 26. April 1937 bombar-
diert wurde, verhalten soll, beschäftigt - darauf hat 
meine Vorrednerin hingewiesen - das Parlament seit 
geraumer Zeit. 

Liebe Frau Kollegin Vogt, man sollte bei allem, was 
uns vielleicht vor der heutigen Debatte und vor dem 
Einbringen des gemeinsamen Antrages hier und da 
getrennt hat, doch das Gemeinsame in den Vorder-
grund stellen, nämlich daß wir zu einer einvernehm-
lichen Entschließung aller Fraktionen dieses Parla-
ments gekommen sind. Ich glaube, liebe Frau Kolle-
gin Vogt, es ist gerade dieses Einvernehmen, das es 
uns erlaubt, der Opfer des Bombenangriffs würdevoll 
zu gedenken und ebenso würdevoll und überzeu-
gend auf die Bevölkerung der Stadt Guernica zuzu-
gehen. Die Bevölkerung der Stadt Guernica und die 
noch lebenden Opfer dieses Bombenangriffs und 
ihre Nachkommen würden sich nicht über eine ge-
spaltene Haltung auf deutscher Seite freuen. Sie 
freuen sich, wenn wir im Deutschen Bundestag ein-
vernehmlich zu einer gemeinsamen Position kom-
men. 

Unser historisches Erbe kann nicht nach Gutdün-
ken und Belieben in gut und schlecht aufgespaltet 
werden, sondern wir müssen es annehmen, wie es 
ist, und daraus die richtigen Lehren ziehen. Wir kön-
nen nicht belastende Teile ausklammern und uns 
schwierigen Verpflichtungen entziehen. Diese Er-
kenntnis machen wir uns im Deutschen Bundestag 
gemeinsam zu eigen, wenn wir uns gemeinsam 
heute mit diesem zu verabschiedenden Antrag hinter 
die Erklärung des Bundespräsidenten anläßlich des 
60. Jahrestages der Bombardierung Guernicas im 
April des vergangenen Jahres stellen. 

Es ist immer eine gute Tradition dieses Hauses ge-
wesen, verehrte Frau Kollegin Vogt, daß wir uns bei 
wichtigen historischen Anlässen hinter treffende Er-
klärungen unserer Bundespräsidenten gestellt ha-
ben. Dieses Vorgehen kleinzureden und auch ein 
Stück herabzuwürdigen, indem man sagt, das Parla-
ment sei nicht fähig, eigene Worte zu finden, und 
verstecke sich hinter dem Bundespräsidenten, ist ein 
bißchen billig. Es gibt genug Beispiele, wie sich der 
Deutsche Bundestag anläßlich schwieriger Gedenk-
tage die Gedanken, Reden und trefflichen Worte 
deutscher Bundespräsidenten zu eigen gemacht hat. 

Liebe Frau Kollegin Vogt, auch das hat mir in Ihrer 
Rede nicht gefallen: Sie tun so, als bleibe es nur bei 
Worten und als gebe es unwürdiges Gezerre im Hin- 
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blick auf symbolische Taten. Nach der mir vorliegen-
den Erkenntnis und nach den mir vorliegenden Infor-
mationen hat es eine Übereinstimmung zwischen 
den Verantwortlichen der Stadt Guernica und der 
Bundesregierung, in diesem Fall dem Auswärtigen 
Amt, im Hinblick auf die Förderung einer Sportan-
lage gegeben. 

Frau Kollegin Schwaetzer wird nachher noch dar-
über berichten, weil sie - was auch ich für sehr gut 
halte - im Vorfeld der heutigen Debatte mit der 
deutsch-spanischen Parlamentariergruppe des Bun-
destages vor Ort gewesen ist. Sie hat damit ein Zei-
chen gesetzt und hat deutlich gemacht, daß wir es 
nicht bei Worten - wie heute in Form einer Entschlie-
ßung - belassen dürfen, sondern wir müssen auch 
bereit sein, Kooperationsprojekte, die in die Zukunft 
weisen, in Guernica zu verwirklichen. 

Lassen Sie mich noch ein letztes Wort sagen. Über 
deutsche Soldaten und insbesondere über die Rolle 
der deutschen Wehrmacht wurde und wird bis jetzt 
gestritten, teils mit berechtigten Vorwürfen und hi-
storischen Feststellungen und Fakten, an denen nie-
mand vorbeikommt, teils aber auch mit pauschalie-
render Darstellung, die den Tatsachen und vor allem 
auch den menschlichen Einzelschicksalen nicht ge-
recht wird. Ich halte es für gut und richtig, daß sich 
der gemeinsame Antrag, den wir heute debattieren, 
einer einseitigen und verzerrten Darstellung deut-
scher Soldaten, auch der Soldaten in der Legion 
Condor, enthält. 

In einem Punkt stimme ich Ihnen zu, Frau Kollegin 
Vogt: Es hat jetzt wirklich keinen Sinn - dessen sollte 
sich jeder in diesem Land bewußt sein -, hier eine 
unsinnige militär-historische Debatte zu führen. Sie 
ist unsinnig, und sie ist im Hinblick auf ein solches 
Ereignis und das Gedenken daran nicht angemessen. 
Daß der subjektiv als ehrenhaft und als tapfer emp-
fundene Dienst von deutschen Soldaten im Auftrage 
eines verbrecherischen Regimes geschah, das gerade 
in dem Fall der Bombardierung von Guernica das 
Territorium Spaniens während der Zeit des Bürger-
kriegs quasi als eine A rt  Truppenübungsplatz be-
trachtete - so wie auch Sie es beschrieben haben -, 
kennzeichnet ja die besondere Tragik deutscher Sol-
daten. Das gilt auch für die Angehörigen der Legion 
Condor. 

Deshalb begrüße ich es, daß wir diese einvernehm-
liche Resolution, wie wir sie heute hier fassen, nicht 
befrachten und diese Einvernehmlichkeit nicht ein 
Stück zerstören, indem wir hier eine unsinnige, ver-
zerrende, der Tiefe nicht genügende Diskussion an-
gehen. Darum geht es heute auch nicht, sondern die 
Perspektive mit der Annahme des heutigen Antrages 
ist die: Wir wollen der Opfer gedenken und die Opfer 
und ihre Nachkommen bitten, uns die Hand zur Ver-
söhnung zu reichen. Beides wollen wir mit diesem 
Antrag, den wir heute gemeinsam annehmen, zum 
Ausdruck bringen. Deshalb bitte ich Sie namens un-
serer Fraktion um Zustimmung zu diesem Antrag. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  dem Abgeordneten Volker Beck. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das bren-
nende Gue rnica ist zum Symbol des Beginns einer 
Epoche neuer mörderischer Kriegstechnik geworden: 
der gezielte Luftangriff auf Zivilisten, Kinder, Frauen 
und Männer, die am Kriegsgeschehen nicht beteiligt 
sind. 

Guernica erinnert uns an die Beteiligung deutscher 
Soldaten an der Niederwerfung der spanischen Re-
publik und der Unterdrückung des spanischen Vol-
kes durch die Franco-Diktatur. Am Sonntag jährt 
sich diese Bombardierung zum 61. Mal. Der Bundes-
tag entschuldigt sich heute beim baskischen Volk 
und der Gemeinde Gue rnica für den Luftangriff 
von Verbänden der deutschen Legion Condor am 
26. April 1937. 

Der heutigen Entschließung geht eine elfjährige 
parlamentarische Debatte, ein zähes Ringen um die 
geeigneten Worte für diesen Anlaß voraus. Das ist 
eine beschämend lange Zeit für einen längst überfäl-
ligen Schritt. 

Wir verneigen uns heute in Demut vor den Toten. 
Wir entschuldigen uns für die Verbrechen von Hitlers 
Wehrmacht am spanischen und baskischen Volk. 

Wir danken dafür, daß die Gemeinde Guernica er-
kennen ließ, daß sie diese Geste der Versöhnung an-
nehmen wird. 

Wir weisen - das meine ich auch aus Ihren Worten 
herausgehört zu haben - einvernehmlich den Bericht 
des „Kulturweltspiegel" am vergangenen Sonntag 
zurück, der versucht hat, die Verbrechen in Guernica 
zu bagatellisieren und zu relativieren. 

Wir haben, wenn wir diesen Antrag heute verab-
schieden, auch zwei Menschen besonders zu dan-
ken, die diese Entschließung heute überhaupt erst 
möglich gemacht haben. Mit großem Engagement 
hat sich Petra Kelly für die Aussöhnung zwischen 
dem baskischen und deutschen Volk eingesetzt. Der 
Bundestag leistet heute die von ihr 1987 geforderte 
„Verurteilung dieses Verbrechens" und setzt damit 
endlich ein „versöhnendes Zeichen" . Wir haben un-
serer verstorbenen Kollegin für ihr Engagement zur 
Aussöhnung zwischen unseren Völkern viel zu ver-
danken. 

Wir danken aber auch dem Bundespräsidenten 
Roman Herzog, der mit seinem Grußwort vom 
27. März 1997 eine Einigung der Fraktionen des 
Deutschen Bundestages auf einen gemeinsamen 
Text erst ermöglicht hat. Der Bundestag schließt sich 
den Worten der Entschuldigung unseres Präsidenten 
an. 

Aber - das sei noch erlaubt zur Debatte zwischen 
Herrn Koschyk und Frau Vogt zu bemerken - ich 
glaube, ohne das Grußwort des Bundespräsidenten 
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hätten wir abermals nicht zu einem gemeinsamen 
Antrag des Deutschen Bundestages gefunden. 

(Dr. Irmgard Schwaetzer [F.D.P.]: Das 
stimmt!) 

Dies macht den besonderen Verdienst des Präsiden-
ten und seines Engagements deutlich. Er baute die 
Brücke für die Fraktionen, die zueinander führte. 

Ich muß sagen, ich hätte mir schon gewünscht, 
wenn wir ein paar mehr authentische Äußerungen 
des Deutschen Bundestages in den Antrag hineinge-
schrieben hätten. Das war in den Ausschußberatun-
gen nicht möglich. Man kann ja in der Beschlußemp-
fehlung nachlesen, welche anderen Vorschläge 
hierzu auf dem Tisch des Hauses lagen. 

Zur Geschichte dieses Antrages muß man auch sa-
gen, daß wir in seinem Vorfeld, bevor wir ihn als ge-
meinsamen Vorschlag der Oppositionsfraktionen ein-
gebracht haben, den Koalitionsfraktionen eine Mit-
unterzeichnung angeboten hatten, weil es uns von 
Anfang an darum ging, eine gemeinsame Erklärung 
dieses Hauses zustandezubringen. Ich bin froh, daß 
uns das letztendlich nach elf Jahren Beratung nun 
gelungen ist. Ich sehe aber, wie schwer es manchem 
in diesem Hause offensichtlich noch fällt, hier klare 
Worte zu finden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Rolf Kutz

-

mutz [PDS]) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  der Abgeordneten Dr. Irmgard Schwaetzer. 

Dr. Irmgard Schwaetzer (F.D.P.): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Stadt Gue rnica im 
spanischen Baskenland ist auch ein Teil der deut-
schen Geschichte. Die Bombardierung der Stadt 
durch die Legion Condor am 26. Ap ril 1937 im Auf-
trag der deutschen und spanischen Faschisten ist in 
Guernica und glücklicherweise auch anderswo un-
vergessen. Davon konnte ich mich mit einer Delega-
tion des Deutschen Bundestages in der vergangenen 
Woche in Guernica überzeugen. 

Wir müssen, meine Kolleginnen und Kollegen, die 
deutsche Verantwortung annehmen, und ich halte es 
für völlig unerträglich, daß durch eine wiederaufle-
bende Diskussion über den Ablauf und die Verant-
wortlichkeiten der Bombardierung hier etwas relati-
viert werden soll. Dem werden wir uns widersetzen. 

Ganz entscheidend aber - davon konnten wir uns 
bei unserem Besuch überzeugen - für einen Neuan-
fang der Beziehungen mit dieser baskischen Stadt 
war und ist die Versöhnungsbotschaft von Bundes-
präsident Herzog 1997 zum 60. Gedenktag der Bom-
bardierung, in der er ausdrücklich die deutsche 
Schuld an der Bombardierung bekannte. Diese Ver-
söhnungsbotschaft wird in allen Gesprächen in Guer-
nica sehr gewürdigt. Sie hat die Tür zu freundschaft-
lichen Beziehungen mit den Bürgern und Repräsen-
tanten der Stadt geöffnet. 

Deswegen, liebe Kolleginnen und Kollegen, finde 
ich die Formulierung des Antrages, so wie wir ihn 
heute verabschieden, mit der Bezugnahme auf diese 
Versöhnungsbotschaft sehr gut. Ich denke, besser, 
als Bundespräsident Herzog es getan hat, kann man 
die Entschuldigung nicht ausdrücken. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und 
der SPD) 

Guernica ist ein Symbol für die Unterdrückung 
durch den Faschismus. Guernica ist aber auch ein 
Symbol für den Krieg gegen die Zivilbevölkerung. 
Die notwendige Erinnerung an diesen Angriff auf 
unbeteiligte und unschuldige Zivilisten wird in dem 
Bild von Pablo Picasso mit dem Titel „Guernica", in 
dem er die Grauen dieses Krieges unvergeßlich 
macht, wachgehalten. Die Einbeziehung von Zivili-
sten in Kriegshandlungen ist ein Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit. Auch deswegen darf die Erinne-
rung an Guernica nicht verschüttet werden und nicht 
untergehen. Daß sich dies in den heutigen Tagen zu 
einer zynischen Perfektion entwickelt hat, so entwik-
kelt worden ist, wird am Krieg in Bosnien deutlich. 
Auch deswegen ist der entschlossene Widerstand al-
ler Demokraten gegen diese A rt  von Kriegführung 
unverzichtbar. 

Die Erinnerung an die Unterdrückung durch die 
Faschisten wird auch durch das Friedensforschungs-
zentrum Guernica bewirkt, an dem engagierte Spa-
nier und Deutsche Versöhnungsbereitschaft und Ver-
söhnungsfähigkeit in Konflikten zwischen Mehrhei-
ten und Minderheiten stärken. Innerhalb des Zen-
trums ist ein Dokumentarfilm mit Inte rviews von Zeit-
zeugen der Bombardierung entstanden. Es wäre ein 
gutes Zeichen, diesen Film im Deutschen Bundestag 
uns selbst, aber auch unseren Besuchern zugänglich 
zu machen, um einen glaubwürdigen Anfang für 
freundschaftliche Beziehungen zu schaffen. 

Die Bemühungen um Versöhnung mit den Men-
schen in Guernica sind eine lange Geschichte voll 
von Ungeschicklichkeiten auf deutscher Seite. Nach 
dem Beschluß des Deutschen Bundestages von 1988, 
eine Geste des Friedens zu machen, dauerte es fast 
zehn Jahre, bis diese Geste tatsächlich zustande 
kam. Aus einer Ankündigung von 12 Millionen 
D-Mark für ein Berufsbildungszentrum wurden im 
Laufe der Jahre 3 Millionen D-Mark für eine Sport

-halle. Ein wenig Bitterkeit war schon spürbar, als wir 
Abgeordnete die Baustelle der Sporthalle besuchten, 
aber auch die Vorfreude auf die Wettkämpfe, die 
darin ausgetragen werden sollen. 

Zukunftsorientierung machte sich bei allen Reprä-
sentanten in Guernica sehr deutlich bemerkbar. Die 
Städtepartnerschaft mit Pforzheim wurde ausdrück-
lich gewürdigt. Ich denke, wir schulden den Verant-
wortlichen in Guernica auch Dank dafür, daß sie un-
sere Entschuldigung annehmen werden und wollen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Die Delegation der deutsch-spanischen Parlamen-
tariergruppe war die erste offizielle Delegation von 
Repräsentanten des Bundes in Gue rnica. Sie kam 
spät, aber sicherlich nicht zu spät. Der Anfang ist ge-
macht. Beide Seiten haben beim Abschied den 
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Wunsch geäußert, daß dies der Auftakt für viele wei-
tere Besuche und Begegnungen sein sollte. Ich 
denke, dem werden wir Rechnung tragen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU, der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe dem 
Abgeordneten Gerhard Zwerenz das Wo rt . 

Gerhard Zwerenz (PDS): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich habe drei Minuten Zeit, für die 
Gruppe der PDS vorzuschlagen, Beschlußempfeh-
lung und Antrag des Innenausschusses um einen 
Punkt 4 zu ergänzen, in dem nichts anderes als die 
Umbenennung von Kasernen gefordert wird, die im-
mer noch den Namen deutscher Helden der Legion 
Condor tragen. 

Hörte die Bundeswehr und hörte diese Bundes-
republik endlich auf, jene hitlergehorsamen Franco-
Söldner zu ehren, die den unerklärten, illegalen 
Krieg gegen die legale spanische Republik geführt 
haben, so wäre dies das wirklich menschliche Signal. 

Im vorigen April, zum 60. Jahrestag der Stadtver-
nichtung durch deutsche Bomber, ließ Bundespräsi-
dent Herzog in Guernica immerhin eine Entschuldi-
gungsbitte verlesen. Ich finde, das war schon viel zu 
spät. Immerhin ist es geschehen. 

Jetzt will der Bundestag zum 61. Jahrestag nach-
ziehen. Es wird aber nichts Neues geschehen, es 
wird nichts geschehen, was wirklich zählt. Längst 
Versprochenes wird nicht gehalten. Selbst die ent-
schuldigenden Worte kommen nur zögerlich. Denn 
in diesem Lande zählen immer noch die Mölders, 
Rommel und Heusinger - egal, ob sie nun in Spanien, 
Afrika oder Rußland ihrem Führer beim Blutvergie-
ßen gehorsam zur Hand gingen - mehr als die ande-
ren, die dagegen Widerstand geleistet haben. 

In der vorjährigen Guernica-Debatte sagte ich von 
dieser Stelle aus: 

Von Hemingway über Arthur Koestler, von Alfred 
Kantorowicz bis George Orwell und André Mal-
raux gab es überall internationale Kulturleute, 
die für die Republik und gegen Franco gekämpft 
haben. 

Ich meine, das wären alles beste Namen und beste 
Adressen für unsere Kasernen und Straßen, und es 
wäre ein Beginn der vielbeschworenen Europäisie-
rung und Universalität an Stelle des nationalsoziali-
stischen deutschen Sonderweges gegen Europa und 
gegen die ganze Welt. 

Ich finde es beschämend, daß es in diesem Hause 
einen irren, zähen Zustand gibt, der dazu geführt 
hat, daß man so lange um eine solche Erklärung hat 
ringen müssen. Ich meine, man hätte die Zivilcou-
rage aufbringen müssen, wenigstens in diesem Jahr 
in eindeutigeren Worten zu sprechen, als es jetzt ge-
schehen ist. Vor allen Dingen hätte etwas geschehen 
müssen. 

Wer Guernica oder Dresden sagt, muß wissen, daß 
es dazwischen eine Verbindungslinie gibt. Dies wa-
ren die Anfangsbomben und die Endvernichtung mit 
der massiven Stadtvernichtung. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  dem Staatsminister im Auswärtigen Amt, Hel-
mut Schäfer. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Es fällt mir schwer - insbesondere nach 
den Ausführungen von Frau Vogt, die ja erst seit die-
ser Legislaturperiode dem Bundestag angehört, - - 

(Ute Vogt [Pforzheim] [SPD]: Ich komme 
aber aus Pforzheim, ich kenne die 

Geschichte!) 

- Die Geschichte kennen Sie nicht. Sonst hätten Sie 
das, was Sie gesagt haben, nicht gesagt. Ich kenne 
sie besser. Ich war von Anfang an dabei. 

Sie sollten bitte nicht den Versuch unternehmen, 
so zu tun, als hätte es einen Streit gegeben, als hätten 
wir uns nicht über den Text einer Erklärung zu Guer-
nica einigen können. Ich sage das für alle Fraktionen, 
die seit Jahren an den Gesprächen im Auswärtigen 
Ausschuß beteiligt waren. Sie müssen es nur nach-
prüfen. Sie müssen es nachlesen. Sie müssen die 
Bundestagsprotokolle zur Kenntnis nehmen. Alle 
Fraktionen waren sich in der Verurteilung dessen, 
was in Guernica geschehen ist, einig. Es ging immer 
nur um die Frage: Was sollen wir als Geste der Ver-
söhnung dort  tun? 

Es hat jahrelang den Vorschlag eines Denkmals 
gegeben. Das finde ich in Parallele zu dem, was zur 
Zeit in Berlin diskutiert wird, sehr interessant. Die 
Beliebigkeit dieses Denkmals war so groß, daß erst, 
nachdem bekanntgeworden war, daß es vorher schon 
mehreren deutschen Städten zu völlig anderen 
Zwecken angeboten worden war - ich habe damals 
selbst im Auswärtigen Ausschuß darüber berichtet -, 
alle gesagt haben: So können wir es natürlich nicht 
machen. Zunächst war es für einen öffentlichen Platz 
in München angeboten worden, dann mehreren 
deutschen Städten zu verschiedensten Anlässen. 
Nachdem es niemand genommen hat, hätte man es 
gerne nach Guernica verkauft. 

Weil aber die Aussage des Denkmals auf Grund 
der Ausführung als Beispiel moderner Kunst sehr be-
liebig war, haben wir davon abgesehen. Darum ging 
der Streit. Es war nicht so, daß die eine Seite der Auf-
fassung war, daß das, was in Guernica geschehen 
war, schrecklich sei, und die andere Seite versucht 
habe, das abzuschwächen. Es ging immer um die 
Frage, in welcher Weise wir, Bundestag und Bundes-
regierung, gemeinsam etwas für die Menschen in 
Guernica tun können. 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Die Frage der Schuld war schon 
strittig! Ich kann Ihnen die Protokolle zei

-

gen!) 
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Das hat allerdings lange gedauert. Ich kenne die De-
batten darüber. Herr Kollege Lippelt und andere 
mehr waren dabei. 

Wir wissen ganz genau, daß es nach dieser unsäg-
lichen Denkmalgeschichte, die sich Jahre hinge-
schleppt hat, andere Vorschläge gegeben hat, die 
hier vom Bundestag nicht ganz getragen werden 
konnten. Ich nenne zum Beispiel das Berufsbildungs-
zentrum. Wir haben uns dann mit dem früheren Bür-
germeister geeinigt. Ich selbst habe schon vor Jahren 
in Madrid beim Besuch des früheren Bundespräsi-
denten mit dem Bürgermeister Gespräche geführt. 
Deshalb ärgere ich mich natürlich, wenn hier so ge-
tan wird, als sei das alles jetzt erst erkannt worden. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Wir 
sind jetzt erst zu einem Ergebnis gekom

-

men! Darum geht es!) 

Wir haben uns wirklich bemüht. Sie wissen, was da-
bei herausgekommen ist und daß das Gott sei Dank 
auch in Guernica geschätzt wird. 

Ich bin sehr dankbar, daß Frau Schwaetzer, die ja 
bei der Bundestagsdelegation dabei war, gesagt hat, 
daß sich die Menschen dort  freuen, daß dieses Bau-
werk zustande kommt, das sicher nicht allen 
ursprünglichen Erwartungen ganz entsprochen hat. 
Es wurde aber schließlich noch einvernehmlich vom 
Deutschen Bundestag, von allen Fraktionen, be-
schlossen, als eine Geste gegenüber Gue rnica eine 
Sportstätte zu errichten, in der die baskische Jugend 
trainieren kann. Ich halte das für sehr viel sinnvoller, 
als wenn hier wieder einmal irgendeines der Monu-
mente hingestellt worden wäre, die nach einigen 
Jahren verrosten und von denen die Bevölkerung 
nichts gehabt hätte. Mir hat der frühere Bürgermei-
ster von Gue rnica selbst gesagt - auch das müssen 
wir zur Kenntnis nehmen -, daß ein solches Ge-
schenk Sinn machen müsse. 

Sie sollten jetzt bitte nicht moralisch so tun, als hät-
ten Sie erst bei Ihrem Einzug in den Deutschen Bun-
destag dieses Problem entdeckt. Das ist einfach nicht 
wahr. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das 
hat doch niemand gesagt!) 

Ich muß Ihnen das in aller Deutlichkeit sagen, weil 
ich mich ärgere. Ich habe schon vor vielen Jahren 
kontrovers mit Frau Kelly über dieses Thema disku-
tiert. Ich rede heute mindestens zum zehntenmal 
dazu. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Aber 
Sie sind nicht zu Rande gekommen!) 

Ich verwahre mich gegen diesen moralisch Ansatz, 
der hier ins Spiel gebracht wird, die Verurteilungen 
und den Hochmut, der hier zum Ausdruck kommt. 

Wir sind uns alle einig gewesen und sind es auch 
heute. Ich begrüße im Namen der Bundesregierung 
diese Entschließung und sage ausdrücklich, daß wir 
auch dem Wunsch des Bundestages entsprechen, 
den Text dieser Entschließung nach Guernica zu 
übermitteln. Ich begrüße das. Wir sind uns einig. Ma-
chen Sie hier bitte nicht den Versuch, uns hier aus

-

einanderzudividieren. Das entspricht nicht der Reali-
tät. Wir haben lediglich lange Zeit gebraucht - das ist 
richtig; das gebe ich zu -, um das Richtige für Guer-
nica zu finden, das den Menschen dienen soll. Es 
wird im nächsten Jahr in feierlicher Form eingeweiht 
werden. 

Ich glaube, daß die Versöhnung zwischen Deut-
schen und Spaniern, zwischen Deutschen und Bas-
ken - die übrigens ein Teil des spanischen Volks 
sind; ich würde sie, Herr Kollege Beck, nicht in zwei 
verschiedene Völker trennen - weit vorangeschritten 
ist und daß wir uns mit den Spaniern, mit den Basken 
seit vielen Jahren in großem Einvernehmen befin-
den. 

Wir haben hier auch eine Debatte über ein anderes 
Denkmal in Spanien, das Walter Benjamin betrifft, 
geführt. Auch da gab es manche Kontroversen. Ich 
glaube nicht, daß es darum ging - ich darf das hier 
noch einmal ausdrücklich betonen -, daß zwischen 
der Koalition und der Opposition Gegensätze in der 
Beurteilung bestehen. 

Herr Beck, Sie haben völlig recht mit dem, was Sie 
hier gesagt haben; ich kann das nur deutlich unter-
streichen: Mit Guernica hat eine gräßliche Entwick-
lung eingesetzt. Es war der schlimme Anfang einer 
Ereigniskette, die sich in fürchterlichster Weise - das 
Beispiel Dresden ist von Herrn Zwerenz genannt 
worden - in diesem letzten Krieg in Europa noch ge-
steigert hat. Wir alle können nur hoffen, daß sich sol-
che Ereignisse nicht mehr wiederholen werden. 

Wir sollten in diesem Haus gemeinsam dazu beitra-
gen, mit dieser Entschließung einen Akt der Versöh-
nung mit Spanien zu setzen, statt uns, wie es hier ver-
sucht worden ist, gegenseitig Schuld zuzuschieben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Damit schließe 
ich die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß-
empfehlung des Innenausschusses zum Antrag der 
Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und SPD zum 
60. Jahrestag der Bombardierung von Guernica/Ger-
nika auf Drucksache 13/9468. Der Ausschuß emp-
fiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/7509 in der 
Ausschußfassung anzunehmen. 

Wir stimmen zunächst über einen Änderungsan-
trag der Gruppe der PDS auf Drucksache 13/10494 
ab. Wer dem Änderungsantrag der Gruppe der PDS 
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. - Die 
Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Dann stelle ich 
fest, daß der Änderungsantrag der Gruppe der PDS 
mit den Stimmen der Gruppe der PDS und der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen bei Stimmenthaltung 
der Fraktion der SPD gegen die Stimmen der Koali-
tion angenommen worden ist. 

Dann kommen wir zur Abstimmung über die Be-
schlußempfehlung des Ausschusses. Wer der Be-
schlußempfehlung des Ausschusses in der soeben 
festgestellten geänderten Fassung zustimmt, den 
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bitte ich um das Handzeichen. - Die Gegenprobe! - 
Stimmenthaltungen? - Dann stelle ich fest, daß die 
Beschlußempfehlung in der geänderten Fassung mit 
den Stimmen des Hauses bei einer Gegenstimme aus 
der Fraktion der CDU/CSU angenommen worden ist. 

Dann rufe ich Tagesordnungspunkt 13 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Ursu-
la Schönberger, Steffi Lemke und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Verfehlte Endlagerpolitik in Morsleben und 
beim Schacht KONRAD beenden 
- Drucksache 13/10305 

—Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen, wo-
bei die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fünf Minu-
ten erhalten soll. - Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und gebe der Abgeord-
neten Steffi Lemke das Wo rt . 

Steffi Lemke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ver-
ehrter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kol-
legen! Am kommenden Sonntag jährt sich zum 
zwölftenmal das Reaktorunglück von Tschernobyl. 
Es hatte in der Geschichte der Atomenergienutzung 
bis zu diesem Zeitpunkt verschiedene Reaktorkata-
strophen gegeben, so in Sellafield 1957 und in Har-
risburg  1978. Aber in Tschernobyl hat sich eine Kata-
strophe ereignet, deren Folgen weltweit spürbar wa-
ren und noch heute sind. Kinder und erwachsene 
Menschen leiden an den Folgen dieser Katastrophe. 
Tschernobyl ist inzwischen zum Synonym für die zi-
vile Atomenergienutzung geworden. Verschiedene 
Länder sind seitdem aus der Atomenergienutzung 
ausgestiegen; einige sind erst gar nicht eingestiegen. 
Bitter ist allerdings, daß sich in Deutschland, wo eine 
Mehrheit der Bevölkerung die Atomenergie ablehnt, 
die Bundesregierung auf eine massive Lobbypolitik 
für die Atomenergie versteift. 

Ich denke, der Jahrestag der Katastrophe von 
Tschernobyl ist Anlaß, Bilanz zu ziehen. Da gibt es in 
meinen Augen in diesem Jahr durchaus hoffnungs-
voll stimmende Zeichen. Das Urteil des Bundesver-
waltungsgerichtes zu Mülheim-Kärlich ist zwar 
nicht der Einstieg in den Ausstieg, aber in zweierlei 
Hinsicht doch sehr bedeutsam: Erstmals hat ein Ge-
richt sich nicht mehr darauf beschränkt, die ökonomi-
schen Interessen der Energieversorger über alle an-
deren Interessen zu stellen. Zweitens gab dieses Ge-
richtsurteil das deutliche Signal an die Landesregie-
rungen und die Bundesregierung: Nicht nur, wenn 
den Anliegen der Atomlobby zu langsam gefolgt 
wird, sondern auch, wenn ihnen zu willfäh rig nach-
gekommen wird, kann es zu schmerzhaften Scha-
densersatzansprüchen kommen. Die Schadensersatz-
forderungen des RWE an das Land Rheinland-Pfalz  

in Milliardenhöhe hat das Land seinem damaligen 
Ministerpräsidenten Helmut Kohl zu verdanken. 

Auch die friedlichen Proteste gegen die Castor-
Transporte stimmen mich optimistisch. Sie sind Aus-
druck dafür, daß es in der Bevölkerung - sei es im 
Wendland, im Münsterland oder sonstwo - keine Zu-
stimmung zur Atompolitik der Bundesregierung gibt. 
Diese unfinanzierbare und von der Bevölkerung ab-
gelehnte Politik muß endlich beendet werden. Damit 
würde dann der Weg freigemacht, um mit der strah-
lenden Hinterlassenschaft der Atomenergienutzung 
in Deutschland verantwortungsvoll umzugehen. 

Selbst diese Bundesregierung hätte wenigstens ei-
nen sensiblen und besonnenen Umgang mit der 
Atomenergienutzung aus der Tschernobyl-Katastro-
phe lernen können. Selbst diese Bundesregierung 
hätte nach der Tschernobyl-Katastrophe die Gefah-
ren, die diese Nutzung mit sich bringt, ernst nehmen 
können, anstatt Ignoranz und Desinformation zur 
Leitlinie der Politik zu machen. 

(Rolf Köhne [PDS]: Hat sie aber nicht 
getan!) 

- Genau. - Statt dessen spottet die Endlagerpolitik 
der Bundesregierung gerade im Fall Morsleben jeder 
Beschreibung. Um das marode Endlager möglichst 
lange weiterzubetreiben, wurde die DDR-Genehmi-
gung von der CDU übernommen und ausgeweitet. 
Nicht einmal der Einigungsvertrag ist vor Kanzler 
Kohl und seiner Truppe sicher. 

Zum Endlager Morsleben gibt es eine Vielzahl von 
Warnungen aus den Reihen kritischer Wissenschaft-
ler und auch von Fachleuten, die der Bund beschäf-
tigt, beispielsweise von Professor Herrmann und von 
der Bundesanstalt für Geowissenschaften und Roh-
stoffe. Sie warnen vor einem möglichen Wasserein-
tritt in die Grube und vor der mangelnden Standsi-
cherheit. Ich kann nicht nachvollziehen, wie man 
nach den bisherigen Erfahrungen mit der Atomener-
gienutzung derart  ignorant mit Sicherheitsbedenken 
umgehen kann. 

Die Landesregierung Sachsen-Anhalts hat im Ge-
gensatz dazu die Sicherheit der Menschen zur ober-
sten Priorität gemacht. Umweltministerin Heidecke 
hat die Schwachpunkte der Atommüllagerung in 
Morsleben systema tisch in die öffentliche Diskussion 
gebracht. 

Bundesumweltministerin Merkel mußte das Plan-
feststellungsverfahren zu Morsleben inzwischen auf 
Stillegung beschränken. Dies ist das direkte Einge-
ständnis der fehlenden Langzeitsicherheit von Mors-
leben, die von uns auch hier immer wieder kritisiert 
worden ist. Die Konsequenz des Einlagerungsstopps 
hat Frau Merkel allerdings nicht gezogen. Ich denke, 
sie wird dies auch nicht tun, weil Morsleben seinen 
entsprechenden Deckungsbeitrag in wi rtschaftlicher 
Hinsicht bringen muß. 

Der geplanten Verlängerung der Betriebsgenehmi-
gung bis zum Jahre 2005 werden Bündnis 90/Die 
Grünen und die Landesregierung Sachsen-Anhalt 
weiterhin entschieden entgegentreten. Die Verfas-
sungsklage Sachsen-Anhalts gegen die Atomgesetz- 
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novelle wird der Atommüllkippe Morsleben die Ge-
schäftsgrundlage entziehen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  dem Parlamentarischen Staatssekretär Walter 
Hirche. 

Walter Hirche, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Wir haben hier einen Antrag vorliegen, der in glei-
cher Weise schon mehrere Male gestellt worden ist. 
Er enthält eine Fülle unzutreffender Behauptungen, 
die Punkt für Punkt widerlegt worden sind. 

Als ein Beispiel dafür gehe ich auf die von Frau 
Lemke erwähnte Langzeitsicherheit ein. Der Nach-
weis der Langzeitsicherheit wird im Rahmen des 
Planfeststellungsverfahrens geführt. Wir müssen sie 
im einzelnen nachweisen. 

Sie haben entgegen dem, was von der Ministerin 
angekündigt worden ist, gesagt, es sei ein Ausweg, 
die Planfeststellung auf eine Stillegung zu beschrän-
ken. Das stimmt nicht: Die Stillegung ist unser klares 
Ziel. Wir sind bereit, ungeklärte Punkte klarzustel-
len. 

Interessant fand ich, daß Sie einen Unterschied 
zwischen den Reihen kritischer Wissenschaftler und 
den Fachleuten aus den Behörden des Bundes ge-
macht haben. Das muß man sich einmal auf der 
Zunge zergehen lassen - auch um für die Zukunft zu 
argumentieren. Es liegen keinerlei Sicherheitsdefi-
zite oder bedenkliche Mängel vor, die zur Einstellung 
des Betriebes in Morsleben führen könnten. Mein 
Eindruck ist eher, daß dieser Antrag im Hinblick auf 
den nächsten Sonntag gestellt worden ist, um eine 
öffentliche Debatte zu führen. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Sie 
müssen doch zugeben, daß da Sicherheits

-

mängel relevant sind! Schönreden hilft doch 
auch nicht!) 

- Herr Schmidt, über die Frage der Sicherheitsmän-
gel usw. wird im Rahmen eines laufenden Verfahrens 
diskutiert. Da spielt es keine Rolle, daß im Bundestag 
von den Grünen falsche Behauptungen aufgestellt 
werden. Wir sind verpflichtet, den Nachweis in ei-
nem ordentlichen Verfahren zu führen. 

Ich finde es erstaunlich, daß - und mag es im Zu-
sammenhang mit Mülheim-Kärlich sein - die Grünen 
jetzt die Unabhängigkeit der Gerichte betonen. Es 
hat von seiten der Grünen viele verzweifelte Bemü-
hungen gegeben, die Transporte in die Zwischenla-
ger zu verhindern oder die Lager für nicht rechtmä-
ßig zu erklären. Die unabhängigen Gerichte haben 
aber klar bestätigt, daß das, was dort getan worden 
ist, in Ordnung ist. 

Ich glaube, man muß sagen: Hier wird Panikmache 
betrieben. Es gibt keinen objektiv begründeten An

-

laß, die Sicherheit der Bevölkerung und den Schutz 
der Umwelt in Zweifel zu ziehen. 

Gott sei Dank finden zu diesem Thema Diskussio-
nen von Experten statt; denn alle Hinweise, die im 
Zusammenhang mit weiteren Untersuchungen auf-
tauchen, geben Anlaß zur Diskussion. Ich finde, man 
sollte einer Demokratie und einem transparenten 
Prozeß nicht zum Vorwurf machen, daß Diskussionen 
stattfinden. Wir sind bereit, zu jedem der vorgebrach-
ten Punkte eine Diskussion zu führen - notfalls auch 
in breiter Öffentlichkeit und unter Heranziehung der 
sogenannten kritischen Wissenschaftler. 

Ich darf eine Abschlußbemerkung zum Thema 
Konrad machen, weil das ja auch im Antrag ange-
führt worden war. Hier liegt der Nachweis der Lang-
zeitsicherheit vor. Ich freue mich auch, daß die nie-
dersächsische Planfeststellungsbehörde inzwischen 
in Presseverlautbarungen angekündigt hat, daß sie 
das Planfeststellungsverfahren Endlager Schacht 
Konrad alsbald abschließen werde. Dies ist nach Auf-
fassung der Bundesregierung kurzfristig möglich. 

Wir brauchen dieses Endlager, weil wir die Ab-
fälle, die für dieses Endlager vorgesehen sind, eben 
auch unterbringen müssen. Das ist völlig zu trennen 
von der Frage der hochaktiven Abfälle, also vom 
Thema Endlager in Gorleben. 

Ich stelle fest, daß der Antrag insgesamt - aus Ihrer 
Sicht verständlich - das Ziel verfolgt, die Frage der 
Endlagerung radioaktiver Abfälle offenzuhalten. 
Aber ich darf hier auch sagen: Es gibt, glaube ich, 
kaum ein Land auf der Erde, in dem es - berechtig-
terweise - eine solche öffentliche Diskussion über Si-
cherheitsfragen gibt und in dem man sich insbeson-
dere um die Sicherheit der Kernkraftwerke so sehr 
kümmert; es gibt weltweit insgesamt noch ungefähr 
450 Kernkraftwerke. 

Die Bundesregierung hält nicht nur aus klimapoli-
tischen Gründen, sondern insbesondere auch aus Si-
cherheitsüberlegungen an der Kernenergie fest, weil 
wir denken: Wer in Deutschland aus der Kernenergie 
aussteigen will, klinkt sich aus dem Prozeß der inter-
nationalen Sicherheitsdiskussion aus. Das wäre al-
lerdings verheerend. Die Unfälle, die passiert sind, 
geben natürlich Anlaß, Sicherheitsfragen überall die 
höchste Aufmerksamkeit zu schenken. Unsere Ex-
perten sind in die Diskussion eingeschaltet. Ich 
möchte, daß wir auch in Zukunft eingeschaltet blei-
ben; denn die Probleme, die sich hier stellen, machen 
nicht an nationalen Grenzen halt. Deswegen müssen 
wir uns auch weiter mit dem Thema beschäftigen. 

Der Antrag, der hier vorliegt, enthält keine neuen 
Argumente. Er wärmt Altes, das längst widerlegt 
worden ist, auf. Deswegen werden wir dafür plädie-
ren, diesen Antrag in den Ausschüssen zurückzuwei-
sen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  dem Abgeordneten Michael Müller. 
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Michael Müller (Düsseldorf) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Es ist sicherlich richtig, 
daß die Auseinandersetzung um Morsleben und 
auch um den Schacht Konrad in den Zusammenhang 
mit der Energiepolitik und speziell der Atomenergie 
gehört. Trotzdem halte ich es nicht für richtig, diesen 
Streit hier zu wiederholen, wiewohl es natürlich zwei 
Tage vor dem 12. Jahrestag von Tschernobyl in be-
sonderer Weise reizt, diese Diskussion wieder aufzu-
greifen. 

Ich glaube, wir sollten uns hier insbesondere auf 
Morsleben konzentrieren, weil ich im Namen der 
SPD-Fraktion sehr wohl die Kritik teile, daß man hier 
auf äußerst problematische Weise das DDR-Recht ge-
nutzt hat, um im Grunde genommen andere Interes-
sen, nämlich die Interessen der Atomenergie, durch-
zusetzen. Ich finde, das war kein Beitrag zur deut-
schen Verständigung. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Das ist der eigentliche Punkt. Man muß wissen: In 
der DDR-Zeit ist die Betriebsgenehmigung 1986 bis 
zum 30. Juni 2000 erteilt worden, und dies unter Be-
dingungen, unter denen wir in Westdeutschland zu 
jener Zeit ein Endlager wohl kaum genehmigt hät-
ten. Hier hatten Sie keine Hemmungen, das DDR-
Recht zu übernehmen. Ich halte dies für einen pro-
blematischen Vorgang. 

Nun haben wir durch die Art  und Weise des Ver-
fahrens den Eindruck, daß das Ende nicht - wie es im 
Einigungsvertrag steht - im Jahre 2000 ist, sondern 
sehr viel später. Nach Presseberichten haben wir lei-
der auch feststellen müssen, daß es auf die konkrete 
Frage an Frau Merkel, ob sie nach dem Jahr 2000 
noch einlagern lassen wolle, keine konkrete Antwort 
gibt. 

Wir stellen nur fest: Die Bundesregierung beab-
sichtigt, im Jahre 2000 das Stillegungsverfahren zu 
eröffnen bzw. hat die Vorbereitungen dazu getroffen. 
Aber was heißt das konkret? Das wissen wir bis heute 
nicht. Abgesehen davon sehen wir die Verlängerung 
bis zum Jahr 2000 schon als problematisch an. Wir 
hätten eigentlich erwartet, daß nach 1990 ein Verfah-
ren in Gang gesetzt worden wäre und daß dann im 
Jahre 2000 - wenn man schon die Rechtsposition ver-
tritt - Schluß wäre, nicht erst im Jahre 2005. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und der PDS) 

Wir kommen zu dem Fazit: Sie haben nichts ande-
res getan, als Morsleben zum atomrechtlichen Billig-
tarif zu benutzen. Sie haben damit keinen Beitrag zur 
Verständigung geleistet. Im Gegenteil: Sie bleiben 
aus unserer Sicht hinter den bundesdeutschen Si-
cherheitsstandards zurück. 

Deshalb bitten wir Sie - auch um einen Beitrag zur 
Sicherheit und zur Verständigung zu leisten -, a lles 
dafür zu tun, daß im Jahre 2000 wirklich Schluß ist. 
Wir möchten, daß so schnell wie möglich Schluß ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort dem Abgeordneten Kurt-Dieter Gri ll . 

Ku rt-Dieter Grill (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Mül-
ler, es ist schon interessant, Ihren Einlassungen zuzu-
hören, wenn man im Hinterkopf hat, daß der Kanzler-
kandidat der SPD Morsleben für nutzbar hält und 
wenn man zur Kenntnis nimmt, daß sich auch die So-
zialdemokraten in Sachsen-Anhalt aus dem Streit, 
den Frau Heidecke inszeniert hat, eher heraushalten. 

Ich weise den Vorwurf der Nutzung des DDR-
Rechts bzw. der Verbiegung des Einigungsvertrages, 
wie Frau Lemke ihn hier erhoben hat, schon deswe-
gen zurück, weil die Juristen von Frau Heidecke in 
bezug auf Hettstedt bzw. Teich 10 und die Probleme, 
die in diesem Zusammenhang aufgetaucht sind, in 
der juristischen Variante der Politik genau das tun, 
was Sie der Bundesregierung hier vorwerfen. Ich 
wäre an Ihrer Stelle mit dem Vorwurf bezüglich Eini-
gungsvertrag und DDR-Recht sehr vorsichtig, da die 
Juristen von Frau Heidecke im Namen der SPD-ge-
führten Landesregierung in Sachsen-Anhalt am 
Teich 10 just dieses Recht anwenden. Sie brauchen 
das nicht zu bestreiten; ich kann Ihnen die Richtig-
keit meiner Aussage nachweisen. Die Unterlagen da-
für sind vorhanden. Sie sollten sich an die Fakten 
halten. 

Es ist eigentlich vollkommen uninteressant, sich 
mit der Frage auseinanderzusetzen, ob Ihr Antrag, 
Frau Lemke, einer sachlichen Prüfung standhält. Er 
tut es nicht, weil er gegenüber der Außenwelt im 
Grunde genommen den Eindruck erweckt, daß mit 
den Grünen ein Ausstieg aus der Kernenergie und 
aus der nuklearen Entsorgung möglich wäre. 
Freundlicherweise übersehen Sie, daß Sie die Ant-
wort  darauf, was Sie an Stelle der Politik der gegen-
wärtigen Bundesregierung machen würden, schuldig 
bleiben. Daß Sie in Ihren eigenen Reihen mittlerweile 
an dem, was Sie eigentlich machen können, erhebli-
che Zweifel haben, wird durch zwei Dinge deutlich: 

Erstens. Ihre Kollegin Frau Schönberger hat in ei-
ner Presseerklärung Anfang dieses Jahres selber dar-
auf hingewiesen, daß sich die Programmatik der Grü-
nen derjenigen der SPD annähert: Ausstieg „light"  - 
also  das Ziel eines Ausstieges innerhalb von 25 oder 
30 Jahren, wie Gerhard Schröder es formuliert hat. 

Zweitens. Das, worauf ich hinweisen möchte, läßt 
sich an dem Papier festmachen, das der grüne Staats-
sekretär aus Hessen, Herr Baake, jetzt vorgelegt hat. 
Herr Baake selbst spricht im Zusammenhang mit den 
Ausstiegsvorstellungen der Grünen davon, daß Sie 
Hunderttausende von Arbeitslosen produzieren, daß 
Sie soziale Brüche produzieren, daß Sie im Grunde 
genommen die bestehenden Anlagen nutzen müssen 
und daß einer der Kernpunkte Ihrer Argumentation, 
das Verbot der Wiederaufbereitung in Frankreich 
oder England - ich habe Ihnen dies gegen Ihre Ein-
wände hier immer wieder vorgehalten -, dazu führen 
würde, daß man in Deutschland mehr Transpo rte be-
wältigen muß. Herr Baake macht in seinem Papier 
und in seinem Vortrag - wie das in der „HAZ" vom 
21. April 1998 beschrieben ist - deutlich, daß die Gril- 
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nen erhebliche Argumentationsschwierigkeiten be-
kommen. 

Mein Fazit ist, daß Ihre Anträge in der Sache keine 
neuen Argumente enthalten, daß sie noch nicht ein-
mal ansatzweise eine Alternative zur gegenwärtigen 
Regierungspolitik darstellen, sondern Sie setzen dar-
auf, daß Ihr Nein statt einer verantwortungsvollen 
Politik ausreichen würde. Genau das ist nicht der 
Fall. Das heißt, daß es sich eigentlich nicht lohnt, mit 
Ihnen in der Sache zu streiten, weil dies der Außen-
welt die politische Botschaft vermitteln würde: Wir 
steigen aus, und mit uns gibt es keine der bestehen-
den Anlagen. 

Mit Formulierungen zu sozial- und umweltverträg-
lichen Lösungen versuchen Sie, Alternativen aufzu-
zeigen, die einer sachlichen Prüfung nicht standhal-
ten. Nicht ich, sondern Herr Baake weist Ihnen nach, 
daß genau dies für Ihre Politik, die Sie gegenüber der 
Außenwelt in Fragen der Kernenergie verkünden, 
zutrifft. 

(Sabine Kaspereit [SPD]: Wir haben jetzt ein 
ganz anderes Thema!)  

- Nein, ich habe überhaupt kein anderes Thema, 
ganz und gar nicht. 

Das Entscheidende ist, daß der politische Gehalt 
des Antrages lautet: Mit uns steigt ihr aus Morsleben 
und Konrad aus. Ich könnte noch weitere Anträge, 
die wir hier gerade erst beraten haben, hinzufügen. 
Das würde dann besagen: Mit uns steigt ihr aus allen 
Anlagen aus, die in Deutschland für die nukleare 
Entsorgung entstanden sind. 

Es ist doch hochinteressant, daß wenige Monate 
vor der Bundestagswahl ausgerechnet ein Staatsse-
kretär aus Hessen den Grünen haargenau nachweist, 
daß ihre Ausstiegspolitik nicht geht und daß es sich 
in bezug auf den gleichzeitigen Ausstieg aus der 
Braunkohleverstromung und der Kernenergie und in 
bezug auf viele andere Dinge mehr, die wir Ihnen ja 
vorgeworfen haben - auch im Zusammenhang mit ei-
nem drohenden Verlust von Arbeitsplätzen -, ge-
nauso verhält, wie wir das behauptet haben. 

Deswegen geht es heute gar nicht um Morsleben 
und Konrad, sondern es geht um die Frage, wie Ihre 
Entsorgungspolitik aussieht. 

(Sabine Kaspereit [SPD]: Wie wollen Sie 
denn in Sachsen-Anhalt agieren?) 

- Die Zwischenrufe von Ihnen machen es nicht bes-
ser. 

Es ist ja ganz interessant, daß Herr Müller hier zum 
Beispiel gar nicht vorgetragen hat, daß er Konrad ab-
lehnt. Zu Konrad haben Sie eigentlich so gut wie 
nichts vorgetragen. Sie, Herr Müller, wissen genauso 
gut wie ich, daß der niedersächsische Ministerpräsi-
dent Konrad für machbar und richtig hält. 

(Sabine Kaspereit [SPD]: Das wird vor allem 
die Sachsen-Anhaltiner interessieren!) 

Deswegen ist eine Diskussion über zwei Punkte 
wichtig. Das eine ist der Vorwurf, den ich zurück-
weise - das wissen auch Sie, daß Sie das nicht bele-

gen können -, wir gingen mit der Sicherheit der 
Menschen leichtfertig um. Das ist eine der üblichen 
Parolen, die Sie ausgeben, die aber einer sachlichen 
Prüfung - Herr Hirche hat darauf hingewiesen - 
nicht standhalten. Vielmehr führen wir eine offene, 
fachlich qualifizierte Diskussion. Bei den Gutachtern, 
die Sie zitieren - bis hin zu Professor Herrmann -, 
handelt es sich um Gutachter, die diese Bundesregie-
rung bestellt hat. Die haben doch nicht Sie bestellt. 
Ich könnte Herrn Köhne, der nach mir spricht, vorle-
sen, wie die DDR damals die Genehmigung für das 
Endlager begründet hat. Nachdem er das gehört hat, 
müßte er eigentlich sitzen bleiben. 

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist doch schizophren, was Sie hier vor

-

tragen!) 

Ich komme zum zweiten Punkt. Meine Damen und 
Herren, es geht in Ihrem Antrag konkret - deswegen 
rede ich auch gar nicht mehr über Sachverhalte, weil 
es sinnlos ist, mit Ihnen darüber zu streiten - um das 
Signal für den Ausstieg. Dieser Ausstieg - das hat 
Herr Baake Ihnen sowohl ausweislich der „Hanno-
verschen Allgemeinen Zeitung" vom 21. April 1998 
als auch in seinem konkreten Papier bewiesen -, so 
wie Sie ihn dem Publikum, den Wählerinnen und 
Wählern dieses Landes, auch denen in Sachsen-An-
halt, versprechen, geht nicht. Sie versprechen eine 
Politik, die Sie dann hinterher nicht machen können. 
Sie sollten vor dem 27. September in Deutschland 
schon klarmachen, wie eigentlich Ihre nukleare Ent-
sorgungspolitik aussieht. Ich sage Ihnen voraus: Sie 
werden im Falle eines Sieges vieles von dem nutzen, 
was Sie bis dahin in diesem Hause abgelehnt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Sabine  Kaspereit [SPD]: Ob das mit Herrn 

Bergner abgesprochen worden ist?) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  dem Abgeordneten Professor Dr. Rainer Ortleb. 

Dr. Rainer Ortleb (F.D.P.): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Ich habe während 
dieser Debatte bisher sorgfältig die Uhr im Auge be-
halten und habe festgestellt, daß sich alle Kollegen 
bemüht haben, sich in dieser Angelegenheit, über 
die wir schon mehrfach diskutiert haben, kurz zu fas-
sen. Ich werde versuchen, mich dem anzuschließen. 
Ich werde nichts wesentlich anderes als das sagen, 
was ich am 30. November 1995 zu diesem Thema 
ausgeführt habe. 

Wir sind uns darüber im klaren, daß es in erster Li-
nie um die Frage geht: Kann es Endlager geben oder 
nicht? Ob es nun um Konrad oder Morsleben geht: Es 
handelt sich um die gleiche philosophische Grund-
einstellung. Es dreht sich einfach um die Frage: Kön-
nen wir solche Endlager wollen oder nicht? Nun ge-
stehe ich Ihnen - das deckt sich mit dem, was ich vor 
zweieinhalb Jahren gesagt habe -: Ich gehöre nicht 
zu denen, die Kernenergie unbedingt nicht wollen, 
sondern ich gehöre zu denen, die sie bedingt befür-
worten. Das liegt möglicherweise daran, daß ich ei-
nen einschlägigen Beruf habe und demzufolge ver-
suche, mit einer gewissen Sorgfalt an  diese Dinge 
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heranzugehen. Mich hat durchaus bewegt, was Kol-
legin Lemke gesagt hat, nämlich Tschernobyl müsse 
uns allen Mahnung sein. 

Meine Damen und Herren, ich bin, wenn ich das 
so lax sagen darf, mit sowjetischer Technik und auch 
mit ihrer Handhabung einigermaßen vertraut. Ich 
habe mit sowjetischen Rechenanlagen, mit sowjeti-
schen physikalischen Geräten zu tun gehabt. Es ist 
eine Tragik dieses für meine Begriffe auch großen 
Volkes, der Russen, daß sie 70 Jahre unter anderen 
Bedingungen gelebt haben und daß deswegen man-
ches ein bißchen lax gehandhabt wurde. Deswegen 
kann man Tschernobyl nicht mit Deutschland ver-
gleichen. 

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Tschernobyl ist doch kein technisches Pro

-

blem gewesen!) 

Wer das tut, stellt eine falsche Behauptung auf. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich will mein Verspre-
chen einhalten; bitte lesen Sie nach, was ich am be-
wußten 30. November 1995 gesagt habe. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Wir schicken es Ihnen zu!) 

Das könnte ich heute, geringfügig variiert, wiederho-
len. Ich ändere da meine Meinung nicht. Aber ich 
bitte die kleine Nuance gehört zu haben, daß ich zu 
den bedingten Befürwortern gehöre. 

Es würde mich freuen, wenn der im Antrag formu-
lierte „wissenschaftliche und gesellschaftliche Dia-
log" - vielleicht zu wahlkampffreieren Zeiten - eine 
Chance der Realisierung bekäme. 

Damit glaube ich Ihre Aufmerksamkeit genügend 
beansprucht zu haben und danke für diese. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  dem Abgeordneten Rolf Köhne. 

Rolf Köhne (PDS): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Zunächst: Herr Kollege Ortleb, 
Tschernobyl zeigt, welche Ausmaße ein schwerer 
Kernschmelzunfall haben kann. Harrisburg ist ein 
Symbol dafür, was hätte passieren können, auch mit 
westlichen Atomanlagen. 

Zweitens: Herr Kollege G rill, es war wieder einmal 
typisch demagogisch, was Sie hier vorgetragen ha-
ben. Wir haben in diesem Hause schon mehrfach 
über den Ausstieg debattiert. Sie wissen ganz genau, 
daß es Alternativen zu Ihrer Politik gibt. Ich zähle sie 
nur ganz kurz auf: 

Erstens. Es gibt Überkapazitäten noch und noch; 

(Kurt-Dieter Grill  [CDU/CSU]: Wo denn?) 

wir können also jederzeit abschalten. 

(Kurt-Dieter Grill  [CDU/CSU]: Sagen Sie 
doch etwas zur Entsorgung!) 

Zweitens. Es gibt die Alternative, regenerative 
Energien und eine rationelle Energienutzung weiter 
auszubauen. 

Drittens. Es gibt, auch netto, einen Arbeitsplatz-
effekt, wenn man das tun würde. 

Das alles haben wir hier lang und breit debattiert. 
Ihre ganze Rede war also völliger Unsinn. 

(Kurt-Dieter G rill [CDU/CSU]: Das ist 
prima! Wenn Sie das sagen, muß das schon 

stimmen!) 

Ich möchte hier noch einmal unterstreichen: Wir 
werden uns selbstverständlich diesem Antrag von 
Bündnis 90/Die Grünen anschließen. Ich möchte nur 
einige zusätzliche Argumente vortragen. 

Erstens. Es ist auf jeden Fall notwendig, daß die 
hochradioaktiven Stoffe, die in Morsleben momentan 
ohne rechtliche Grundlage zwischenlagern, vor einer 
Stillegung herausgeholt werden. 

(Kurt-Dieter Grill  [CDU/CSU]: Wohin denn?) 

- In ein Zwischenlager. 

(Lachen des Abg. Kurt-Dieter G rill [CDU/ 
CSU]) 

Etwas anderes haben wir auf Grund Ihrer verfehlten 
Endlagerpolitik ja leider nicht. 

Zweitens. Es muß auf jeden Fall dafür gesorgt wer-
den, daß es einen trockenen sicheren Einschluß gibt. 
Irgendeine Flutung mit Lauge halte ich für äußerst 
problematisch. 

Noch ein paar Sätze zu Konrad. Nach Schacht Kon-
rad sollen nun auch langlebige Radioisotope aus der 
Wiederaufbereitung kommen. Das heißt, es sollen 
plutoniumhaltige Abfälle eingelagert werden. Auch 
wenn sie nur schwach- oder mittelradioaktiv sind, 
entsteht aus dem Zerfall von anderen Isotopen Nep-
tunium 237 in großen Mengen. Das ist in mehrfacher 
Hinsicht ein sehr problematischer Stoff: 

Erstens. Er strahlt über 10 Millionen Jahre radioak-
tiv. 

Zweitens. Neptunium kann sich im menschlichen 
Körper festsetzen und dort verheerende Wirkungen 
auslösen. 

Das sind noch einmal Argumente, die deutlich ma-
chen, daß bei Konrad erhebliche Anforderungen an 
die Langzeitsicherheit notwendig sind. Solche Nach-
weise sind bislang nicht erbracht worden. Deshalb 
halten auch wir es für notwendig, daß, wie es in die-
sem Antrag heißt, der „Antrag für die Einrichtung ei-
nes Endlagers ... im Schacht KONRAD ... zurückzu-
nehmen" ist. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS und beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 
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Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Damit schließe 
ich die Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 13/10305 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie 
damit einverstanden? - Ich sehe und höre keinen Wi-
derspruch. Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Damit sind wir am Schluß dieser denkwürdigen 
Sitzung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Mittwoch, den 29. April 1998, 13 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 13.59 Uhr) 
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Auswärtiger Ausschuß 

- Unterrichtung durch die deutsche Delegation in der Nord-
atlantischen Versammlung 

über die 43. Jahrestagung der Nordatlantischen Versamm-
lung vom 9. bis 13. Oktober 1997 in Bukarest 

- Drucksachen 13/9646, 13/10066 Nr. 1.1 - 

Ausschuß für Verkehr 

- Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Bericht der Bundesregierung 1996 über die Entwicklung 
der Kostenunterdeckung im öffentlichen Personennahver-
kehr (ÖPNV) 

- Drucksache 13/7552 - 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

- Bericht des Ausschusses für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung (19. Ausschuß) 
gemäß § 56 a der Geschäftsordnung 

Technikfolgenabschätzung 
hier: "Möglichkeiten und Probleme bei der Verfolgung und 
Sicherung nationaler und EG-weiter Umweltschutzziele im 
Rahmen der europäischen Normung" 

- Drucksache 13/6450 - 

- Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Vierter Bericht der Bundesregierung an den Deutschen 
Bundestag über Maßnahmen zum Schutz der Ozonschicht 

- Drucksache 13/8273 - 

Die Vorsitzenden der folgenden Ausschüsse haben 
mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehenden EU-
Vorlagen bzw. Unterrichtungen durch das Europäi-
sche Parlament zur Kenntnis genommen oder von 
einer Beratung abgesehen hat. 

Finanzausschuß 

Drucksache 13/9935 Nr. 2.17 
Drucksache 13/10072 Nr. 2.15 
Drucksache 13/10072 Nr. 2.16 
Drucksache 13/10072 Nr. 2.18 
Drucksache 13/10263 Nr. 3.1 
Drucksache 13/10263 Nr. 3.2 

Ausschuß für Wirtschaft 

Drucksache 13/9477 Nr. 1.4 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.36 
Drucksache 13/9935 Nr. 1.3 
Drucksache 13/9935 Nr. 1.9 
Drucksache 13/9935 Nr. 2.1 
Drucksache 13/9935 Nr. 2.5 
Drucksache 13/9935 Nr. 2.19 
Drucksache 13/9935 Nr. 2.20 
Drucksache 13/9935 Nr. 2.22 
Drucksache 13/9935 Nr. 2.23 
Drucksache 13/10072 Nr. 2.9 
Drucksache 13/10072 Nr. 2.11 
Drucksache 13/10072 Nr. 2.12 
Drucksache 13/10072 Nr. 2.14 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Drucksache 13/8615 Nr. 1.7 
Drucksache 13/9086 Nr. 2.10 
Drucksache 13/9935 Nr. 2.21 
Drucksache 13/9935 Nr. 2.2 
Drucksache 13/9935 Nr. 2.3 
Drucksache 13/9935 Nr. 2.4 
Drucksache 13/9935 Nr. 2.6 
Drucksache 13/9935 Nr. 2.7 
Drucksache 13/9935 Nr. 2.8 
Drucksache 13/9935 Nr. 2.9 
Drucksache 13/9935 Nr. 2.10 
Drucksache 13/9935 Nr. 2.11 
Drucksache 13/9935 Nr. 2.13 
Drucksache 13/9935 Nr. 2.14 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Drucksache 13/8508 Nr. 2.23 
Drucksache 13/8615 Nr. 2.29 
Drucksache 13/8615 Nr. 2.74 
Drucksache 13/8615 Nr. 2.90 
Drucksache 13/8615 Nr. 2.92 
Drucksache 13/9819 Nr. 1.4 
Drucksache 13/9819 Nr. 1.10 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.24 
Drucksache 13/10072 Nr. 2.8 
Drucksache 13/10072 Nr. 2.20 

Ausschuß für Gesundheit 

Drucksache 13/8615 Nr. 2.58 
Drucksache 13/9668 Nr. 2.36 

Ausschuß für Verkehr 

Drucksache 13/7959 Nr. 1.5 
Drucksache 13/8615 Nr. 2.8 
Drucksache 13/9477 Nr. 1.1 
Drucksache 13/9477 Nr. 1.3 
Drucksache 13/10072 Nr. 1.1 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Drucksache 13/9086 Nr. 2.55 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.5 

Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technologie 
und Technikfolgenabschätzung 

Drucksache 13/9668 Nr. 2.17 
Drucksache 13/10072 Nr. 2.2 
Drucksache 13/10263 Nr. 2.5 
Drucksache 13/10263 Nr. 2.12 
Drucksache 13/10263 Nr. 2.20 

Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäischen Union 

Drucksache 13/9819 Nr. 1.15 






	231. Sitzung
	Bonn, Freitag, den 24. April 1998
	Inhalt
	Redetext
	Anlagen zum Stenographischen Bericht

	Anlage 1
	Anlage 2




